














































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































430 W. /. Lenin

Zu einem solchen Bündnis bahnte sich bekanntlich denn auch die Pari-
ser Kommune den Weg, die aus einer Anzahl innerer und äußerer Gründe
ihr Ziel nicht erreichte.

Folglich hat Marx, als er von einer „wirklichen Volksrevolution"
sprach, ohne die Eigentümlichkeiten des Kleinbürgertums im geringsten
zu vergessen (er sprach viel und oft davon), das tatsächliche Kräftever-
hältnis der Klassen in den meisten Staaten des europäischen Kontinents
im Jahre 1871 ganz genau berücksichtigt. Anderseits aber konstatierte
er, daß das „Zerschlagen" der Staatsmaschinerie im Interesse sowohl der
Arbeiter als auch der Bauern notwendig ist, sie einigt, sie vor die gemein-
same Aufgabe stellt, den „Schmarotzer" zu beseitigen und ihn durch
etwas Neues zu ersetzen.

Und zwar wodurch ?

2. Wodurch ist die zerschlagene Staatsmaschinerie
zu ersetzen?

Auf diese Frage gab Marx 1847 im „Kommunistischen Manifest" eine
noch völlig abstrakte Antwort, richtiger: eine Antwort, die die Aufgaben,
nicht aber die Methoden ihrer Lösung zeigte. Sie ist zu ersetzen durch
die „Organisation des Proletariats als herrschende Klasse", durch die
„Erkämpfung der Demokratie" - das war die Antwort des „Kommuni-
stischen Manifests".

Ohne sich auf Utopien einzulassen, erwartete Marx von den Erfah-
rungen der Massenbewegung eine Antwort auf die Frage, welche kon-
kreten Formen diese Organisation des Proletariats als herrschende
Klasse annehmen wird, in welcher Weise sich diese Organisation ver-
einen lassen wird mit der möglichst vollständigen und folgerichtigen
„Erkämpfung der Demokratie".

Die Erfahrungen der Kommune, so gering sie auch waren, unterzieht
Marx in seinem „Bürgerkrieg in Frankreich" der genauesten Analyse.
Wir führen hier die wichtigsten Stellen aus dieser Schrift an:

Im 19. Jahrhundert entwickelte sich die aus dem Mittelalter stam-
mende zentralisierte Staatsmacht, mit ihren allgegenwärtigen
Organen - stehende Armee, Polizei, Bürokratie, Geistlichkeit, Rieh-
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terstand.. .*. Mit der Entwicklung des Klassengegensatzes zwischen
Kapital und Arbeit „. . . erhielt die Staatsmacht mehr und mehr den
Charakter einer öffentlichen Gewalt zur Unterdrückung der Arbei-
terklasse, einer Maschine der Klassenherrschaft. Nach jeder Revo-
lution, die einen Fortschritt des Klassenkampfs bezeichnet, tritt der
rein unterdrückende Charakter der Staatsmacht offner und offner
hervor." Die Staatsmacht wird nach der Revolution von 1848/1849
„ das nationale Kriegswerkzeug des Kapitals gegen die Arbeit".
Das zweite Kaiserreich festigt dieses.

„Der gerade Gegensatz des Kaisertums war die Kommune." „Die
Kommune war die bestimmte Form..." „.. . einer Republik, die
nicht nur die monarchische Form der Klassenherrschaft beseitigen
sollte, sondern die Klassenherrschaft selbst."

Worin bestand nun diese „bestimmte" Form der proletarischen, sozia-
listischen Republik? Wie war der Staat beschaffen, den sie aufzubauen
begonnen hatte?

„Das erste Dekret der Kommune war . . . die Unterdrückung des
stehenden Heeres und seine Ersetzung durch das bewaffnete Volk."

Diese Forderung steht heute in den Programmen aller Parteien, die
als sozialistische gelten wollen. Aber was ihre Programme wert sind,
erkennt man am besten aus dem Verhalten unserer Sozialrevolutionäre
und Menschewiki, die gerade nach der Revolution vom 27. Februar auf
die Verwirklichung dieser Forderung in der Praxis verzichtet haben!

„Die Kommune bildete sich aus den durch allgemeines Stimm-
recht in den verschiedenen Bezirken von Paris gewählten Stadt-
räten. Sie waren verantwortlich und jederzeit absetzbar. Ihre Mehr-
zahl bestand selbstredend aus Arbeitern oder anerkannten Vertre-
tern der Arbeiterklasse...

Die Polizei, bisher das Werkzeug der Staatsregierung, wurde
sofort aller ihrer politischen Eigenschaften entkleidet und in das
verantwortliche und jederzeit absetzbare Werkzeug der Kommune
verwandelt. Ebenso die Beamten aller andern Verwaltungszweige.
Von den Mitgliedern der Kommune an abwärts, mußte der öffent-
liche Dienst für Arbeiterlohn besorgt werden. Die erworbnen An-
rechte und die Repräsentationsgelder der hohen Staatswürdenträger
verschwänden mit diesen Würdenträgern selbst... Das stehende



432 W. /. Lenin

Heer und die Polizei, die Werkzeuge der materiellen Macht der
alten Regierung einmal beseitigt, ging die Kommune sofort darauf
aus, das geistliche Unterdrückungswerkzeug, die Pfaffenmacht, zu
brechen... Die richterlichen Beamten verloren jene scheinbare
Unabhängigkeit, . . . sie sollten . . . fernerhin gewählt, verantwort-
lich und absetzbar sein."105

Die zerschlagene Staatsmaschinerie wurde also von der Kommune
scheinbar „nur" durch eine vollständigere Demokratie ersetzt: Beseiti-
gung des stehenden Heeres, vollkommene Wählbarkeit und Absetzbar-
keit aller Amtspersonen. In Wirklichkeit jedoch bedeutet dieses „nur",
daß im riesigen Ausmaß die einen Institutionen durch Institutionen prin-
zipiell anderer Art ersetzt wurden. Hier ist gerade einer der Fälle des
„Umschlagens von Quantität in Qualität" wahrzunehmen: Die mit die-
ser denkbar größten Vollständigkeit und Folgerichtigkeit durchgeführte
Demokratie verwandelt sich aus der bürgerlichen Demokratie in die
proletarische, aus dem Staat (= einer besonderen Gewalt zur Unter-
drückung einer bestimmten Klasse) in etwas, was eigentlich kein Staat
mehr ist.

Es ist immer noch notwendig, die Bourgeoisie und ihren Widerstand
niederzuhalten. Für die Kommune war das ganz besonders notwendig,
und eine der Ursachen ihrer Niederlage bestand darin, daß sie das nicht
entschlossen genug getan hat. Aber das unterdrückende Organ ist hier
schon die Mehrheit und nicht, wie dies bisher immer, sei es unter der
Sklaverei, der Leibeigenschaft oder der Lohnsklaverei der Fall war, die
Minderheit der Bevölkerung. Wenn aber die Mehrheit des Volkes selbst
ihre Bedrücker unterdrückt, so ist eine „besondre Repressionsgewalt"
schon nicht mehr nötiglln diesem Sinne beginnt der Staat
abzusterben. An Stelle besonderer Institutionen einer bevorzugten Min-
derheit (privilegiertes Beamtentum, Offizierskorps des stehenden Heeres)
kann das die Mehrheit selbst unmittelbar besorgen, und je größeren An-
teil das gesamte Volk an der Ausübung der Funktionen der Staatsmacht
hat. um so weniger bedarf es dieser Macht

Besonders bemerkenswert ist in dieser Beziehung eine von Marx her-
vorgehobene Maßnahme der Kommune: die Beseitigung der Repräsen-
tationsgelder jeder Art, aller finanziellen Privilegien der Beamten, die
Reduzierung der Gehälter aller Amtspersonen im Staat auf das Niveau
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des ^Arbeiterlohnes". Hier gerade kommt am klarsten der Umschwung
zum Ausdruck - von der bürgerlichen Demokratie zur proletarischen,
von der Unterdrückerdemokratie zur Demokratie der unterdrückten
Klassen, vom Staat als „besondrer Gemalt" zur Niederhaltung einer be-
stimmten Klasse, zur Niederhaltung der Unterdrücker durch die allge-
meine Gemalt der Mehrheit des Volkes, der Arbeiter und Bauern. Und
gerade in diesem, besonders anschaulichen und, was den Staat betrifft,
wohl wichtigsten Punkt hat man die Marxschen Lehren am gründlichsten
vergessen! In den populären Kommentaren, deren Zahl Legion ist, wird
davon nicht gesprochen. Es ist „üblich", darüber zu schweigen, als han-
delte es sich um eine überlebte „Naivität", ungefähr so, wie die Christen
die „Naivitäten" des Urchristentums mit seinem demokratisch-revolutio-
nären Geiste „vergaßen", nachdem das Christentum zur Staatsreligiön
erhoben worden war.

Die Herabsetzung der Gehälter der höheren Staatsbeamten erscheint
„einfach" als Forderung eines naiven, primitiven Demokratismus. Einer
der „Begründer" des neuesten Opportunismus, der frühere Sozialdemo-
krat Eduard Bernstein, übte sich wiederholt im Nachplappern der trivia-
len bürgerlichen Spötteleien über den „primitiven" Demokratismus. Wie
alle Opportunisten, wie auch die jetzigen Kautskyaner, hat er absolut
nicht begriffen, erstens, daß der Übergang vom Kapitalismus zum Sozia-
lismus ohne eine gewisse „Rückkehr" zu „primitivem" Demokratismus
unmöglich ist (wie soll denn sonst der Übergang zur Ausübung der
staatlichen Funktionen durch die Mehrheit der Bevölkerung, ja durch die
ganze Bevölkerung ohne Ausnahme erfolgen?), und zweitens, daß „pri-
mitiver Demokratismus" auf der Basis des Kapitalismus und der kapita-
listischen Kultur etwas anderes ist als der primitive Demokratismus der
Urzeit oder der vorkapitalistischen Zeit. Die kapitalistische Kultur hat
die Großproduktion, hat Fabriken, Eisenbahnen, Post, Telefon u. a.
geschaffen, und auf dieser Basis sind die meisten Funktionen der alten
„Staatsmacht" so vereinfacht worden und können auf so einfache Ope-
rationen der Registrierung, Buchung und Kontrolle zurückgeführt wer-
den, daß diese Funktionen alle Leute, die des Lesens und Schreibens
kundig sind, ausüben können, so daß man sie für gewöhnlichen „Arbei-
terlohn" wird leisten und ihnen jeden Schimmer eines Vorrechts, eines
„Vorgesetztenrechts" wird nehmen können (und müssen).

28 Lenin. Werke. Bd. 25
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Die uneingeschränkte Wählbarkeit und die jederzeitige Absetzbarkeit
ausnahmslos aller beamteten Personen, die Reduzierung ihrer Gehälter
auf den gewöhnlichen „Arbeiterlohn", diese einfachen und „selbstver-
ständlichen" demokratischen Maßnahmen, bei denen sich die Interessen
der Arbeiter völlig mit denen der Mehrheit der Bauern decken, dienen
gleichzeitig als Brücke, die vom Kapitalismus zum Sozialismus führt.
Diese Maßnahmen betreffen die staatliche, rein politische Umgestaltung
der Gesellschaft, aber sie bekommen vollen Sinn und Bedeutung selbst-
verständlich erst im Zusammenhang mit der in Verwirklichung oder Vor-
bereitung begriffenen „Expropriation der Expropriateure", d. h. mit dem
Übergang des kapitalistischen Privateigentums an den Produktionsmit-
teln in gesellschaftliches Eigentum.

„Die Kommune", schrieb Marx, „machte das Stichwort aller
Bourgeoisrevolutionen - wohlfeile Regierung - zur Wahrheit, in-
dem sie die beiden größten Ausgabequellen, die Armee und das
Beamtentum, aufhob."

Aus der Bauernschaft wie auch aus den anderen Schichten des Klein-
bürgertums gelangt nur eine geringfügige Minderheit „nach oben",
„bringt es zu etwas" im bürgerlichen Sinne, d. h. wird entweder zu
wohlhabenden Leuten, zu Bourgeois, oder zu gut versorgten, privilegier-
ten Beamten. Die gewaltige Mehrheit der Bauernschaft wird in jedem
kapitalistischen Land, in dem es überhaupt Bauern gibt (was in den mei-
sten kapitalistischen Ländern der Fall ist), von der Regierung unter-
drückt und sehnt deren Sturz, sehnt eine „wohlfeile" Regierung herbei.
Verwirklichen kann das nur das Proletariat, und indem es das ver-
wirklicht, macht es zugleich einen Schritt zur sozialistischen Umgestal-
tung des Staates.

3. Aufhebung des Parlamentarismus

„Die Kommune", schrieb Marx, „sollte nicht eine parlamenta-
rische, sondern eine arbeitende Körperschaft sein, vollziehend und
gesetzgebend zu gleicher Zei t . . .

Statt einmal in drei oder sechs Jahren zu entscheiden, welches
Mitglied der herrschenden Klasse das Volk im Parlament ver- und
zertreten soll, sollte das allgemeine Stimmrecht dem in Kommunen
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konstituierten Volk dienen, wie das individuelle Stimmrecht jedem
andern Arbeitgeber dazu dient, Arbeiter, Aufseher und Buchhalter
in seinem Geschäft auszusuchen."

Diese bemerkenswerte Kritik am Parlamentarismus, die aus dem Jahre
1871 stammt, gehört jetzt infolge des herrschenden Sozialchauvinismus
und Opportunismus ebenfalls zu den „vergessenen Worten" des Mar-
xismus. Die Minister und Berufsparlamentarier, die Verräter am Prole-
tariat und „Geschäfts"sozialisten unserer Tage überließen die Kritik am
Parlamentarismus gänzlich den Anarchisten und verschrien aus diesem
erstaunlich klugen Grunde jede Kritik am Parlamentarismus als „Anar-
chismus" !! Es ist durchaus nicht verwunderlich, daß das Proletariat der
„fortgeschrittenen" parlamentarischen Länder, angeekelt durch den
Anblick solcher „Sozialisten" wie der Scheidemann, David, Legien, Sem-
bat, Renaudel, Henderson, Vandervelde, Stauning, Branting, Bissolati
und Co., seine Sympathien immer öfter dem Anarchosyndikalismus zu-
wandte, obwohl dieser der leibliche Bruder des Opportunismus ist.

Doch für Marx war die revolutionäre Dialektik nie jenes leere Mode-
wort, jene Kinderklapper, zu der sie Plecfaahow, Kautsky und andere
gemacht haben. Marx verstand es, mit den Anarchisten rücksichtslos
zu brechen, weil diese es nicht vermochten, auch nur den „Saustall" des
bürgerlichen Parlamentarismus auszunutzen, besonders in Zeiten, da
offensichtlich keine revolutionäre Situation vorhanden ist; gleichzeitig
verstand er aber auch, eine wahrhaft revolutionär-proletarische Kritik am
Parlamentarismus zu üben.

Einmal in mehreren Jahren zu entscheiden, welches Mitglied der herr-
schenden Klasse das Volk im Parlament niederhalten und zertreten soll -
das ist das wirkliche Wesen des bürgerlichen Parlamentarismus, nicht
nur in den parlamentarisch-konstitutionellen Monarchien, sondern auch
in den allerdemokratischsten Republiken.

Wirft man aber die Frage des Staates auf, betrachtet man den Parla-
mentarismus als eine der Institutionen des Staates unter dem Gesichts-
punkt der Aufgaben des Proletariats auf diesem Gebiet, wo ist dann der
Ausweg aus dem Parlamentarismus? Wie soll man da ohne ihn aus-
kommen?

Wieder und immer wieder muß man sagen: Die auf dem Studium der
Kommune begründeten Marxschen Lehren sind so gründlich vergessen

28*
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worden, daß dem heutigen „Sozialdemokraten" flies: dem heutigen Ver-
räter am Sozialismus) eine andere Kritik am Parlamentarismus als eine
anarchistische oder reaktionäre einfach unverständlich ist.

Der Ausweg aus dem Parlamentarismus ist natürlich nicht in der Auf-
hebung der Vertretungskörperschaften und der Wählbarkeit zu suchen,
sondern in der Umwandlung der Vertretungskörperschaften aus Schwatz-
buden in „arbeitende" Körperschaften. „Die Kommune sollte nicht eine
parlamentarische, sondern eine arbeitende Körperschaft sein, vollziehend
und gesetzgebend zu gleicher Zeit."

„Nicht eine parlamentarische, sondern eine arbeitende Körperschaft" -
das ist den modernen Parlamentariern und parlamentarischen „Schoß-
hündchen" der Sozialdemokratie direkt ins Stammbuch geschrieben!
Man sehe sich ein beliebiges parlamentarisch regiertes Land an, von
Amerika bis zur Schweiz, von Frankreich bis England, Norwegen u. a.:
die eigentlichen „Staats"geschäfte werden hinter den Kulissen abge-
wickelt und von den Departements, Kanzleien und Stäben verrichtet. In
den Parlamenten wird nur geschwatzt, speziell zu dem Zweck, das „nie-
dere Volk" hinters Licht zu führen. Das ist so wahr, daß sich selbst in
der russischen Republik, in der bürgerlich-demokratischen Republik so-
fort, noch bevor sie Zeit fand, ein richtiges Parlament zu schaffen, alle
diese Sünden des Parlamentarismus geltend machten. Solche Helden
des modrigen Spießbürgertums wie die Skobelew und Zereteli, Tscher-
now und Awksentjew haben es zuwege gebracht, auch die Sowjets nach
dem Vorbild des schäbigsten bürgerlichen Parlamentarismus zu versauen,
sie in bloße Schwatzbuden zu verwandeln. In den Sowjets hauen die
Herren „sozialistischen" Minister die vertrauensseligen Bäuerlein mit
Phrasen und Resolutionen übers Ohr. In der Regierung wird ein ewiger
Tanz aufgeführt, einerseits, um der Reihe nach möglichst viele Sozial-
revolutionäre und Menschewiki „an die Krippe" gut bezahlter und ehren-
voller Posten zu setzen, und anderseits, um die „Aufmerksamkeit" des
Volkes „zu beschäftigen". In den Kanzleien, in den Stäben wird inzwi-
schen „Staats"arbeit „geleistet" I

„Delo Naroda", das Organ der an der Regierung beteiligten Partei
der „Sozialrevolutionäre", erklärte kürzlich in einem redaktionellen
Leitartikel mit der unnadiahmlichen Offenherzigkeit der Menschen aus
der „guten Gesellschaft", in der „alle" politische Prostitution treiben,
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daß selbst in den von (mit Verlaub zu sagen!) „Sozialisten" geleiteten
Ministerien, daß selbst hier der gesamte Beamtenapparat im Grunde der
alte bleibt, auf diese alte Weise funktioniert und jedes revolutionäre Be-
ginnen ganz „frei" sabotiert! Ja selbst wenn dieses Eingeständnis nicht
vorläge, ist denn der tatsächliche Verlauf der Beteiligung der Sozial-
revolutionäre und Menschewiki an der Regierung nicht Beweis genug?
Bezeichnend ist hier nur, daß die Herren Tschernow, Russanow, Sensi-
now und sonstigen Redakteure des „Delo Naroda", die sich in ministe-
rieller Gemeinschaft mit den Kadetten befinden, dermaßen jede Scham
verloren haben, daß sie sich nicht scheuen - als handle es sich um eine
Bagatelle - , öffentlich zu erzählen, ohne zu erröten, daß „bei ihnen" in
den Ministerien alles beim alten ist!! Revolutionär-demokratische Phra-
sen zur Betörung der einfältigen Bauern und bürokratische Verschleppung
aller Angelegenheiten zur „Zufriedenstellung" der Kapitalisten - das ist
das Wesen der „ehrlichen" Koalition.

Den korrupten und verfaulten Parlamentarismus der bürgerlichen Ge-
sellschaft ersetzt die Kommune durch Körperschaften, in denen die Frei-
heit des Urteils und der Beratung nicht in Betrug ausartet, denn die Par-
lamentarier müssen selbst arbeiten, selbst ihre Gesetze ausführen, selbst
kontrollieren, was bei der Durchführung herauskommt, selbst unmittel-
bar vor ihren Wählern die Verantwortung tragen. Die Vertretungskör-
perschaften bleiben, aber den Parlamentarismus als besonderes System,
als Trennung der gesetzgebenden von der vollziehenden Tätigkeit, als
Vorzugsstellung für Abgeordnete gibt es hier nidit. Ohne Vertretungs-
körperschaften können wir uns eine Demokratie nicht denken, auch die
proletarische Demokratie nicht; ohne Parlamentarismus können und
müssen wir sie uns denken, soll die Kritik an der bürgerlichen Gesell-
schaft für uns nicht ein leeres Gerede sein, soll das Streben nach dem
Sturz der Herrschaft der Bourgeoisie aufrichtig und ernst gemeint und
nicht eine „Wahlparole sein, um Arbeiterstimmen zu fangen, wie es
bei den Menschewiki und Sozialrevolutionären, den Scheidemann und
Legien, den Sembat und Vandervelde der Fall ist.

Es ist äußerst lehrreich, daß Marx da, wo er auf die Funktionen jener
Beamtenschaft zu sprechen kommt, die auch die Kommune und die
proletarische Demokratie braucht, zum Vergleich die Angestellten
eines „jeden andern Arbeitgebers" heranzieht, d. h. ein gewöhnliches
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kapitalistisches Unternehmen mit „Arbeitern, Aufsehern und Buchhal-
tern".

Bei Marx findet man auch nicht die Spur von Utopismus in dem Sinne,
daß er sich die „neue" Gesellschaft erdichtet, zusammenphantasiert.
Nein, er studiert - wie einen naturgeschichtlichen Prozeß - die Geburt
der neuen Gesellschaft aus der alten, studiert die Übergangsformen von
der alten zur neuen. Er hält sich an die tatsächlichen Erfahrungen der pro-
letarischen Massenbewegung und ist bemüht, aus ihr praktische Lehren
zu ziehen. Er „lernt" von der Kommune, wie alle großen revolutionären
Denker sich nicht gescheut haben, aus den Erfahrungen der großen
Bewegungen der unterdrückten Klasse zu lernen, ohne jemals pedantische
„Moralpredigten" an sie zu richten (in der Art von Plechanow: „Man
hätte nicht zu den Waffen greifen sollen" oder Zereteli: „Eine Klasse muß
sich Selbstbeschränkung auferlegen").

Von einer Vernichtung des Beamtentums mit einem Schlag, überall,
restlos, kann keine Rede sein. Das wäre eine Utopie. Aber mit einem
Schlag die alte Beamtenmaschinerie zerbrechen und sofort mit dem Auf-
bau einer neuen beginnen, die allmählich jegliches Beamtentum überflüs-
sig macht und aufhebt - das ist keine Utopie, das lehrt die Erfahrung
der Kommune, das ist die direkte, nächstliegende Aufgabe des revolu-
tionären Proletariats.

Der Kapitalismus vereinfacht die Funktionen der „Staatsverwaltung,
er macht es möglich, das „Vorgesetztenwesen" zu beseitigen und das
Ganze auf die Organisation der Proletarier (als herrschende Klasse) zu
reduzieren, die im Namen der gesamten Gesellschaft „Arbeiter, Auf-
seher und Buchhalter" einstellen wird.

Wir sind keine Utopisten. Wir „träumen" nicht davon, wie man
unvermittelt ohne jede Verwaltung, ohne jede Unterordnung auskom-
men könnte; diese anarchistischen Träumereien, die auf einem Verken-
nen der Aufgaben der Diktatur des Proletariats beruhen, sind dem
Marxismus wesensfremd, sie dienen in Wirklichkeit nur dazu, die so-
zialistische Revolution auf die Zeit zu verschieben, da die Menschen
anders geworden sein werden. Nein, wir wollen die sozialistische Re-
volution mit den Menschen, wie sie gegenwärtig sind, den Menschen,
die ohne Unterordnung, ohne Kontrolle, ohne „Aufseher und Buchhalter"
nicht auskommen werden.
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Aber unterzuordnen hat man sich der bewaffneten Avantgarde aller
Ausgebeuteten und Werktätigen - dem Proletariat. Die spezifische „Vor-
gesetztenrolle" der Staatsbeamten kann und muß man sofort, von heute
auf morgen, durch die einfachen Funktionen von „Aufsehern und Buch-
haltern" zu ersetzen beginnen, Funktionen, denen der heutige Städter
bei seinem Entwicklungsniveau im allgemeinen schon vollauf gewachsen
ist und die für einen „Arbeiterlohn" durchaus ausführbar sind.

Organisieren wir Arbeiter selber die Großproduktion, davon aus-
gehend, was der Kapitalismus bereits geschaffen hat, auf unsere Arbei-
tererfahrung gestützt, mit Hilfe strengster, eiserner Disziplin, die von
der Staatsgewalt der bewaffneten Arbeiter aufrechterhalten wird; machen
wir die Staatsbeamten zu einfachen Vollstreckern unserer Aufträge, zu
verantwortlichen, absetzbaren, bescheiden bezahlten „Aufsehern und
Buchhaltern" (dazu natürlich Techniker jeder Art, jeden Ranges und
Grades) - das ist unsere proletarische Aufgabe, damit kann und muß
man bei der Durchführung der proletarischen Revolution beginnen. Ein
solcher Anfang führt auf der Basis der Großproduktion von selbst zum
allmählichen „Absterben" jedweden Beamtentums, zur allmählichen
Schaffung einer Ordnung - einer Ordnung ohne Anführungszeichen, die
mit Lohnsklaverei nichts zu tun hat - , einer Ordnung, bei der die sich
immer mehr vereinfachenden Funktionen der Aufsicht und Rechen-
schaftslegung der Reihe nach von allen ausgeübt, später zur Gewohnheit
werden und schließlich als SoMderfunktionen einer besonderen Schicht
von Menschen in Fortfall kommen.

Ein geistreicher deutscher Sozialdemokrat der siebziger Jahre des vori-
gen Jahrhunderts bezeichnete die Post als Muster sozialistischer Wirt-
schaft. Das ist durchaus richtig. Gegenwärtig ist die Post ein Betrieb, der
nach dem Typ des staatskapitälistisdien Monopols organisiert ist Der
Imperialismus verwandelt nach und nach alle Trusts in Organisationen
ähnlicher Art. Ober den „einfachen" Werktätigen, die schuften und dar-
ben, steht hier die gleiche bürgerliche Bürokratie. Doch der Mechanis-
mus der gesellschaftlichen Wirtschaftsführung ist hier bereits fertig vor-
handen. Man stürze die Kapitalisten, man breche mit der eisernen Faust
der bewaffneten Arbeiter den Widerstand dieser Ausbeuter, man zer-
schlage die bürokratische Maschinerie des modernen Staates - und wir
haben einen von dem „Schmarotzer" befreiten technisch hochentwickel-
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ten Medianismus vor uns, den die vereinigten Arbeiter sehr wohl selbst
in Gang bringen können, indem sie Techniker, Aufseher, Buchhalter an-
stellen und ihrer aller Arbeit, wie die Arbeit aller „Staatsbeamten über-
haupt, mit dem Arbeiterlohn bezahlen. Das ist eine konkrete, praktische
Aufgabe,-die in bezug auf alle Trusts sofort ausführbar ist, wobei die
Werktätigen von der Ausbeutung befreit und die Erfahrungen verwertet
werden, die bereits die Kommune (insbesondere auf dem Gebiet des
Staatsaufbaus) praktisch zu machen begann.

Unser nächstes Ziel ist, die gesamte Volkswirtschaft nach dem Vor-
bild der Post zu organisieren, und zwar so, daß die unter der Kontrolle
und Leitung des bewaffneten Proletariats stehenden Techniker, Auf-
seher, Buchhalter sowie alle beamteten Personen ein den „Arbeiterlohn"
nicht übersteigendes Gehalt beziehen. Das ist der Staat, das ist die öko-
nomische Grundlage des Staates, wie wir sie brauchen. Das wird uns die
Beseitigung des Parlamentarismus und das Beibehalten der Vertretungs-
körperschaften bringen, das wird die arbeitenden Klassen von der Pro-
stituierung dieser Körperschaften durch die Bourgeoisie befreien.

4. Organisierung der Einheit der Nation

„In einer kurzen Skizze der nationalen Organisation, die die
Kommune nicht die Zeit hatte, weiter auszuarbeiten, heißt es aus-
drücklich, daß die Kommune die politische Form selbst des klein-
sten Dorfs sein... sollte." Von den Kommunen sollte auch die
„Nationaldelegation" in Paris gewählt werden.

„Die wenigen, aber wichtigen Funktionen, welche dann noch für
eine Zentralregierung übrigblieben, sollten nicht, wie dies absicht-
lich gefälscht worden, abgeschafft, sondern an kommunale, d. h.
streng verantwortliche Beamte übertragen werden.

Die Einheit der Nation sollte nicht gebrochen, sondern im Ge-
genteil organisiert werden durch die Kommunalverfassung; sie sollte
eine Wirklichkeit werden durch die Vernichtung jener Staatsmacht,
welche sich für die Verkörperung dieser Einheit ausgab, aber un-
abhängig und überlegen sein wollte gegenüber der Nation, an deren
Körper sie doch nur ein Schmarotzerauswuchs war. Während es
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galt, die bloß unterdrückenden Organe der alten Regierungsmacht
abzuschneiden, sollten ihre berechtigten Funktionen einer Gewalt,
die über der Gesellschaft zu stehn beanspruchte, entrissen und den
verantwortlichen Dienern der Gesellschaft zurückgegeben werden."

In welchem Maße die Opportunisten der modernen Sozialdemokratie
diese Ausführungen von Marx nicht verstanden haben - vielleicht rich-
tiger: nicht verstehen wollten - , beweist am besten das herostratisch
berühmte Buch des Renegaten Bernstein „Die Voraussetzungen des So-
zialismus und die Aufgaben der Sozialdemokratie". Gerade in bezug auf
die zitierten Worte von Marx schrieb Bernstein, das sei ein Programm,
„das seinem politischen Gehalt nach in allen wesentlichen Zügen die
größte Ähnlichkeit aufweist mit dem Föderalismus - Proudhons . . . Bei
allen sonstigen Verschiedenheiten zwischen Marx und dem .Kleinbürger'
Proudhon" (Bernstein setzt das Wort „Kleinbürger" in Anführungs-
zeichen, die seiner Meinung nach Ironie ausdrücken sollen) „ist in diesen
Punkten der Gedankengang bei ihnen so nahe wie nur möglich." Na-
türlich, fährt Bernstein fort, wächst die Bedeutung der Munizipalitäten,
doch meint er: „Ob freilich eine solche Auflösung der modernen Staats-
wesen und die völlige Umwandlung ihrer Organisation, wie Marx und
Proudhon sie schildern (die Bildung der Nationalversammlung aus Dele-
gierten der Provinz- bzw. Bezirksversammlungen, die ihrerseits aus De-
legierten der Kommunen zusammenzusetzen wären), das erste Werk der
Demokratie zu sein hätte, so daß also die bisherige Form der National-
vertretungen wegfiele, erscheint mir zweifelhaft." (Bernstein, „Voraus-
setzungen", S. 134 und 136 der deutschen Ausgabe von 1899.)

Das ist geradezu ungeheuerlich: Marx' Ansichten über die „Vernich-
tung der Staatsmacht, des Schmarotzerauswuchses" mit dem Föderalis-
mus Proudhons in einen Topf zu werfen! Das ist aber kein Zufall, denn
dem Opportunisten kommt es nicht einmal in den Sinn, daß Marx hier
gar nicht vom Föderalismus im Gegensatz zum Zentralismus spricht,
sondern von'der Zerschlagung der alten, bürgerlichen, in allen bürger-
lichen Ländern bestehenden Staatsmaschinerie.

Dem Opportunisten kommt nur das in den Sinn, was er in dem Mi-
lieu kleinbürgerlichen Spießertums und „reformistischer" Stagnation um
sich herum sieht, nämlich nur die „Munizipalitäten"! Der Opportunist
hat verlernt, an die Revolution des Proletariats auch nur zu denken.
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Das ist zum. Lachen. Bemerkenswert ist aber, daß über diesen Punkt
mit Bernstein nicht gestritten wurde. Bernstein wurde von vielen wider-
legt, in der russischen Literatur insbesondere von Plechanow und in der
westeuropäischen von Kautsky, aber der eine wie der andere hat über
diese Entstellung von Marx durch Bernstein kein Wort verloren.

Der Opportunist hat so sehr verlernt, revolutionär zu denken und sich
über die Revolution Gedanken zu machen, daß er Marx „Föderalismus"
zuschreibt und ihn mit Proudhon, dem Begründer des Anarchismus, in
einen Topf wirft. Und die Kautsky und Plechanow, die orthodoxe Mar-
xisten sein möchten, die die Lehre des revolutionären Marxismus ver-
teidigen wollen, schweigen dazu! Hier liegt eine der Wurzeln jener äußer-
sten Vulgarisierung der Ansichten über den Unterschied zwischen Mar-
xismus und Anarchismus, die sowohl den Kautskyanem als auch den
Opportunisten eigen ist und auf die wir noch zu sprechen kommen
werden.

In den angeführten Betrachtungen von Marx über die Erfahrungen der
Kommune findet sich auch nicht die Spur von Föderalismus. Marx
stimmt mit Proudhon gerade in dem überein, was der Opportunist Bern-
stein nicht sieht. Marx geht mit Proudhon gerade da auseinander, wo
Bernstein ihre Übereinstimmung sieht.

Marx stimmt mit Proudhon darin überein, daß sie beide für das „Zer-
schlagen" der modernen Staatsmaschine sind. Diese Übereinstimmung
des Marxismus mit dem Anarchismus (sowohl mit Proudhon als auch mit
Bakunin) wollen weder die Opportunisten noch die Kautskyaner sehen,
denn sie haben in diesem Punkt dem Marxismus den Rücken gekehrt.

Marx geht sowohl mit Proudhon als auch mit Bakunin gerade in der
Frage des Föderalismus auseinander (von der Diktatur des Proletariats
schon gar nicht zu reden). Aus den kleinbürgerlichen Anschauungen des
Anarchismus ergibt sich prinzipiell der Föderalismus. Marx ist Zentra-
list. Und in seinen hier zitierten Darlegungen ist nicht die geringste Ab-
weichung vom Zentralismus enthalten. Nur Leute, die vom kleinbürger-
lichen „Aberglauben" an den Staat erfüllt sind, können die Vernichtung
der bürgerlichen Staatsmaschinerie für eine Vernichtung des Zentralismus
halten!

Nun, wenn aber das Proletariat und die arme Bauernschaft die Staats-
gewalt in ihre Hände nehmen, sich vollkommen frei in Kommunen orga-
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nisieren und das Wirken aller Kommunen vereinigen, um das Kapital zu
schlagen, den Widerstand der Kapitalisten zu brechen und das Privat-
eigentum an den Eisenbahnen, Fabriken, an Grund und Boden usw. der
gesamten Nation, der gesamten Gesellschaft zu übertragen - wird das
etwa kein Zentralismus sein? Wird das nicht der konsequenteste demo-
kratische Zentralismus sein? Und dazu noch proletarischer Zentra-
lismus?

Bernstein kann es einfach nicht in den Sinn kommen, daß ein freiwil-
liger Zentralismus, eine freiwillige Vereinigung der Kommunen zur
Nation, eine freiwillige Verschmelzung der proletarischen Kommunen
zum Zweck der Zerstörung der bürgerlichen Herrschaft und der bürger-
lichen Staatsmaschine möglich ist. Bernstein, wie jedem Philister, er-
scheint der Zentralismus als etwas, das nur von oben, nur von der Be-
amtenschaft und dem Militärklüngel aufgezwungen und aufrechterhalten
werden kann.

Marx betonte ausdrücklich, als ob er die Möglichkeit einer Entstellung
seiner Ansichten vorausgesehen hätte, daß die gegen die Kommune er-
hobene Anschuldigung, sie hätte die Einheit der Nation vernichten, die
Zentralregierung abschaffen wollen, eine bewußte Fälschung ist. Marx
gebraucht absichtlich den Ausdruck „Die Einheit der Nation sollte orga-
nisiert werden", um den bewußten, demokratischen, proletarischen
Zentralismus dem bürgerlichen, militärischen, bürokratischen entgegen-
zustellen.

Aber.. . schlimmer als jeder Taube ist, wer nicht hören will. Und die
Opportunisten der heutigen Sozialdemokratie wollen eben von einer
Vernichtung der Staatsmacht, von einem Abschneiden des Schmarotzer-
auswuchses nichts hören.

5. Vernichtung des Schmarotzers Staat

Wir haben bereits die entsprechenden Stellen aus Marx angeführt, wir
müssen sie aber noch ergänzen.

„Es ist das gewöhnliche Schicksal neuer geschichtlicher Schöpfun-
gen", schrieb Marx, „für das Seitenstück älterer und selbst verleb-
ter Formen des gesellschaftlichen Lebens versehn zu werden, denen
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sie einigermaßen ähnlidi sehn. So ist diese neue Kommune, die die
moderne Staatsmacht bricht, angesehn worden für eine Wieder-
belebung der mittelalterlichen Kommunen... einen Bund kleiner
Staaten, wie Montesquieu und die Girondins ihn träumten... für
eine übertriebne Form des alten Kampfes gegen Qberzeritrali-
sation...

Die Kommunalverfassung würde im Gegenteil dem gesellschaft
liehen Körper alle die Kräfte zurückgegeben haben, die bisher der
Schmarotzerauswuchs .Staat', der von der Gesellschaft sich nährt
und ihre freie Bewegung hemmt, aufgezehrt hat. Durch diese Tat
allein würde sie die Wiedergeburt Frankreichs in Gang gesetzt
haben...

In Wirklichkeit aber hätte die Kommunalverfassung die länd-
lichen Produzenten unter die geistige Führung der Bezirkshaupt-
städte gebracht und ihnen dort, in den städtischen Arbeitern, die
natürlichen Vertreter ihrer Interessen gesichert. - Das bloße Be-
stehn der Kommune führte, als etwas Selbstverständliches, die lo-
kale Selbstregierung mit sich, aber nun nicht mehr als Gegengewicht
gegen die, jetzt überflüssig gemachte, Staatsmacht."

„Vernichtung der Staatsmacht", die ein „Schmarotzerauswuchs" war,
ihre „Abschneidung", ihre „Zerstörung", „die jetzt überflüssig gemachte
Staatsmacht" - das sind die Ausdrücke, in denen Marx vom Staat sprach,
als er die Erfahrungen der Kommune beurteilte und analysierte.

Dies alles ist vor nahezu einem halben Jahrhundert geschrieben wor-
den, und heute muß man gewissermaßen Ausgrabungen machen, um dem
Bewußtsein der breiten Massen den unverfälschten Marxismus nahezu-
bringen. Die Schlußfolgerungen aus den Beobachtungen der letzten von
Marx erlebten großen Revolution vergaß man gerade dann, als die Zeit
der folgenden großen Revolutionen des Proletariats kam.

„Die Mannigfaltigkeit der Deutungen, denen die Kommune un-
terlag, und die Mannigfaltigkeit der Interessen, die sich in ihr aus-
gedrückt fanden, beweisen, daß sie eine durch und durch ausdeh-
nungsfähige politische Form war, während alle früheren Regie-
rungsformen wesentlich unterdrückend gewesen waren. Ihr wahres
Geheimnis war dies: Sie war wesentlich eine Regierung der Arbei-
terklasse, das Resultat des Kampfs der hervorbringenden gegen die
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aneignende Klasse, die endlich entdeckte politische Form, unter der
die ökonomische Befreiung der Arbeit sich vollziehen konnte.

Ohne diese letzte Bedingung war die Kommunalverfassung eine
Unmöglichkeit und eine Täuschung."

Die Utopisten befaßten sich mit der „Entdeckung" politischer For-
men, unter denen die sozialistische Umgestaltung der Gesellschaft vor
sich gehen sollte. Die Anarchisten wollten von der Frage nach den poli-
tischen Formen überhaupt nichts wissen. Die Opportunisten der heutigen
Sozialdemokratie betrachteten die bürgerlichen politischen Formen des
parlamentarischen demokratischen Staates als die unüberschreitbare
Grenze, sie schlugen sich beim Anbeten dieses „Vorbilds" die Stirnen
wund und erklärten jedes Bestreben, diese Formen zu brechen, als An-
archismus.

Marx hat aus der ganzen Geschichte des Sozialismus und des politi-
schen Kampfes gefolgert, daß der Staat verschwinden muß, daß die
Übergangsform seines Verschwindens (der Übergang vom Staat zum
NichtStaat) das „als herrschende Klasse organisierte Proletariat" sein
wird. Marx unternahm es aber nicht, die politischen Formen dieser Zu-
kunft zu entdecken. Er beschränkte sich auf eine genaue Beobachtung
der französischen Geschichte, analysierte sie und zog die Schlußfolge-
rung, die sich aus dem Jahre 1851 ergab: Die Zertrümmerung der bür-
gerlichen Staatsmaschinerie wird auf die Tagesordnung gesetzt.

Und als die revolutionäre Massenbewegung des Proletariats ausgebro-
chen war, begann Marx, trotz des Mißerfolgs dieser Bewegung, trotz
ihrer kurzen Dauer und augenfälligen Schwäche, zu forschen, welche
Formen sie entdeckt hat.

Die Kommune ist die von der proletarischen Revolution „endlich ent-
deckte" Form, unter der die ökonomische Befreiung der Arbeit sich voll-
ziehen kann.

Die Kommune ist der erste Versuch der proletarischen Revolution,
die bürgerliche Staatsmaschine zu zerschlagen, ist die „endlich entdeckte"
politische Form, durch die man das Zerschlagene ersetzen kann und muß.

Wir werden in der weiteren Darlegung sehen, daß die russischen Re-
volutionen von 1905 und 1917 in einer anderen Situation, unter anderen
Umständen, das Werk der Kommune fortsetzen und die geniale histo-
rische Analyse von Marx bestätigen.
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TV. KAPITEL

FORTSETZUNG
ERGÄNZENDE ERLÄUTERUNGEN VON ENGELS

Marx hat zur Beurteilung der Erfahrungen der Kommune das Grund-
legende beigetragen. Engels kam wiederholt auf dasselbe Thema zurück,
wobei er die Analyse und die Schlußfolgerungen von Marx erläuterte
und mitunter mit einer solchen Kraft und Anschaulichkeit andere Seiten
der Frage beleuchtete, daß man auf diese Erläuterungen besonders ein-
gehen muß.

1. „Zur Wohnungsfrage"

In seiner Abhandlung über die Wohnungsfrage (1872) verwertet En-
gels bereits die Erfahrungen der Kommune und kommt einige Male auf
die Aufgaben der Revolution in bezug auf den Staat zu sprechen. Es ist
interessant, daß an einem konkreten Thema anschaulich aufgezeigt wer-
den: einerseits die Züge, worin der proletarische und der jetzige Staat
einander ähnlich sind, Züge, die in beiden Fällen erlauben, vom Staat
zu sprechen, und anderseits die Unterscheidungsmerkmale oder der
Übergang zur Aufhebung des Staates.

„Wie ist nun die Wohnungsfrage zu lösen? In der heutigen Ge-
sellschaft gerade wie eine jede andere gesellschaftliche Frage gelöst
wird: durch die allmähliche ökonomische Ausgleichung von Nach-
frage und Angebot, eine Lösung, die die Frage selbst immer wieder
von neuem erzeugt, also keine Lösung ist. Wie eine soziale Revo-
lution diese Frage lösen würde, hängt nicht nur von den jedesmali-
gen Umständen ab, sondern auch zusammen mit viel weitergehen-
den Fragen, unter denen die Aufhebung des Gegensatzes von Stadt
und Land eine der wesentlichsten ist. Da wir keine utopistischen
Systeme für die Einrichtung der künftigen Gesellschaft zu machen
haben, wäre es mehr als müßig, hierauf einzugehn. Soviel aber ist
sicher, daß schon jetzt in den großen Städten hinreichend Wohn-
gebäude vorhanden sind, um bei rationeller Benutzung derselben
jeder wirklichen .Wohnungsnot sofort abzuhelfen. Dies kann na-
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türlich nur durch Expropriation der heutigen Besitzer, resp. durch
Bequartierung ihrer Häuser mit obdachlosen oder in ihren bisheri-
gen Wohnungen übermäßig zusammengedrängten Arbeitern ge-
schehn, und sobald das Proletariat die politische Macht erobert hat,
wird eine solche, durch das öffentliche Wohl gebotene Maßregel
ebenso leicht ausführbar sein, wie andere Expropriationen und Ein-
quartierungen durch den heutigen Staat." (S. 22 der deutschen Aus-
gabe von 1887.)106

Hier wird nicht die Veränderung der Form der Staatsmacht behandelt,
sondern nur der Inhalt ihrer Tätigkeit. Expropriationen und Einquartie-
rungen erfolgen auch auf Verfügung des jetzigen Staates. Formell be-
trachtet, wird auch der proletarische Staat Einquartierungen und Expro-
priationen von Häusern „verfügen". Es ist aber klar, daß der alte Voll-
zugsapparat, die mit der Bourgeoisie verbundene Beamtenschaft, zur
Durchführung der Verfügungen des proletarischen Staates einfach un-
tauglich wäre.

„Übrigens muß konstatiert werden, daß die .faktische Besitz-
ergreifung' sämtlicher Arbeitsinstrumente, die Inbesitznahme der
gesamten Industrie von seiten des arbeitenden Volks, das gerade
Gegenteil ist von der .proudhonistischen .Ablösung". Bei der letz-
teren wird der einzelne Arbeiter Eigentümer der Wohnung, des
Bauernhofs, des Arbeitsinstruments; bei der ersteren bleibt das
.arbeitende Volk' Gesamteigentümer der Häuser, Fabriken und Ar-
beitsinstrumente, und wird deren Nießbrauch, wenigstens während
einer Übergangszeit, schwerlich ohne Entschädigung der Kosten an
einzelne oder Gesellschaften überlassen. Gerade wie die Abschaf-
fung des Grundeigentums nicht die Abschaffung der Grundrente
ist, sondern ihre Übertragung, wenn auch in modifizierter Weise,
an die Gesellschaft. Die faktische Besitznahme sämtlicher Arbeits-
instrumente durch das arbeitende Volk schließt also die Beibehal-
tung des Mietverhältnisses keineswegs aus." (S. 68.)

Die in diesen Darlegungen angeschnittene Frage, nämlich die Frage
nach den ökonomischen Grundlagen des Absterbens des Staates, wollen
wir im nächsten Kapitel behandeln. Engels drückt sich äußerst vorsichtig
aus, wenn er sagt, daß der proletarische Staat „schwerlich" die Woh-
nungen ohne Entgelt verteilen werde, „wenigstens während einer Über-
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gangszeit". Das Überlassen von Wohnungen, die dem ganzen Volk ge-
hören, an einzelne Familien gegen Entgelt setzt auch die Erhebung die-
ses Mietgeldes, eine gewisse Kontrolle und diese oder jene Normierung
bei der Verteilung der Wohnungen voraus. Alles das erfordert eine ge-
wisse Staatsform, erfordert aber keineswegs einen besonderen militäri-
schen und bürokratischen Apparat mit beamteten Personen in besonders
bevorzugter Stellung. Der Übergang zu einer Ordnung der Dinge jedoch,
bei der es möglich sein wird, die Wohnungen kostenlos zu überlassen,
ist mit dem völligen „Absterben" des Staates verknüpft.

Wo Engels darauf zu sprechen kommt, daß die Blanquisten nach der
Kommune, beeinflußt durch deren Erfahrungen, prinzipiell die Stellung
des Marxismus bezogen, formuliert er beiläufig diese Stellung folgender-
maßen:

„. . . Notwendigkeit der politischen Aktion des Proletariats und
seiner Diktatur als Übergang zur Abschaffung der Klassen und, mit
ihnen, des Staats..." (S. 55.)

Liebhaber von Wortklaubereien oder bürgerliche „Marxistenfresser"
mögen wohl einen Widerspruch finden zwischen diesem Bekenntnis zur
„Abschaffung des Staats" und der Ablehnung einer Formel wie der an-
archistischen in dem früher zitierten Passus aus dem „Anti-Dühring".
Es wäre nicht verwunderlich, wenn die Opportunisten auch Engels zum
„Anarchisten" stempelten - wird es doch bei den Sozialchauvinisten jetzt
immer mehr Sitte, die Internationalisten des Anarchismus zu bezich-
tigen.

Daß mit der Abschaffung der Klassen auch die Abschaffung des Staa-
tes erfolgen wird, das hat der Marxismus stets gelehrt. Die allgemein
bekannte Stelle über das „Absterben des Staates" im „Anti-Dühring"
macht den Anarchisten nicht einfach zum Vorwurf, daß sie für die Ab-
schaffung des Staates eintreten, sondern daß sie predigen, man könne
den Staat „von heute auf morgen" abschaffen.

Da die gegenwärtig herrschende „sozialdemokratische" Doktrin das
Verhältnis des Marxismus zum Anarchismus in der Frage der Abschaf-
fung des Staates vollkommen entstellt, wird es besonders nützlich sein,
an eine Polemik von Marx und Engels gegen die Anarchisten zu er-
innern.
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2. Polemik gegen die Anarchisten

Diese Polemik fällt in das Jahr 1873. Marx und Engels schrieben für
einen italienischen sozialistischen Almanach Artikel gegen die Proudho-
nisten, die „Autonomisten" oder „Antiautoritären", aber erst im Jahre
1913 erschienen diese Artikel in deutscher Übersetzung in der „Neuen
Zeit".107

„Wenn der politische Kampf der Arbeiterklasse", schrieb Marx,
über die Anarchisten und ihre Ablehnung der Politik spottend, „re-
volutionäre Form annimmt, wenn die Arbeiter an Stelle der Dikta-
tur der Bourgeoisie ihre revolutionäre Diktatur setzen, dann be-
gehen sie das schreckliche Verbrechen der Prinzipienbeleidigung,
denn um ihre kläglichen profanen Tagesbedürfnisse zu befriedigen,
um den Widerstand der Bourgeoisie zu brechen, geben sie dem
Staat eine revolutionäre und vorübergehende Form, statt die Waf-
fen niederzulegen und den Staat abzuschaffen." („Neue Zeit",
32. Jahrgang, 1913/14, Bd. I, S. 40.)

Also ausschließlich gegen diese „Abschaffung" des Staates wandte sich
Marx bei seiner Widerlegung der Anarchisten I Durchaus nicht dagegen,
daß der Staat mit dem Verschwinden der Klassen verschwinden oder
mit der Abschaffung der Klassen abgeschafft werden wird, sondern da-
gegen, daß die Arbeiter auf die Anwendung von Waffen, auf die orga-
nisierte Gewalt, das heißt auf den Staat, verzichten sollen, der dem Ziel
zu dienen hat: „den Widerstand der Bourgeoisie zu brechen".

Marx betont absichtlich - um einer Entstellung des wahren Sinnes
seines Kampfes gegen den Anarchismus vorzubeugen - die „revolutio-
näre und vorübergehende Form" des Staates, den das Proletariat braucht.
Das Proletariat braucht den Staat nur zeitweilig. In der Frage der Ab-
schaffung des Staates als Ziel gehen wir mit den Anarchisten keineswegs
auseinander. Wir behaupten, daß zur Erreichung dieses Zieles ein zeit-
weiliges Ausnutzen der Organe, Mittel und Methoden der Staatsgewalt
gegen die Ausbeuter notwendig ist, ebenso wie zur Aufhebung der Klas-
sen die vorübergehende Diktatur der unterdrückten Klasse notwendig
ist. Marx greift gegen die Anarchisten zur schärfsten und klarsten Frage-
stellung: Sollen die Arbeiter „die Waffen niederlegen", wenn sie das
Joch der Kapitalisten abwerfen, oder sollen sie diese Waffen gegen die

29 Lenin. Werke. Bd. 25
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Kapitalisten ausnutzen, um deren Widerstand zu brechen? Aber die
systematische Ausnutzung der Waffen durch eine Klasse gegen eine
andere Klasse, was ist das denn anderes als eine „vorübergehende Form"
des Staates?

Jeder Sozialdemokrat möge sich fragen, ob er in seiner Polemik gegen
die Anarchisten die Frage des Staates so gestellt hat, ob die überwälti-
gende Mehrheit der offiziellen sozialistischen Parteien der II. Internatio-
nale diese Frage so gestellt hat?

Engels entwickelt dieselben Gedanken noch viel ausführlicher und ge-
meinverständlicher. Zunächst verspottet er die Konfusion in den Köpfen
der Proudhonisten, die sich als „Antiautoritäre" bezeichneten, d. h. jeg-
liche Autorität, jegliche Unterordnung, jegliche Regierungsgewalt ab-
lehnten. Man nehme eine Fabrik, eine Eisenbahn, ein Schiff auf hoher
See, sagt Engels, ist es denn nicht klar, daß ohne eine gewisse Unterord-
nung, also ohne eine gewisse Autorität oder Macht ein Funktionieren
keines dieser komplizierten technischen Betriebe, die auf der Verwen-
dung von Maschinen und dem planmäßigen Zusammenarbeiten vieler
Personen beruhen, möglich wäre?

„Wenn ich diese Argumente den rabiatesten Antiautoritären ent-
gegenstelle, können sie mir nur die folgende Antwort geben: Ah!
Das ist wahr, es handelt sich aber hier nicht um die Autorität, die
wir den Delegierten verleihen, sondern um einen Auftrag. Diese
Leute glauben, daß sie eine Sache ändern können, wenn sie ihren
Namen ändern."

Nachdem Engels so gezeigt hat, daß Autorität und Autonomie relative
Begriffe sind, daß sich ihr Geltungsbereich mit den verschiedenen Pha-
sen der gesellschaftlichen Entwicklung ändert, daß es ein Widersinn ist,
sie für etwas Absolutes zu halten, und nachdem er hinzugefügt hat, daß
der Geltungsbereich der Maschinen und der Großproduktion sich immer
mehr erweitert, geht er von den allgemeinen Betrachtungen über Autori-
tät zur Frage des Staates über.

„Hätten sich die Autonomisten", schreibt er, „begnügt, zu sagen,
daß die soziale Organisation der Zukunft die Autorität nur in den
Grenzen zulassen wird, die durch die Produktionsverhältnisse un-
vermeidlich gezogen werden, dann hätte man sich mit ihnen ver-
ständigen können; sie sind aber blind für alle Tatsachen, welche die
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Autorität notwendig machen, und kämpfen leidenschaftlich gegen
das Wort.

Warum beschränken sich die Antiautoritären nicht darauf, gegen
die politische Autorität, gegen den Staat zu schreien? Alle Sozia-
listen sind darin einverstanden, daß der Staat und mit ihm die po-
litische Autorität infolge der künftigen sozialen Revolution ver-
schwinden werden; das heißt, daß die öffentlichen Funktionen ihren
politischen Charakter verlieren und sich in einfache administrative
Funktionen verwandeln werden, die die sozialen Interessen über-
wachen. Die Antiautoritären aber fordern, daß der politische Staat
mit einem Schlage abgeschafft werde, noch früher, als die sozialen
Verhältnisse abgeschafft sind, die ihn erzeugt haben. Sie fordern,
daß der erste Akt der sozialen Revolution die Abschaffung der
Autorität sein soll.

Haben sie einmal eine Revolution gesehen, diese Herren? Eine
Revolution ist gewiß die autoritärste Sache, die es gibt, ein Akt,
durch den ein Teil der Bevölkerung seinen Willen dem anderen
Teil durch Flinten, Bajonette und Kanonen, alles das sehr autoritäre
Mittel, aufzwingt; und die Partei, die gesiegt hat, muß ihre Herr-
schaft durch den Schrecken, den ihre Waffen den Reaktionären ein-
flößen, behaupten. Und hätte sich die Pariser Kommune nicht der
Autorität eines bewaffneten Volkes gegen die Bourgeoisie bedient,
hätte sie sich länger als einen Tag behauptet? Können wir sie nicht
umgekehrt tadeln, daß sie sich zu wenig dieser Autorität bedient
habe? Also: entweder - oder: Entweder die Antiautoritären wissen
selbst nicht, was sie sagen, und in diesem Falle schaffen sie nur Kon-
fusion, oder sie wissen es, und in diesem Falle verraten sie die Sache
des Proletariats. In beiden Fällen dienen sie nur der Reaktion."
(S. 39.)

In dieser Betrachtung sind Fragen berührt, die im Zusammenhang mit
dem Verhältnis zwischen Politik und Ökonomie beim Absterben des
Staates betrachtet werden müssen (diesem Thema ist das nachfolgende
Kapitel gewidmet). Das sind: die Frage der Umwandlung der öffent-
lichen Funktionen aus politischen in einfache administrative und die
Frage des „politischen Staates". Dieser letzte Ausdruck, der besonders
geeignet ist, Mißverständnisse hervorzurufen, deutet auf den Prozeß

29*
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des Absterbens des Staates hin: Den absterbenden Staat kann man auf
einer gewissen Stufe seines Absterbens als unpolitischen Staat be-
zeichnen.

Am bemerkenswertesten ist in dieser Engelsschen Betrachtung wieder-
um die gegen die Anarchisten gebrauchte Fragestellung. Die Sozialdemo-
kraten, die Schüler von Engels sein wollen, haben sich seit 1873 mil-
lionenmal mit den Anarchisten herumgestritten, aber eben nicht so,
wie Marxisten streiten können und sollen. Die anarchistische Vorstel-
lung von der Abschaffung des Staates ist konfus und unrevolutionär -
so stellte Engels die Frage. Die Anarchisten wollen gerade die Revolution
in ihrem Entstehen und in ihrer Entwicklung, in ihren spezifischen Auf-
gaben hinsichtlich der Gewalt, der Autorität, der Macht und des Staates
nicht sehen.

Die bei den heutigen Sozialdemokraten übliche Kritik am Anarchis-
mus läuft auf die reinste kleinbürgerliche Plattheit hinaus: „Wir erken-
nen den Staat an, die Anarchisten nicht!" Natürlich muß solch eine Platt-
heit auf einigermaßen denkende und revolutionäre Arbeiter abstoßend
wirken. Engels sagt etwas anderes: Er betont, daß alle Sozialisten das
Verschwinden des Staates als Folge der sozialistischen Revolution an-
erkennen. Er stellt dann konkret die Frage der Revolution, eben jene
Frage, die die Sozialdemokraten aus Opportunismus zu umgehen pfle-
gen, deren „Bearbeitung" sie sozusagen ausschließlich den Anarchisten
überlassen. Und mit dieser Frage packt Engels den Stier bei den Hör-
nern : Hätte sich die Kommune nicht mehr der revolutionären Macht des
Staates, d. h. des bewaffneten, als herrschende Klasse organisierten Pro-
letariats, bedienen sollen?

Die herrschende offizielle Sozialdemokratie pflegt die Frage nach den
konkreten Aufgaben des Proletariats in der Revolution entweder ein-
fach mit Philisterspötteleien oder bestenfalls mit der ausweichenden so-
phistischen Redewendung abzutun: „Das werden wir dann sehen." Und
die Anarchisten durften mit Recht von dieser Sozialdemokratie behaup-
ten, daß sie ihre Aufgabe preisgebe, die Arbeiter im revolutionären Geist
zu erziehen. Engels nutzt die Erfahrungen der letzten proletarischen
Revolution zur ganz konkreten Erforschung dessen aus, was das Prole-
tariat sowohl in bezug auf die Banken als auch in bezug auf den Staat zu
tun hat und wie das zu tun ist.
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3. Ein Brief an Bebet

Eine der bemerkenswertesten, wenn nicht die bemerkenswerteste Be-
trachtung in den Werken von Marx und Engels über den Staat ist fol-
gende Stelle in einem Brief von Engels an Bebel vom 18./28. März 1875.
Dieser Brief ist, nebenbei bemerkt, unseres Wissens zum ersten Male
von Bebel im Zweiten Teil seiner Memoiren („Aus meinem Leben")
veröffentlicht worden, der 1911, also 36 Jahre nach Niederschrift und
Absendung des Briefes, erschienen ist.

Engels kritisierte in seinem Brief an Bebel denselben Entwurf des Go-
thaer Programms, an dem auch Marx in seinem berühmten Brief an
Bracke Kritik übte. Speziell zur Frage des Staates schrieb Engels fol-
gendes :

„Der freie Volksstaat ist in den freien Staat verwandelt. Gram-
matikalisch genommen ist ein freier Staat ein solcher, wo der Staat
frei gegenüber seinen Bürgern ist, also ein Staat mit despotischer
Regierung. Man sollte das ganze Gerede vom Staat fallenlassen, be-
sonders seit der Kommune, die schon kein Staat im eigentlichen
Sinne mehr war. Der .Volksstaat' ist uns von den Anarchisten bis
zum Überdruß in die Zähne geworfen worden, obwohl schon die
Schrift Marx' gegen Proudhon und nachher das .Kommunistische
Manifest' direkt sagen, daß mit Einführung der sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung der Staat sich von selbst auflöst und verschwin-
det. Da nun der Staat doch nur eine vorübergehende Einrichtung ist,
deren man sich im Kampf, in der Revolution bedient, um seine
Gegner gewaltsam niederzuhalten, so ist es purer Unsinn, von
freiem Volksstaat zu sprechen: solange das Proletariat den Staat
noch gebraucht, gebraucht es ihn nicht im Interesse der Freiheit,
sondern der Niederhaltung seiner Gegner, und sobald von Freiheit
die Rede sein kann, hört der Staat als solcher auf zu bestehen. Wir
würden daher vorschlagen, überall statt Staat .Gemeinwesen' zu
setzen, ein gutes altes deutsches Wort, das das französische .Kom-
mune' sehr gut vertreten kann." (S. 321/322 des deutschen Origi-
nals.)108

Man muß im Auge behalten, daß dieser Brief sich auf das Parteipro-
gramm bezieht, das Marx in einem nur wenige Wochen später geschrie-
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benen Brief (vom 5. Mai 1875) kritisierte, und daß Engels damals mit
Marx zusammen in London lebte. Wenn also Engels im letzten Satz
„wir" sagt, 60 empfiehlt er zweifellos in seinem und in Marx1 Namen
dem Führer der deutschen Arbeiterpartei, das Wort „Staat" aus dem
Programm zu streichen und es durch das Wort „Gemeinwesen" zu er-
setzen.

Welches Geheul über „Anarchismus" würden die Häuptlinge des
jetzigen, für die Opportunisten gebrauchsfertig zurechtgemachten „Mar-
xismus" erheben, wenn man ihnen eine solche Korrektur am Programm
vorschlagen wollte!

Mögen sie heulen. Dafür wird sie die Bourgeoisie loben.
Wir aber werden unser Werk weiter tun. Bei der Überprüfung unse-

res Parteiprogramms muß der Ratschlag von Engels und Marx unbedingt
berücksichtigt werden, um der Wahrheit näher zu kommen, um den
Marxismus wiederherzustellen und ihn von Entstellungen zu säubern,
um den Kampf der Arbeiterklasse für ihre Befreiung sicherer zu lenken.
Unter den Bolschewiki werden sich gewiß keine Gegner des Ratschlags
von Engels und Marx finden. Die Schwierigkeit dürfte wohl nur im Ter-
minus liegen. Im Deutschen gibt es zwei Wörter: „Gemeinde" und „Ge-
meinwesen", von denen Engels dasjenige wählte, das nicht die einzelne
Gemeinde, sondern die Gesamtheit, das System der Gemeinden, bedeu-
tet. Im Russischen gibt es kein entsprechendes Wort, und man wird sich
vielleicht für das französische Wort „Kommune" entscheiden müssen,
obgleich auch das seine Nachteile hat.

„Die Kommune, die schon kein Staat im eigentlichen Sinne mehr
war" - das ist eine theoretisch höchst wichtige Behauptung von Engels.
Nach dem oben Dargelegten ist diese Behauptung durchaus begreiflich.
Die Kommune hörte auf. ein Staat zu sein, insofern sie nicht die Mehr-
heit der Bevölkerung, sondern eine Minderheit (die Ausbeuter) nieder-
zuhalten hatte; die bürgerliche Staatsmaschine wurde von ihr zerschla-
gen; an Stelle einer besonderen Repressionsgewalt trat die Bevölkerung
selbst auf den Plan. Alles das sind Abweichungen vom Staat im eigent-
lichen Sinne. Und hätte sich die Kommune behauptet, so wären in ihr
die Spuren des Staates von selbst „abgestorben", sie hätten seine Insti-
tutionen nicht „abzuschaffen" brauchen, diese hätten in dem Maße auf-
gehört zu funktionieren, wie sie nichts mehr zu tun gehabt hätten.
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„Der .Volksstaat' ist uns von den Anarchisten bis zum Überdruß in
die Zähne geworfen worden", sagt Engels und meint in erster Linie Ba-
kunin und dessen Ausfälle gegen die deutschen Sozialdemokraten. En-
gels erkennt diese Ausfälle insoweit für berechtigt an, als der „Volks-
staat" ein ebensolcher Unsinn und ein ebensolches Abweichen vom So-
zialismus ist wie auch der „freie Volksstaat". Engels ist bemüht, den
Kampf der deutschen Sozialdemokraten gegen die Anarchisten zu kor-
rigieren, diesem Kampf die prinzipiell richtige Linie zu geben, ihn von
den opportunistischen Vorurteilen in bezug auf den „Staat" zu reinigen.
Aber leider! Der Brief von Engels hat 36 Jahre lang in einer Schreib-
tischschublade gelegen. Wir werden weiter unten sehen, daß auch nach
der Veröffentlichung dieses Briefes Kautsky im wesentlichen die gleichen
Fehler hartnäckig wiederholt, vor denen Engels warnte.

Bebel antwortete Engels mit einem Brief vom 21. September 1875, in
dem er unter anderem schrieb, daß er mit Engels' Urteil über die Pro-
grammvorlage „vollkommen übereinstimme" und daß er Liebknecht
Nachgiebigkeit vorgeworfen habe (Bebel, „Aus meinem Leben", Zweiter
Teil, S. 334). Nimmt man jedoch Bebeis Broschüre „Unsere Ziele" zur
Hand, so rindet man in ihr vollkommen falsche Betrachtungen über den
Staat:

„Der Staat soll also aus einem auf Klassenherrschaft beruhenden Staat in einen
Volksstaat verwandelt werden." („Unsere Ziele", deutsche Ausgabe von 1886.
S. 14.)

So zu lesen in der neunten (neunten!) Auflage der Bebeischen Bro-
schüre! Kein Wunder, daß die so hartnäckig wiederholten opportunisti-
schen Betrachtungen über den Staat der deutschen Sozialdemokratie in
Fleisch und Blut übergingen, besonders da man die revolutionären Er-
läuterungen von Engels vor der Welt geheimhielt und da die ganzen
Lebensverhältnisse für lange Zeit von der Revolution „entwöhnten".

4. Kritik des Entwurfs des Erfurter Programms

Die Kritik des Entwurfs des Erfurter Programms109, die Engels am
29. Juni 1891 an Kautsky sandte und die erst zehn Jahre später in der
„Neuen Zeit" veröffentlicht wurde, darf bei der Analyse der marxisti-
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sehen Lehre vom Staat nicht übergangen werden, da sie hauptsächlich
gerade der Kritik der opportunistischen Anschauungen der Sozialdemo-
kratie in den Fragen der Staatsordnung gewidmet ist.

Nebenbei sei bemerkt, daß Engels in Fragen der Ökonomik ebenfalls
einen außerordentlich wertvollen Fingerzeig gibt, der beweist, wie auf-
merksam und überlegt er namentlich die Veränderungen des modernen
Kapitalismus verfolgte und wie er es daher verstand, bis zu einem gewis-
sen Grad die Aufgaben unserer, der imperialistischen, Epoche vorweg-
zunehmen. Hier dieser Fingerzeig: Über das Wort „Planlosigkeit", das
im Programmentwurf zur Kennzeichnung des Kapitalismus angewendet
wurde, schreibt Engels:

„.. . wenn wir von den Aktiengesellschaften übergehen zu den
Trusts, die ganze Industriezweige beherrschen und monopolisieren,
so hört da nicht nur die Privatproduktion auf, sondern auch die
Planlosigkeit" („Neue Zeit", XX. Jahrgang, 1901/02, Bd. I. S. 8).

Hier ist das Grundlegende in der theoretischen Einschätzung des
neuesten Kapitalismus, d. h. des Imperialismus, gegeben, nämlich, daß
sich der Kapitalismus in monopolistischen Kapitalismus verwandelt. Das
letztere muß besonders hervorgehoben werden, denn zu den meistver-
breiteten Irrtümern gehört die bürgerlich-reformistische Behauptung, der
monopolistische oder staatsmonopolistische Kapitalismus sei schon kein
Kapitalismus mehr, er könne bereits als „Staatssozialismus" bezeichnet wer-
den und ähnliches mehr. Eine vollständige Planmäßigkeit boten die Trusts
natürlich nicht, bieten sie bis auf den heutigen Tag nicht und können sie
nicht bieten. Soweit sie auch Planmäßigkeit bieten, soweit die Kapital-
magnaten den Umfang der Produktion in nationalem oder gar inter-
nationalem Maßstab auch im voraus berechnen, soweit sie die Produk-
tion auch planmäßig regulieren - wir verbleiben trotz allem im Kapitalis-
mus, wenn auch in einem neuen Stadium, aber doch unverkennbar im
Kapitalismus. Die „Nähe" eines solchen Kapitalismus zum Sozialismus
muß für wirkliche Vertreter des Proletariats ein Beweisgrund sein für die
Nähe, Leichtigkeit, Durchführbarkeit und Dringlichkeit der sozialisti-
schen Revolution, keineswegs aber ein Argument dafür, daß man die Ab-
lehnung dieser Revolution und die Beschönigung des Kapitalismus, wie
dies bei allen Reformisten zu finden ist, tolerant hinnehmen solle.

Doch kehren wir zur Frage des Staates zurück. Engels gibt hier dreier-
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lei besonders wertvolle Hinweise: erstens in der Frage der Republik,
zweitens über den Zusammenhang zwischen der nationalen Frage und
der Staatsordnung und drittens über die lokale Selbstverwaltung.

Was die Republik betrifft, so hat Engels sie zum Schwerpunkt seiner
Kritik am Entwurf des Erfurter Programms gemacht. Und wenn wir be-
denken, welche Bedeutung das Erfurter Programm in der ganzen inter-
nationalen Sozialdemokratie gewonnen hat, daß es für die gesamte
II. Internationale zum Vorbild geworden ist, so wird man ohne Über-
treibung sagen dürfen, daß Engels hier den Opportunismus der gesamten
II. Internationale kritisiert.

„Die politischen Forderungen des Entwurfes", schreibt Engels,
„haben einen großen Fehler. Das, was eigentlich gesagt werden
sollte, steht nicht drin" (hervorgehoben von Engels).

Und weiter wird auseinandergesetzt, daß die deutsche Reichsverfas-
sung im Grunde einen Abklatsch der äußerst reaktionären Verfassung
von 1850 bilde, daß der Reichstag nach einem Ausspruch Wilhelm Lieb-
knechts nur das „Feigenblatt des Absolutismus" sei, daß auf Grund-
lage dieser Verfassung, die die Kleinstaaterei und den Bund der deut-
schen Kleinstaaten sanktioniert, eine „Umwandlung aller Arbeitsmittel in
Gemeineigentum" durchführen zu wollen, „augenscheinlich sinnlos" sei.

„Daran zu tasten ist aber gefährlich", fügt Engels hinzu, der nur
zu gut weiß, daß es unmöglich ist, in Deutschland im Programm die
Forderung der Republik legal zu erheben. Aber mit dieser einleuch-
tenden Erwägung, mit der sich „alle" zufriedengeben, findet sich
Engels nicht ohne weiteres ab. Er fährt fort: „Und dennoch muß so
oder so die Sache angegriffen werden. Wie nötig das ist, beweist
gerade jetzt der in einem großen Teile der sozialdemokratischen
Presse einreißende Opportunismus. Aus Furcht vor einer Erneue-
rung des Sozialistengesetzes, aus der Erinnerung an allerlei unter
der Herrschaft jenes Gesetzes gefallenen voreiligen Äußerungen
soll jetzt auf einmal der gegenwärtige gesetzliche Zustand in
Deutschland der Partei genügen können, alle ihre Forderungen auf
friedlichem Wege durchzuführen."

Daß die deutschen Sozialdemokraten aus Furcht vor einer Wiederein-
führung des Ausnahmegesetzes handelten, diese grundlegende Tatsache
rückt Engels in den Vordergrund und bezeichnet sie ohne Umschweife
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als Opportunismus; gerade weil in Deutschland Republik und Freiheit
fehlen, erklärt er die Träume von einem „friedlichen" Weg für völlig
sinnlos. Engels ist vorsichtig genug, sich nicht die Hände zu binden. Er
gibt zu, daß man sich in Republiken oder sonst in Ländern mit weit-
gehender Freiheit eine friedliche Entwicklung zum Sozialismus „vorstel-
len kann" (nur „vorstellen" I), aber in Deutschland, wiederholt er,

in Deutschland, wo die Regierung fast albnächtig und der
Reichstag und alle anderen Vertretungskörper ohne wirkliche Macht,
in Deutschland so etwas proklamieren und noch dazu ohne Not,
heißt das Feigenblatt dem Absolutismus abnehmen und sich selbst
vor die Blöße binden."

Die offiziellen Führer der deutschen sozialdemokratischen Partei, die
diese Hinweise „zu den Akten" gelegt hatte, erwiesen sich in ihrer über-
wiegenden Mehrheit denn auch in der Tat als Schirmer des Absolu-
tismus.

„Eine solche Politik kann nur die eigene Partei auf die Dauer
irreführen. Man schickt allgemeine, abstrakte politische Fragen in
den Vordergrund und verdeckt dadurch die nächsten konkreten
Fragen, die Fragen, die bei den ersten großen Ereignissen, bei der
ersten politischen Krise sich selbst auf die Tagesordnung setzen.
Was kann dabei herauskommen, als daß die Partei plötzlich im
entscheidenden Moment ratlos ist, daß über die entscheidendsten
Punkte Unklarheit und Uneinigkeit herrscht, weil diese Punkte nie
diskutiert worden sind...

Dies Vergessen der großen Hauptgesichtspunkte über den augen-
blicklichen Interessen des Tages, dies Ringen und Trachten nach
dem Augenblickserfolg ohne Rücksicht auf die späteren Folgen, dies
Preisgeben der Zukunft der Bewegung um der Gegenwart der Be-
wegung willen mag .ehrlich' gemeint sein, aber Opportunismus ist
und bleibt es, und der .ehrliche' Opportunismus ist vielleicht der
gefährlichste von allen...

Wenn etwas feststeht, so ist es dies, daß unsere Partei und die
Arbeiterklasse nur zur Herrschaft kommen kann unter der Form
der demokratischen Republik. Diese ist sogar die spezifische Form
für die Diktatur des Proletariats, wie schon die große französische
Revolution gezeigt hat."
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Engels wiederholt hier in besonders plastischer Form jenen Grund-
gedanken, der sich wie ein roter Faden durch alle Werke von Marx zieht,
nämlich, daß die demokratische Republik der unmittelbare Zugang zur
Diktatur des Proletariats ist. Denn diese Republik, die in keiner Weise
die Herrschaft des Kapitals und somit die Unterdrückung der Massen
und den Klassenkampf beseitigt, führt unvermeidlich zu solcher Ausdeh-
nung, Entfaltung, Entblößung und Verschärfung dieses Kampfes, daß,
sobald einmal die Möglichkeit entsteht, die Grundinteressen der unter-
drückten Massen zu befriedigen, diese Möglichkeit unausbleiblich und
allein durch die Diktatur des Proletariats verwirklicht wird, dadurch, daß
das Proletariat die Massen führt. Für die gesamte II. Internationale sind
auch das „vergessene Worte" des Marxismus, und das Vergessen dieser
Worte trat außerordentlich kraß in der Geschichte der Partei der Men-
schewiki während des ersten halben Jahres der russischen Revolution von
1917 zutage.

Zur Frage der Föderativrepublik im Zusammenhang mit der natio-
nalen Zusammensetzung der Bevölkerung schrieb Engels:

„Was soll an die Stelle" (des jetzigen Deutschlands mit seiner
reaktionären monarchistischen Verfassung und der ebenso reaktio-
nären Kleinstaaterei, die das spezifische „Preußentum" verewigt,
statt beides in Deutschland als Ganzem aufgehen zu lassen) „treten?
Nach meiner Ansicht kann das Proletariat nur die Form der einen
und unteilbaren Republik gebrauchen. Die Föderativrepublik ist auf
dem Riesengebiet der Vereinigten Staaten jetzt noch im ganzen eine
Notwendigkeit, obgleich sie im Osten bereits ein Hindernis wird.
Sie wäre ein Fortschritt in England, wo vier Nationen auf den bei-
den Insekt wohnen und trotz eines Parlaments schon jetzt dreierlei
Gesetzsysteme nebeneinander bestehen. Sie ist in der kleinen
Schweiz schon längst ein Hindernis geworden, erträglich nur, weil
die Schweiz sich damit begnügt, ein rein passives Glied des europäi-
schen Staatensystems zu sein. Für Deutschland wäre die föderali-
stische Verschweizerung ein enormer Rückschritt. Zwei Punkte
unterscheiden den Bundesstaat vom Einheitsstaat, daß jeder ver-
bündete Einzelstaat, jeder Kanton seine eigene Zivil- und Kriminal-
gesetzgebung und Gerichtsverfassung hat, und dann, daß neben
dem Volkshaus ein Staatenhaus besteht, worin jeder Kanton, groß
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oder klein, als solcher stimmt." In Deutschland ist der Bundesstaat
der Übergang zum Einheitsstaat, und die 1866 und 1870 gemachte
„Revolution von oben" darf man nicht wieder rückgängig machen,
sondern muß sie durch eine „Bewegung von unten" ergänzen.

Die Staatsformen sind Engels keineswegs gleichgültig, er ist im Gegen-
teil bemüht, mit außerordentlicher Sorgfalt gerade die Übergangsformen
zu analysieren, um je nach den konkret-historischen Eigentümlichkeiten
jedes Einzelfalles festzustellen, wovon und wozu die betreffende Form
den Übergang bildet.

Engels, wie auch Marx, verficht vom Standpunkt des Proletariats
und der proletarischen Revolution aus den demokratischen Zentralismus,
die eine und unteilbare Republik. Die föderative Republik betrachtet er
entweder als Ausnahmefall und als Hindernis der Entwicklung oder als
Übergang von der Monarchie zur zentralistischen Republik, unter be-
stimmten besonderen Verhältnissen als einen „Fortschritt". Und unter
diesen besonderen Verhältnissen rückt die nationale Frage in den Vorder-
grund.

Bei Engels wie auch bei Marx findet man, trotz ihrer schonungslosen
Kritik an der reaktionären Kleinstaaterei und an der Verschleierung
dieses ihres reaktionären Charakters durch die nationale Frage in be-
stimmten konkreten Fällen, nirgends die leiseste Spur eines Bestrebens,
der nationalen Frage aus dem Wege zu gehen, eines Bestrebens, das
sich häufig die holländischen und polnischen Marxisten zuschulden
kommen lassen, die von dem durchaus berechtigten Kampf gegen den
spießerhaft-beschränkten Nationalismus „ihrer" kleinen Staaten aus-
gehen.

Selbst in England, wo sowohl die geographischen Bedingungen als
auch die Gemeinsamkeit der Sprache und die Geschichte vieler Jahrhun-
derte die nationale Frage in den einzelnen kleinen Teilen Englands „er-
ledigt" zu haben scheinen, selbst hier trägt Engels der klaren Tatsache
Rechnung, daß die nationale Frage noch nicht überwunden ist, und sieht
darum in der föderativen Republik einen „Fortschritt". Selbstverständ-
lich ist hier auch nicht der geringste Verzicht auf eine Kritik an den
Mängeln der föderativen Republik, auf die entschiedenste Propaganda
und den Kampf für eine einheitliche, zentralistisch-demokratische Repu-
blik zu finden.
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Engels faßt aber den demokratischen Zentralismus keineswegs in dem
bürokratischen Sinne auf, in dem die bürgerlichen und die kleinbürger-
lichen Ideologen, darunter auch die Anarchisten, diesen Begriff gebrau-
chen. Der Zentralismus schließt für Engels nicht im geringsten jene weit-
gehende lokale Selbstverwaltung aus, die, bei freiwilliger Wahrung der
Einheit des Staates durch die „Kommunen" und Provinzen, jeden Büro-
kratismus und jedes „Kommandieren" von oben unbedingt beseitigt.

„Also einheitliche Republik", schreibt Engels, die programmati-
schen Ansichten des Marxismus über den Staat entwickelnd. „Aber
nicht im Sinne der heutigen französischen, die weiter nichts ist als
das 1798 begründete Kaiserreich ohne den Kaiser. Von 1792 bis
1798 besaß jedes französische Departement, jede Gemeinde voll-
ständige Selbstverwaltung nach amerikanischem Muster, und das
müssen wir auch haben. Wie die Selbstverwaltung einzurichten ist
und wie man ohne Bürokratie fertig werden kann, das bewies uns
Amerika und die erste französische Republik, und noch heute
Australien, Kanada und die anderen englischen Kolonien. Und eine
solche provinzielle und gemeindliche Selbstverwaltung ist weit freier
als zum Beispiel der Schweizer Föderalismus, wo der Kanton zwar
sehr unabhängig ist gegenüber dem Bund" (d. h. dem föderativen
Gesamtstaat), „aber auch gegenüber dem Bezirk und der Gemeinde.
Die Kantonalregierungen ernennen Bezirksstatthalter und Präfek-
ten, wovon man in den Ländern englischer Zunge nichts weiß und
die wir uns ebenso höflichst in Zukunft verbeten haben wollen,
wie die preußischen Landräte und Regierungsräte" (Kommissare,
Kreispolizeichefs, Gouverneure, überhaupt alle von oben ernannten
Beamten). Engels empfiehlt dementsprechend, im Programm den
Punkt über die Selbstverwaltung wie folgt zu formulieren: „Voll-
ständige Selbstverwaltung in Provinz" (Gouvernement oder Ge-
biet), „Kreis und Gemeinde durch nach allgemeinem Stimmrecht
gewählte Beamte. Abschaffung aller von Staats wegen ernannten
Lokal- und Provinzialbehörden."

In der von der Regierung Kerenskis und der anderen „sozialistischen"
Minister verbotenen „Prawda" (Nr. 68 vom 28. Mai 1917)* hatte ich

• Siehe Werke, Bd. 24, S. 539-542. Die Red.
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bereits Gelegenheit, darauf hinzuweisen, wie in diesem Punkt - freilich
bei weitem nicht nur in diesem allein - unsere angeblich sozialistischen
Vertreter einer angeblich revolutionären angeblichen Demokratie sich
himmelschreiende Verstöße gegen den Demokratismus leisteten. Es ist
begreiflich, daß Leute, die sich durch eine „Koalition" mit der imperia-
listischen Bourgeoisie gebunden haben, für diese Hinweise taub blieben.

Es ist äußerst wichtig hervorzuheben, daß Engels an Hand von Tat-
sachen, an einem ganz exakten Beispiel, das - besonders unter der klein-
bürgerlichen Demokratie - weitverbreitete Vorurteil widerlegt, die föde-
rative Republik bedeute unbedingt mehr Freiheit als die zentralistische.
Das ist falsch. Das widerlegen die Tatsachen, die Engels über die zentra-
listische französische Republik von 1792 bis 1798 und die föderalistische
schweizerische Republik anführt. Die wirklich demokratische zentralistische
Republik bot mehr Freiheit als die föderalistische. Oder anders ausge-
drückt: Die größte lokale, provinzielle, usw. Freiheit, die die Geschichte
kennt, hat die zentralistische und nicht die föderative Republik geboten.

Dieser Tatsache, wie überhaupt der ganzen Frage der föderativen und
der zentralisttschen Republik sowie der lokalen Selbstverwaltung, wurde
und wird in unserer Parteipropaganda und -agitation nicht genügend
Beachtung geschenkt.

5. Die Einleitung vom Jähre 1891 zu Marx'
„Der Bürgerkrieg in Frankreich,"

In seiner Einleitung zur dritten Auflage des „Bürgerkriegs in Frank-
reich" - diese Einleitung datiert vom 18. März 1891 und war ursprüng-
lich in der „Neuen Zeit" veröffentlicht - gibt Engels neben interessanten
beiläufigen Bemerkungen zu Fragen, die mit dem Verhältnis zum Staat
zusammenhängen, eine überaus prägnante Zusammenfassung der Leh-
ren der Kommune.110 Diese Zusammenfassung, vertieft durch die ganze
Erfahrung eines Zeitabschnitts von zwanzig Jahren, der den Verfasser
von der Kommune trennte, und speziell gegen die in Deutschland ver-
breitete „abergläubische Verehrung des Staats" gerichtet, kann mit Recht
als das letzte Wort des Marxismus zu der Frage, die wir hier untersuchen,
bezeichnet werden.
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In Frankreich, bemerkt Engels, waren die Arbeiter nach jeder
Revolution bewaffnet, „für die am Staatsruder befindlichen Bour-
geois war daher Entwaffnung der Arbeiter erstes Gebot. Daher
nach jeder, durch die Arbeiter erkämpften Revolution ein neuer
Kampf, der mit der Niederlage der Arbeiter endigt."

Diese Bilanz der Erfahrungen der bürgerlichen Revolutionen ist eben-
so kurz wie bedeutungsvoll. Das Wesen der Sache - unter anderem auch
i n d e r F r a g e d e s S t a a t e s ( o b d i e u n t e r d r ü c k t e K l a s s e
Waffen besitzt) - ist hier treffend erfaßt. Gerade diesen Kern
umgehen meistenteils sowohl die unter dem Einfluß der bürgerlichen
Ideologie stehenden Professoren als auch die kleinbürgerlichen Demo-
kraten. In der russischen Revolution von 1917 fiel dem „Menschewik"
und „Auch-Marxisten" Zereteli die Ehre zu (eine Cavaignacsche Ehre),
dieses Geheimnis der bürgerlichen Revolutionen auszuplaudern. In seiner
„historischen" Rede vom 11. Juni plauderte Zereteli aus der Schule, die
Bourgeoisie sei entschlossen, die Petrograder Arbeiter zu entwaffnen,
wobei er natürlich diesen Beschluß auch als seinen eigenen wie überhaupt
als eine „Staats"notwendigkeit hinstellte 1

Die historische Rede Zeretelis vom 11. Juni wird natürlich für jeden
Geschichtsschreiber der Revolution von 1917 eine der anschaulichsten
Illustrationen dafür bieten, wie sich der von Herrn Zereteli geführte
Block der Sozialrevolutionäre und Menschewiki gegen das revolutionäre
Proletariat auf die Seite der Bourgeoisie geschlagen hat.

Eine andere beiläufige Bemerkung von Engels, die ebenfalls mit der
Frage des Staates zusammenhängt, bezieht sich auf die Religion. Es ist
bekannt, daß die deutsche Sozialdemokratie in dem Maße, wie sie ver-
sumpfte und immer opportunistischer wurde, immer häufiger zu einer
philisterhaften Ealschdeutung der berühmten Formel „Erklärung der
Religion zur Privatsache" hinabsank. Nämlich: Diese Formel wurde so
gedeutet, als sei auch für die Partei des revolutionären Proletariats die
Frage der Religion Privatsache!! Gegen diesen völligen Verrat am revo-
lutionären Programm des Proletariats machte Engels Front, der 1891 erst
ganz schwache Keime des Opportunismus in seiner Partei beobachtete
und sich daher äußerst vorsichtig ausdrückte:

„Wie in der Kommune fast nur Arbeiter oder anerkannte Arbei-
tervertreter saßen, so trugen auch ihre Beschlüsse einen entschieden
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proletarischen Charakter. Entweder dekretierten sie Reformen, die
die republikanische Bourgeoisie nur aus Feigheit unterlassen hatte,
die aber für die freie Aktion der Arbeiterklasse eine notwendige
Grundlage bildeten, wie die Durchführung des Satzes, daß dem
Staat gegenüber die Religion bloße Privatsache sei; oder sie erließ
Beschlüsse direkt im Interesse der Arbeiterklasse und teilweise tief
einschneidend in die alte Gesellschaftsordnung."

Engels unterstrich die Worte „dem Staat gegenüber" mit Vorbedacht,
um haargenau den deutschen Opportunismus zu treffen, der die Religion
der Partei gegenüber zur Privatsache erklärte und auf diese Weise die
Partei des revolutionären Proletariats auf das Niveau eines banalen
„freidenkerischen" Spießertums hinabdrückte, das bereit ist, Konfessions-
losigkeit zu dulden, aber auf den Kampf der Partei gegen das volks-
verdummende Opium Religion verzichtet.

Der künftige Geschichtsschreiber der deutschen Sozialdemokratie
wird beim Aufspüren der Wurzeln ihres schmachvollen Zusammenbruchs
im Jahre 1914 nicht wenig interessantes Material zu dieser Frage vor-
finden, angefangen von den ausweichenden, dem Opportunismus Tür
und Tor öffnenden Erklärungen in den Artikeln Kautskys, des ideolo-
gischen Führers der Partei, bis zu dem Verhalten der Partei zu der „Los-
von-der-Kirche-Bewegung" im Jahre 1913.

Gehen wir jedoch zu den Lehren über, die Engels zwanzig Jahre nach
der Kommune aus ihren Erfahrungen für das kämpfende Proletariat zog.

Das sind die Lehren, die Engels in den Vordergrund rückte:
„Gerade die unterdrückende Macht der bisherigen zentralisierten

Regierung, Armee, politische Polizei, Bürokratie, die Napoleon 1798
geschaffen und die seitdem jede neue Regierung als willkommnes
Werkzeug übernommen und gegen ihre Gegner ausgenutzt hatte,
gerade diese Macht sollte überall fallen, wie sie in Paris bereits ge-
fallen war.

Die Kommune mußte gleich von vornherein anerkennen, daß die
Arbeiterklasse, einmal zur Herrschaft gekommen, nicht fortwirt-
schaften könne mit der alten Staatsmaschine; daß diese Arbeiter-
klasse, um nicht ihrer eignen, erst eben eroberten Herrschaft wie-
der verlustig zu gehn, einerseits alle die alte, bisher gegen sie selbst
ausgenutzte Unterdrückungsmaschinerie beseitigen, andrerseits aber
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sich sichern müsse gegen ihre eignen Abgeordneten und Beamten,
indem sie diese, ohne alle Ausnahme, für jederzeit absetzbar er-
klärte."

Engels unterstreicht immer wieder, daß nicht nur in der Monarchie,
sondern auch, in der demokratischen Republik der.Staat Staat bleibt, d. h.
sein grundlegendes Unterscheidungsmerkmal beibehält: die beamteten
Personen, die „Diener der Gesellschaft", ihre Organe in Herren über die
Gesellschaft zu verwandeln.

„Gegen diese, in allen bisherigen Staaten unumgängliche Ver-
wandlung des Staats und der Staatsorgane aus Dienern der Ge-
sellschaft in Herren der Gesellschaft wandte die Kommune zwei
unfehlbare Mittel an. Erstens besetzte sie alle Stellen, verwaltende,
richtende, lehrende, durch Wahl nach allgemeinem Stimmrecht der
Beteiligten, und zwar auf jederzeitigen Widerruf durch dieselben
Beteiligten. Und zweitens zahlte sie für alle Dienste, hohe wie nied-
rige, nur den Lohn, den andre Arbeiter empfingen. Das höchste
Gehalt, das sie überhaupt zahlte, war 6000 Franken*. Damit war
der Stellenjägerei und dem Strebertum ein sichrer Riegel vorge-
schoben, auch ohne die gebundnen Mandate bei Delegierten zu
Vertretungskörpern, die noch zum Überfluß hinzugefügt wurden."

Engels gelangt hier an jene denkwürdige Grenze, wo eine konsequente
Demokratie sich auf der einen Seite in Sozialismus verwandelt und auf
der andern Seite den Sozialismus erfordert. Denn zur Aufhebung des
Staates ist nötig, daß die Funktionen des Staatsdienstes in solche ein-
fachen Operationen der Kontrolle und Rechnungsführung verwandelt
werden, die für die ungeheure Mehrheit der Bevölkerung und später für
die gesamte Bevölkerung ohne Ausnahme verständlich und ausführbar
sind. Zur völligen Beseitigung des Strebertums ist es erforderlich, daß ein
„Ehrenamt" im Staatsdienst, auch wenn es nichts einbringt, nicht als
Sprungbrett dienen kann, um in hochbezahlte Stellungen bei Banken und

• Nominell waren das zirka 2400 Rubel, nach dem heutigen Kurs zirka
6000 Rubel. Ganz unverzeihlich handeln die Bolschewiki, die z. B. vorschlagen, in
den städtischen Dumas Gehälter von 9000 Rubel einzuführen, statt ein Maximum
von 6000 Rubel für den ganzen Staat zu beantragen - eine Summe, die durchaus
genügen dürfte.

30 Lenin. Werke. Bd. 25
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Aktiengesellschaften zu gelangen, wie das in allen kapitalistischen Län-
dern, auch den freiesten, ständig vorkommt.

Engels begeht aber nicht den Fehler, den z. B. manche Marxisten in
der Frage des Selbstbestimmungsrechts der Nationen begehen: im Kapi-
talismus sei die Selbstbestimmung unmöglich und im Sozialismus über-
flüssig. Eine derartige, anscheinend geistreiche, in Wirklichkeit aber
falsche Argumentation ließe sich über jede beliebige demokratische Ein-
richtung wiederholen, auch über die bescheidenen Beamtengehälter, denn
ein vollauf konsequenter Demokratismus ist unter dem Kapitalismus un-
möglich, im Sozialismus wird aber jede Demokratie absterben.

Das ist eine Sophisterei, die an die alte Scherzfrage erinnert, ob ein
Mensch beginnt kahlköpfig zu werden, wenn er ein Haar verliert.

Entwicklung der Demokratie bis zu Ende, Auffinden der Formen einer
solchen Entwicklung, ihre Erprobung in der Praxis usw. - das alles bildet
eine der integrierenden Aufgaben des Kampfes um die soziale Revolu-
tion. Für sich genommen wird kein Demokratismus den Sozialismus brin-
gen. Im Leben aber wird der Demokratismus nie „für sich genommen",
sondern er wird mit anderen Erscheinungen „zusammengenommen", er
wird seinen Einfluß auch auf die Ökonomik ausüben, ihre Umgestaltung
fördern, dem Einfluß der ökonomischen Entwicklung unterliegen usw.
Das ist die Dialektik der lebendigen Geschichte.

Engels fährt fort:
„Diese Sprengung der bisherigen Staatsmacht und ihre Ersetzung

durch eine neue, in Wahrheit demokratische, ist im dritten Ab-
schnitt des .Bürgerkriegs' eingehend geschildert. Es war aber nötig,
hier nochmals kurz auf einige Züge derselben einzugehn, weil ge-
rade in Deutschland der Aberglaube an den Staat aus der Philoso-
phie sich in das allgemeine Bewußtsein der Bourgeoisie und selbst
vieler Arbeiter übertragen hat. Nach der philosophischen Vorstel-
lung ist der Staat die .Verwirklichung der Idee' oder das ins Philo-
sophische übersetzte Reich Gottes auf Erden, das Gebiet, worauf
die ewige Wahrheit und Gerechtigkeit sich verwirklicht oder ver-
wirklichen soll. Und daraus folgt dann eine abergläubische Vereh-
rung des Staats und alles dessen, was mit dem Staat zusammen-
hängt, und die sich um so leichter einstellt, als man sich von
Kindesbeinen daran gewöhnt hat, sich einzubilden, die der ganzen
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Gesellschaft gemeinsamen Geschäfte und Interessen könnten nicht
anders besorgt werden, als wie sie bisher besorgt worden sind,
nämlich durch den Staat und seine wohlbestallten Behörden. Und
man glaubt schon einen ganz gewaltig kühnen Schritt getan zu
haben, wenn man sich frei gemacht vom Glauben an die erbliche
Monarchie und auf die demokratische Republik schwört. In Wirk-
lichkeit aber ist der Staat nichts als eine Maschine zur Unterdrük-
kung einer Klasse durch eine andre, und zwar in der demokratischen
Republik nicht minder als in der Monarchie; und im besten Fall ein
Übel, das dem im Kampf um die Klassenherrschaft siegreichen Pro-
letariat vererbt wird, und dessen schlimmste Seiten es, ebensowenig
wie die Kommune, umhinkönnen wird, sofort möglichst zu be-
schneiden, bis ein in neuen, freien Gesellschaftszuständen heran-
gewachsenes Geschlecht imstande sein wird, den ganzen Staats-
plunder von sich abzutun."

Engels ermahnte die Deutschen, bei der Ersetzung der Monarchie
durch eine Republik nicht die Grundlagen des Sozialismus in der Frage
des Staates überhaupt zu vergessen. Seine Warnungen lesen sich jetzt
geradezu wie eine Lektion für die Herren Zereteli und Tschemow, die
in ihrer „Koalitions"praxis ihren Aberglauben an den Staat und ihre
abergläubische Verehrung des Staates offenbart haben!

Noch zwei Bemerkungen. Erstens: Wenn Engels sagt, daß in einer
demokratischen Republik der Staat „nicht minder" als in der Monarchie
eine „Maschine zur Unterdrückung einer Klasse durch eine andre" bleibt,
so bedeutet das durchaus nicht, daß die Form der Unterdrückung dem
Proletariat gleichgültig sei, wie manche Anarchisten „lehren". Eine brei-
tere, freiere, offenere Form des Klassenkampfes und der Klassenunter-
drückung bedeutet für das Proletariat eine riesige Erleichterung im Kampf
um die Aufhebung der Klassen überhaupt.

Zweitens: Die Frage, warum erst ein neues Geschlecht imstande sein
wird, den ganzen Staatsplunder von sich abzutun, hängt mit der Frage
der Überwindung der Demokratie zusammen, einer Frage, zu der wir
nun übergehen.

30*
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6. Engels über die Überwindung der Demokratie

Engels hatte Gelegenheit, sich darüber zu äußern im Zusammenhang
mit der Frage der wissenschaftlichen Unrichtigkeit der Bezeichnung „So-
zialdemokrat".

Im Vorwort zu einer Ausgabe seiner Aufsätze zu verschiedenen The-
men aus den siebziger Jahren hauptsächlich „internationalen" Inhalts
(„Internationales aus dem .Volksstaat'"), datiert vom 3. Januar 1894,
also anderthalb Jahre vor seinem Tod, schrieb Engels, er habe in allen
Aufsätzen das Wort „Kommunist" und nicht „Sozialdemokrat" ge-
braucht, weil sich damals die Proudhonisten in Frankreich und die Las-
salleaner in Deutschland Sozialdemokraten nannten.

„Für Marx und mich", fährt Engels fort, „war es daher rein un-
möglich, zur Bezeichnung unseres speziellen Standpunkts einen Aus-
druck von solcher Dehnbarkeit zu wählen. Heute ist das anders, und
so mag das Wort" („Sozialdemokrat") „passieren, so unpassend es
bleibt für eine Partei, deren ökonomisches Programm nicht bloß
allgemein sozialistisch, sondern direkt kommunistisch, und deren
politisches letztes Endziel die Überwindung des ganzen Staates,
also auch der Demokratie ist. Die Namen wirklicher" (hervorgeho-
ben von Engels) „politischer Parteien stimmen aber nie ganz; die
Partei entwickelt sich, der Name bleibt."111

Der Dialektiker Engels bleibt am Ende seiner Tage der Dialektik treu.
Marx und ich, sagt er, hatten einen ausgezeichneten, wissenschaftlich
exakten Namen für die Partei, aber es fehlte die wirkliche, d. h. die pro-
letarische Massenpartei. Jetzt (Ende des 19. Jahrhunderts) existiert eine
wirkliche Partei, aber ihr Name ist wissenschaftlich unrichtig. Tut nichts,
er „mag passieren", wenn nur die Partei sich entwickelt, wenn nur die
wissenschaftliche Ungenauigkeit ihres Namens der Partei selbst nicht
verborgen bleibt und sie nicht daran hindert, sich in der richtigen Rich-
tung zu entwickeln!

Mancher Spaßvogel könnte am Ende auch uns, die Bolschewiki, nach
der Art von Engels trösten wollen: Wir haben eine wirkliche Partei, sie
entwickelt sich vorzüglich; es mag also auch ein so sinnloses und mon-
ströses Wort wie „Bolschewik" „passieren", das nichts weiter ausdrückt
als den rein zufälligen Umstand, daß wir 1903 auf dem Parteitag in
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Brüssel-London die Mehrheit hatten... Jetzt, da die Verfolgungen un-
serer Partei im Juli und August durch die Republikaner und die „revolu-
tionäre" kleinbürgerliche Demokratie das Wort „Bolschewik" im ganzen
Volk zu einem Ehrennamen gemacht, jetzt, da diese Verfolgungen außer-
dem einen so gewaltigen, historischen Fortschritt unserer Partei in ihrer
wirklichen Entwicklung markiert haben - jetzt hätte auch ich vielleicht
Bedenken, wie im April vorzuschlagen, den Namen unserer Partei zu
ändern. Vielleicht würde ich meinen Genossen ein „Kompromiß" vor-
schlagen: uns Kommunistische Partei zu nennen und das Wort Bolsche-
wiki in Klammern beizubehalten...

Doch die Frage nach der Benennung der Partei ist unvergleichlich we-
niger wichtig als die Frage nach dem Verhältnis des revolutionären Pro-
letariats zum Staat.

In den landläufigen Betrachtungen über den Staat wird fortwährend
der Fehler begangen, vor dem hier Engels warnt und den wir in den vor-
hergegangenen Darlegungen beiläufig gestreift haben. Man vergißt näm-
lich immer, daß die Aufhebung des Staates auch die Aufhebung der De-
mokratie bedeutet, daß das Absterben des Staates ein Absterben der
Demokratie ist.

Auf den ersten Blick mag diese Behauptung höchst sonderbar und un-
verständlich erscheinen; bei manchem dürfte sogar die Befürchtung auf-
kommen, daß wir den Anbruch einer Gesellschaftsordnung erwarten, in
der das Prinzip der Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit
nicht eingehalten werden würde, denn Demokratie sei doch gerade die
Anerkennung dieses Prinzips!

Nein. Demokratie ist nicht identisch mit Unterordnung der Minder-
heit unter die Mehrheit, Demokratie ist ein die Unterordnung der Min-
derheit unter die Mehrheit anerkennender Staat, d. h. eine Organisation
zur systematischen Gewaltanwendung einer Klasse gegen die andere,
eines Teils der Bevölkerung gegen den anderen.

Als Endziel setzen wir uns die Abschaffung des Staates, d. h. jeder
organisierten und systematischen Gewalt, jeder Gewaltanwendung gegen
Menschen überhaupt. Wir erwarten nicht, daß eine Gesellschaftsordnung
anbricht, in der das Prinzip der Unterordnung der Minderheit unter die
Mehrheit nicht eingehalten werden würde. Doch in unserem Streben zum
Sozialismus sind wir überzeugt, daß er in den Kommunismus hinüber-
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wachsen wird und daß im Zusammenhang damit jede Notwendigkeit der
Gewaltanwendung gegen Menschen überhaupt, der Unterordnung eines
Menschen unter den anderen, eines Teils der Bevölkerung unter den an-
deren verschwinden wird, denn die Menschen werden sich daran gemah-
nen, die elementaren Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens ohne
Gemalt und ohne Unterordnung einzuhalten.

Um dieses Element der Gewohnheit zu betonen, spricht Engels eben
von einem neuen Geschlecht, das, „in neuen, freien Gesellschaftszustän-
den herangewachsen, imstande sein wird, den ganzen Staatsplunder von
sich abzutun" - jedes Staatswesen abzuschaffen, auch das demokratisch-
republikanische.

Um das klarzumachen, bedarf es einer Untersuchung der Frage nach
den ökonomischen Grundlagen für das Absterben des Staates.

V. KAPITEL

DIE ÖKONOMISCHEN GRUNDLAGEN
FÜR DAS ABSTERBEN DES STAATES

Am ausführlichsten erörtert Marx diese Frage in seiner „Kritik des
Gothaer Programms" (Brief an Bracke vom 5. Mai 1875, veröffentlicht
erst 1891 in der „Neuen Zeit", Jahrgang IX, 1, in russischer Sprache als
Broschüre erschienen). Der polemische Teil dieses bedeutenden Werkes,
der aus einer Kritik am Lassalleanertum besteht, hat seinen positiven
Teil, nämlich die Analyse des Zusammenhangs zwischen der Entwicklung
des Kommunismus und dem Absterben des Staates; sozusagen in den
Schatten gestellt.

1. Die Fragestellung bei Marx

Bei einem oberflächlichen Vergleich des Briefes von Marx an Bracke
vom 5. Mai 1875 mit dem oben besprochenen Brief von Engels an Bebel
vom 28. März 1875 könnte es scheinen, als wäre Marx viel mehr „Staats-
anhänger" als Engels und als bestünde zwischen den Auffassungen der
beiden Verfasser über den Staat ein ganz erheblicher Unterschied.



Staat und Revolution 471

Engels empfiehlt Bebel, das ganze Gerede vom Staat überhaupt fallen-
zulassen, das Wort „Staat" gänzlich aus dem Programm zu entfernen
und es durch das Wort „Gemeinwesen" zu ersetzen; Engels erklärt so-
gar, die Kommune sei kein Staat im eigentlichen Sinne mehr gewesen.
Marx dagegen spricht sogar vom „zukünftigen Staatswesen der kommu-
nistischen Gesellschaft", d. h., er erkennt scheinbar die Notwendigkeit
des Staates selbst im Kommunismus an.

Eine derartige Auffassung wäre jedoch grundfalsch. Eine nähere Be-
trachtung ergibt, daß sich die Ansichten von Marx und die von Engels
über den Staat und dessen Absterben durchaus decken, der erwähnte
Ausdruck von Marx bezieht sich doch gerade auf dieses absterbende
Staatswesen.

Es ist klar, daß von einer Bestimmung des Zeitpunkts des künftigen
„Absterbens" nicht einmal die Rede sein kann, um so mehr, als es sich
offenkundig um einen langwierigen Prozeß handelt. Der scheinbare Un-
terschied zwischen Marx und Engels erklärt sich aus der Verschiedenheit
der Themen, die sie behandelten, der Aufgaben, die sie verfolgten. En-
gels machte es sich zur Aufgabe, Bebel anschaulich, scharf umrissen, in
großen Zügen die ganze Unsinnigkeit der landläufigen (und in nicht
geringem Maße von Lassalle geteilten) Vorurteile in bezug auf den Staat
nachzuweisen. Marx streift diese Frage nur nebenbei; ihn interessiert
ein anderes Thema: die Entwicklung der kommunistischen Gesellschaft.

Die ganze Theorie von Marx ist eine Anwendung der Entwicklungs-
theorie - in ihrer konsequentesten, vollkommensten, durchdachtesten
und inhaltsreichsten Form - auf den modernen Kapitalismus. Es ist nur
natürlich, daß sich für Marx die Frage nach der Anwendung dieser Theo-
rie auch auf den bevorstehenden Zusammenbruch des Kapitalismus und
die künftige Entwicklung des künftigen Kommunismus erhob.

Auf Grund welcher Unterlagen aber kann die Frage nach der künf-
tigen Entwicklung des künftigen Kommunismus aufgeworfen werden?

Auf Grund der Tatsache, daß er aus dem Kapitalismus hervorgeht,
sich historisch aus dem Kapitalismus entwickelt, das Resultat der Wir-
kungen einer gesellschaftlichen Kraft ist, die der Kapitalismus erzeugt
hat. Bei Marx findet sich auch nicht die Spur eines Versuchs, Utopien zu
konstruieren, ins Blaue hinein Mutmaßungen anzustellen über das, was
man nicht wissen kann. Marx stellt die Frage des Kommunismus so, wie
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der Naturforscher die Frage der Entwicklung einer neuen, sagen wir,
biologischen Abart stellen würde, wenn man weiß, daß sie so und so ent-
standen ist und sich in der und der bestimmten Richtung modifiziert.

Marx räumt vor allem mit der Konfusion auf, die durch das Gothaer
Programm in die Frage nach dem Verhältnis von Staat und Gesellschaft
hineingetragen wird.

„Die .heutige Gesellschaft' ist die kapitalistische Gesellschaft",
schreibt er, „die in allen Kulturländern existiert, mehr oder weniger
frei von mittelaltrigem Beisatz, mehr oder weniger durch die be-
sondre geschichtliche Entwicklung jedes Landes modifiziert, mehr
oder weniger entwickelt. Dagegen der .heutige Staat" wechselt mit
der Landesgrenze. Er ist ein andrer im preußisch-deutschen Reich
als in der Schweiz, ein andrer in England als in den Vereinigten
Staaten. ,Der heutige Staat" ist also eine Fiktion.

Jedoch haben die verschiednen Staaten der verschiednen Kultur-
länder trotz ihrer bunten Formverschiedenheit alle das gemein, daß
sie auf dem Boden der modernen bürgerlichen Gesellschaft stehn,
nur einer mehr oder minder kapitalistisch entwickelten. Sie haben

. daher auch gewisse wesentliche Charaktere gemein. In diesem Sinne
kann man von .heutigem Staatswesen' sprechen, im Gegensatz zur
Zukunft, worin seine jetzige Wurzel, die bürgerliche Gesellschaft,
abgestorben ist.

Es fragt sich dann: Welche Umwandlung wird das Staatswesen
in einer kommunistischen Gesellschaft erleiden? In andern Worten,
welche gesellschaftlichen Funktionen bleiben dort übrig, die jetzigen
Staatsfunktionen analog sind? Diese Frage ist nur wissenschaftlich
zu beantworten, und man kommt dem Problem durch tausendfache
Zusammensetzung des Wortes Volk mit dem Wort Staat auch nicht
um einen Flohsprung näher."112

Nachdem Marx auf diese Weise alles Gerede vom „Volksstaat" lächer-
lich gemacht hat, gibt er die Problemstellung und warnt gewissermaßen
davor, bei der wissenschaftlichen Beantwortung der Frage anders als mit
feststehenden wissenschaftlichen Angaben zu operieren.

Das erste, was durch die ganze Entwicklungstheorie, die ganze Wis-
senschaft überhaupt ganz genau festgestellt wurde, was die Utopisten
vergaßen und die jetzigen Opportunisten, die sich vor der sozialistischen
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Revolution fürchten, vergessen, ist der Umstand, daß es geschichtlich
zweifellos ein besonderes Stadium oder eine besondere Etappe des Über-
gangs vom Kapitalismus zum Kommunismus geben muß.

2. Der Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus

„Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesell-
schaft", fährt Marx fort, „liegt die Periode der revolutionären Um-
wandlung der einen in die andre. Der entspricht auch eine politische
Übergangsperiode, deren Staat nichts andres sein kann als die revo-
lutionäre Diktatur des Proletariats."

Diese Schlußfolgerung beruht bei Marx auf der Analyse der Rolle, die
das Proletariat in der modernen kapitalistischen Gesellschaft spielt, auf
den Tatsachen der Entwicklung dieser Gesellschaft und der Unversöhn-
lichkeit der einander entgegengesetzten Interessen des Proletariats und
der Bourgeoisie.

Früher wurde die Frage so gestellt: Das Proletariat muß, um seine
Befreiung zu erlangen, die Bourgeoisie stürzen, die politische Macht er-
obern und seine revolutionäre Diktatur errichten.

Jetzt wird die Frage etwas anders gestellt: Der Übergang von der
kapitalistischen Gesellschaft, die sich zum Kommunismus hin entwickelt,
zur kommunistischen Gesellschaft ist unmöglich ohne eine „politische
Übergangsperiode", und der Staat dieser Periode kann nur die revolutio-
näre Diktatur des Proletariats sein.

In welchem Verhältnis steht nun diese Diktatur zur Demokratie?
Wir haben gesehen, daß das „Kommunistische Manifest" einfach zwei

Begriffe nebeneinander stellt: „Erhebung des Proletariats zur herrschen-
den Klasse" und „Erkämpfung der Demokratie". Auf Grund alles oben
Gesagten läßt sich genauer bestimmen, wie sich die Demokratie beim
Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus verändert.

In der kapitalistischen Gesellschaft, ihre günstigste Entwicklung vor-
ausgesetzt, haben wir in der demokratischen Republik einen mehr oder
weniger vollständigen Demokratismus. Dieser Demokratismus ist jedoch
durch den engen Rahmen der kapitalistischen Ausbeutung stets eingeengt
und bleibt daher im Grunde genommen stets ein Demokratismus für die
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Minderheit, nur für die besitzenden Klassen, nur für die Reichen. Die
Freiheit der kapitalistischen Gesellschaft bleibt immer ungefähr die
gleiche, die sie in den antiken griechischen Republiken war: Freiheit für
die Sklavenhalter. Die modernen Lohnsklaven bleiben infolge der Be-
dingungen der kapitalistischen Ausbeutung so von Not und Elend be-
drückt, daß ihnen „nicht nach Demokratie", „nicht nach Politik" der Sinn
steht, so daß bei dem gewöhnlichen, friedlichen Gang der Ereignisse die
Mehrheit der Bevölkerung von der Teilnahme am öffentlichen und poli-
tischen Leben ausgeschlossen ist.

Die Richtigkeit dieser Behauptung wird vielleicht am anschaulichsten
durch Deutschland bestätigt, da gerade in diesem Staat die verfassungs-
mäßige Legalität sich erstaunlich lange und stabil, nahezu ein halbes Jahr-
hundert (1871-1914), behauptet hat, während die Sozialdemokratie es
verstanden hat, in dieser Zeit viel mehr als in anderen Ländern die „Le-
galität auszunutzen" und einen so großen Teil der Arbeiter in der poli-
tischen Partei zu organisieren, wie das sonst nirgends in der Welt der
Fall war.

Wie groß ist nun dieser höchste in der kapitalistischen Gesellschaft je
beobachtete Teil der politisch bewußten und aktiven Lohnsklaven? Eine
Million Mitglieder der sozialdemokratischen Partei - von fünfzehn Mil-
lionen Lohnarbeitern! Drei Millionen gewerkschaftlich Organisierte -
von fünfzehn Millionen!

Demokratie für eine verschwindende Minderheit, Demokratie für die
Reichen - so sieht der Demokratismus der kapitalistischen Gesellschaft
aus. Sieht man sich den Mechanismus der kapitalistischen Demokratie
genauer an, so findet man überall, sowohl in den „geringfügigen", an-
geblich geringfügigen, Einzelheiten des Wahlrechts (Ansässigkeitsklau-
sel, Ausschließung der Frauen usw.) als auch in der Technik der Vertre-
tungskörperschaften, in den tatsächlichen Behinderungen des Versamm-
lungsrechts (die öffentlichen Gebäude sind nicht für „Habenichtse" da!)
oder in der rein kapitalistischen Organisation der Tagespresse und so
weiter und so fort - überall, wo man hinblickt, Beschränkungen auf Be-
schränkungen des Demokratismus. Diese Beschränkungen, Ausnahmen,
Ausschließungen und Behinderungen für die Armen erscheinen gering,
besonders demjenigen, der selbst nie Not gekannt hat und mit dem
Leben der unterdrückten Klassen in ihrer Masse nicht in Berührung
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gekommen ist (und das trifft für neun Zehntel, wenn nicht gar für neun-
undneunzig Hundertstel der bürgerlichen Publizisten und Politiker zu) -
aber zusammengenommen bewirken diese Beschränkungen, daß die arme
Bevölkerung von der Politik, von der aktiven Teilnahme an der Demo-
kratie ausgeschlossen, verdrängt wird.

Marx hat dieses Wesen der kapitalistischen Demokratie glänzend
erfaßt, als er in seiner Analyse der Erfahrungen der Kommune sagte:
den Unterdrückten wird in mehreren Jahren einmal gestattet, darüber
zu entscheiden, welcher Vertreter der unterdrückenden Klasse sie im
Parlament ver- und zertreten soll 1

Doch von dieser kapitalistischen Demokratie - die unvermeidlich eng
ist, die die Annen im stillen beiseite schiebt und daher durch und durch
heuchlerisch und verlogen ist - führt die weitere Entwicklung nicht ein-
fach, geradeswegs und glatt, „zu immer größerer Demokratie", wie die
liberalen Professoren und kleinbürgerlichen Opportunisten die Sache
darzustellen pflegen. Nein. Die weitere Entwicklung, d. h. die Entwick-
lung zum Kommunismus, geht über die Diktatur des Proletariats und
kann auch gar nicht anders gehen, denn außer dem Proletariat ist nie-
mand imstande, den Widerstand der kapitalistischen Ausbeuter zu bre-
chen, und auf anderem Wege ist er nicht zu brechen.

Die Diktatur des Proletariats aber, d. h. die Organisierung der Avant-
garde der Unterdrückten zur herrschenden Klasse, um die Unterdrücker
niederzuhalten, kann nicht einfach nur eine Erweiterung der Demokratie
ergeben. Zugleich mit der gewaltigen Erweiterung des Demokratismus,
der zu m er st enmal ein Demokratismus für die Armen, für das
Volk wird und nicht ein Demokratismus für die Reichen, bringt die Dik-
tatur des Proletariats eine Reihe von Freiheitsbeschränkungen für die
Unterdrücker, die Ausbeuter, die Kapitalisten. Diese müssen wir nieder-
halten, um die Menschheit von der Lohnsklaverei zu befreien, ihr Wider-
stand muß mit Gewalt gebrochen werden, und es ist klar, daß es dort, wo
es Unterdrückung, wo es Gewalt gibt, keine Freiheit, keine Demokratie
gibt.

Engels hat das ausgezeichnet in seinem Brief an Bebel zum Ausdruck
gebracht, wenn er, wie der Leser sich entsinnen wird, sagt: „Solange das
Proletariat den Staat noch gebraucht, gebraucht es ihn nicht im Inter-
esse der Freiheit, sondern der Niederhaltung seiner Gegner, und sobald
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von Freiheit die Rede sein kann, hört der Staat als solcher auf zu be-
stehen."

Demokratie für die riesige Mehrheit des Volkes und gewaltsame Nie-
derhaltung der Ausbeuter, der Unterdrücker des Volkes, d. h. ihr Aus-
schluß von der Demokratie - diese Modifizierung erfährt die Demokra-
tie beim Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus.

Erst in der kommunistischen Gesellschaft, wenn der Widerstand der
Kapitalisten schon endgültig gebrochen ist, wenn die Kapitalisten ver-
schwunden sind, wenn es keine Klassen (d. h. keinen Unterschied zwi-
schen den Mitgliedern der Gesellschaft in ihrem Verhältnis zu den ge-
sellschaftlichen Produktionsmitteln) mehr gibt - erst dann „hört der
Staat auf zu bestehen, und es kann von Freiheit die Rede sein". Erst dann
ist eine tatsächlich vollkommene Demokratie, tatsächlich ohne jede Aus-
nahme, möglich und wird verwirklicht werden. Und erst dann beginnt
die Demokratie abzusterben, infolge des einfachen Umstands, daß die
von der kapitalistischen Sklaverei, von den ungezählten Greueln, Bruta-
litäten, Widersinnigkeiten und Gemeinheiten der kapitalistischen Aus-
beutung befreiten Menschen sich nach und nach gemahnen wer-
den , die elementaren, von alters her bekannten und seit Jahrtausenden
in allen Vorschriften gepredigten Regeln des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens einzuhalten, sie ohne Gewalt, ohne Zwang, ohne Unterord-
nung, ohne den besonderen Zwangs app ar at, der sich
Staat nennt, einzuhalten.

Der Ausdruck „der Staat stirbt ab" ist sehr treffend gewählt, denn er
deutet sowohl auf das Allmähliche als auch auf das Elementare des Pro-
zesses hin. Nur die Gewöhnung kann und wird zweifellos eine solche
Wirkung ausüben, denn wir beobachten rings um uns millionenfach, wie
leicht sich Menschen an die Einhaltung der für sie notwendigen Regeln
des gesellschaftlichen Zusammenlebens gewöhnen, wenn die Ausbeutung
fehlt, wenn nichts vorhanden ist, was sie empört, sie zu Protest und Auf-
lehnung herausfordert, was die Notwendigkeit der Niederhaltung schafft.

Also: In der kapitalistischen Gesellschaft haben wir eine gestutzte,
dürftige, falsche Demokratie, eine Demokratie nur für die Reichen, für
eine Minderheit. Die Diktatur des Proletariats, die Periode des Ober-
gangs zum Kommunismus, wird zum erstenmal Demokratie für das
Volk, für die Mehrheit bringen, aber zugleich wird sie notwendigerweise
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eine Minderheit, die Ausbeuter, niederhalten. Einzig und allein der
Kommunismus ist imstande, eine wahrhaft vollständige Demokratie zu
bieten, und je vollständiger diese sein wird, um so schneller wird sie ent-
behrlich werden, wird sie von selbst absterben.

Mit anderen Worten: Im Kapitalismus haben wir den Staat im eigent-
lichen Sinne des Wortes, eine besondere Maschine zur Unterdrückung
einer Klasse durch eine andere, und zwar der Mehrheit durch eine Min-
derheit. Damit eine solche Sache wie die systematische Unterdrückung
der Mehrheit der Ausgebeuteten durch die Minderheit der Ausbeuter
erfolgreich ist, bedarf es natürlich der größten Grausamkeit und bestia-
lischer Unterdrückung, sind Meere von Blut nötig, durch die denn auch
die Menschheit im Zustand der Sklaverei, der Leibeigenschaft und der
Lohnarbeit ihren Weg geht.

Weiter. Beim Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus ist die
Unterdrückung nodi notwendig, aber es ist das bereits eine Unterdrük-
kung der Minderheit der Ausbeuter durch die Mehrheit der Ausgebeu-
teten. Ein besonderer Apparat, eine besondere Maschine zur Unter-
drückung, ein „Staat" ist noch notwendig, aber es ist das bereits ein
Übergangsstaat, kein Staat im eigentlichen Sinne mehr, denn die Nieder-
haltung der Minderheit der Ausbeuter durch die Mehrheit der Lohn-
sklaven von gestern ist eine so verhältnismäßig leichte, einfache und na-
türliche Sache, daß sie viel weniger Blut kosten wird als die Unterdrük-
kung von Aufständen der Sklaven, Leibeigenen und Lohnarbeiter, daß
sie der Menschheit weit billiger zu stehen kommen wird. Und sie ist
vereinbar mit der Ausdehnung der Demokratie auf eine so überwälti-
gende Mehrheit der Bevölkerung, daß die Notwendigkeit einer beson-
deren Maschine zur Unterdrückung zu schwinden beginnt. Die Ausbeu-
ter sind natürlich nicht imstande, das Volk niederzuhalten ohne eine sehr
komplizierte Maschine zur Erfüllung dieser Aufgabe, das Volk aber ver-
mag die Ausbeuter mit einer sehr einfachen „Maschine", ja nahezu ohne
„Maschine", ohne einen besonderen Apparat niederzuhalten, durch die
einfache Organisation der bewaffneten Massen (in der Art der Sowjets
der Arbeiter- und Soldatendeputierten, sei vorgreifend bemerkt).

Schließlich macht allein der Kommunismus den Staat völlig über-
flüssig, denn es ist niemand niederzuhalten, „niemand" im Sinne einer
Klasse, im Sinne des systematischen Kampfes gegen einen bestimmten
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Teil der Bevölkerung. Wir sind keine Utopisten und leugnen durchaus
nicht die Möglichkeit und Unvermeidlichkeit von Ausschreitungen ein-
zelner Personen und ebensowenig die Notwendigkeit, soUhe Ausschrei-
tungen zu unterdrücken. Aber erstens bedarf es dazu keiner besonderen
Maschine, keines besonderen Unterdrückungsapparates; das wird das
bewaffnete Volk selbst mit der gleichen Selbstverständlichkeit und Leich-
tigkeit bewerkstelligen, mit der eine beliebige Gruppe zivilisierter Men-
schen sogar in der heutigen Gesellschaft Raufende auseinander bringt
oder, eine Frau vor Gewalt schützt. Zweitens wissen wir, daß die soziale
Grundursache der Ausschreitungen, die eine Verletzung der Regeln des
gesellschaftlichen Zusammenlebens bedeuten, in der Ausbeutung der
Massen, ihrer Not und ihrem Elend zu suchen ist. Mit der Beseitigung
dieser Hauptursache werden die Ausschreitungen unvermeidlich „abzu-
sterben" beginnen. Wir wissen nicht, wie rasch und in welcher Folge das
geschehen wird, aber wir wissen, daß sie absterben werden. Mit dem
Absterben der Ausschreitungen wird auch der Staat absterben.

Ohne sich auf Utopien einzulassen, hat Marx das näher bestimmt, was
sich jetzt über diese Zukunft bestimmen läßt, nämlich den Unterschied
zwischen der niederen und der höheren Phase (Stufe, Etappe) der kom-
munistischen Gesellschaft.

3. Die erste Phase der kommunistischen Gesellschaft

In der „Kritik des Gothaer Programms" widerlegt Marx eingehend
die Lassallesche Idee, der Arbeiter werde im Sozialismus den „unver-
kürzten" oder „vollen Arbeitsertrag" erhalten. Marx zeigt, daß von dem
gesellschaftlichen Gesamtprodukt ein Reservefonds abzuziehen ist, ein
Fonds für die Ausdehnung der Produktion, ferner für Ersatz der „ver-
brauchten" Maschinen u. dgl. m., sodann aus den Konsumtionsmitteln ein
Fonds für Verwaltungskosten, für Schulen, Krankenhäuser, Altersheime
usw.

An Stelle der nebelhaften, unklaren, allgemeinen Phrase Lassalles
(„dem Arbeiter den vollen Arbeitsertrag") gibt Marx eine nüchterne
Berechnung, wie die sozialistische Gesellschaft zu wirtschaften gezwun-
gen sein wird. Marx analysiert konkret die Lebensbedingungen einer
solchen Gesellschaft, in der es keinen Kapitalismus geben wird, und sagt:
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„Womit wir es hier zu tun haben" (bei der Erörterung des Pro-
gramms der Arbeiterpartei), „ist eine kommunistische Gesellschaft,
nicht wie sie sich auf ihrer eigenen Grundlage entwickelt hat, son-
dern umgekehrt, wie sie eben aus der kapitalistischen Gesellschaft
hervorgeht; die also in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, gei-
stig, noch behaftet ist mit den Muttermalen der alten Gesellschaft,
aus deren Schoß sie herkommt."

Eben diese kommunistische Gesellschaft, die gerade aus dem Schöße
des Kapitalismus ans Tageslicht tritt, die in jeder Beziehung mit den
Muttermalen der alten Gesellschaft behaftet ist, bezeichnet Marx als die
„erste" oder niedere Phase der kommunistischen Gesellschaft.

Die Produktionsmittel sind schon nicht mehr Privateigentum einzelner
Personen. Die Produktionsmittel gehören der ganzen Gesellschaft. Jedes
Mitglied der Gesellschaft leistet einen gewissen Teil gesellschaftlich not-
wendiger Arbeit und erhält von der Gesellschaft einen Schein darüber,
daß es ein gewisses Quantum Arbeit geliefert hat. Auf diesen Schein
erhält es ein entsprechendes Quantum Produkte aus den gesellschaft-
lichen Vorräten an Konsumtionsmitteln. Nach Abzug des Arbeitsquan-
tums, das für die gemeinschaftlichen Fonds bestimmt ist, erhält jeder
Arbeiter also von der Gesellschaft so viel zurück, wie er ihr gegeben
hat.

Es herrscht gewissermaßen „Gleichheit".
Wenn aber Lassalle von dieser Gesellschaftsordnung (die gewöhnlich

als Sozialismus bezeichnet wird, während Marx sie als erste Phase des
Kommunismus bezeichnet) meint, das wäre eine „gerechte Verteilung",
das wäre „gleiches Recht eines jeden auf den gleichen Arbeitsertrag", so
irrt er, und Marx deckt seinen Irrtum auf.

„Gleiches Recht", sagt Marx, haben wir hier allerdings, es ist aber
noch das „bürgerliche Recht", das, wie alles Recht, Ungleichheit
voraussetzt. Jedes Recht besteht in Anwendung von gleichem
Maßstab auf ungleiche Individuen, die in Wirklichkeit verschieden,
untereinander ungleich sind; das „gleiche Recht" ist daher eine Ver-
letzung der Gleichheit und eine Ungerechtigkeit. In der Tat erhält jeder,
der den gleichen Teil gesellschaftlicher Arbeit geleistet hat wie die an-
deren, den gleichen Anteil am gesellschaftlichen Produkt (nach den er-
wähnten Abzügen).
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Indes sind die einzelnen Menschen nicht gleich: Der eine ist stärker,
der andere schwächer; der eine ist verheiratet, der andere nicht; der eine
hat mehr Kinder als der andere usw.

„Bei gleicher Arbeitsleistung", folgert Marx, „und daher gleichem
Anteil an dem gesellschaftlichen Konsumtionsfonds erhält also der
eine faktisch mehr als der andre, ist der eine reicher als der andre
etc. Um alle diese Mißstände zu vermeiden, müßte das Recht, statt
gleich, ungleich sein."

Gerechtigkeit und Gleichheit kann also die erste Phase des Kommunis-
mus noch nicht bringen: Unterschiede im Reichtum, und zwar ungerechte
Unterschiede bleiben bestehen, unmöglich aber wird die Ausbeutung
des Menschen durch den Menschen sein, denn es wird nicht mehr mög-
lich sein, die Produktionsmittel, die Fabriken, Maschinen, den Grund
und Boden usw., als Privateigentum an sich zu reißen. Marx zerschlägt
die kleinbürgerliche, unklare Phrase Lassalles von „Gleichheit" und „Ge-
rechtigkeit" schlechthin und zeigt dabei den Entwicklungsgang der kom-
munistischen Gesellschaft, die gezwungen ist, zunächst nur die „Un-
gerechtigkeit" zu beseitigen, daß die Produktionsmittel von einzelnen
Personen angeeignet sind, und vorerst nidit imstande ist, mit einem
Schlag auch die weitere Ungerechtigkeit zu beseitigen, die in der Vertei-
lung der Konsumtionsmittel „nach der Arbeitsleistung" (und nicht nach
den Bedürfnissen) besteht.

Die Vulgärökonomen, darunter bürgerliche Professoren mitsamt „un-
serm" Tugan, machen den Sozialisten ständig zum Vorwurf, daß sie die
Ungleichheit der Menschen vergessen und von einer Beseitigung dieser
Ungleichheit „träumen". Ein solcher Vorwurf beweist, wie wir sehen,
nur grenzenlose Ignoranz der Herren bürgerlichen Ideologen.

Marx zieht nicht nur auf das genaueste die unvermeidliche Ungleich-
heit der Menschen in Betracht, er berücksichtigt auch, daß der bloße
Übergang der Produktionsmittel in das Gemeineigentum der gesamten
Gesellschaft („Sozialismus" im landläufigen Gebrauch des Wortes) die
Mängel der Verteilung und die Ungleichheit des „bürgerlichen Rechts"
nicht beseitigt, das weiter herrscht, solange die Produkte .nach
der Arbeitsleistung" verteilt werden.

„Aber diese Mißstände", fährt Marx fort, „sind unvermeidbar
in der ersten Phase der kommunistischen Gesellschaft, wie sie eben
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aus der kapitalistischen Gesellschaft nach langen Geburtswehen her-
vorgegangen ist. Das Recht kann nie höher sein als die ökonomische
Gestaltung und dadurch bedingte Kulturentwicklung der Gesell-
schaft." '

Somit wird in der ersten Phase der kommunistischen Gesellschaft (die
gewöhnlich Sozialismus genannt wird) das „bürgerliche Recht" nicht
vollständig abgeschafft, sondern nur zum Teil, nur entsprechend der be-
reits erreichten ökonomischen Umwälzung, d. h. lediglich in bezug auf
die Produktionsmittel. Das „bürgerliche Recht" sieht in ihnen das Pri-
vateigentum einzelner IndMduen. Der Sozialismus macht sie zum Ge-
meineigentum. Insofern - und nur insofern - fällt das „bürgerliche
Recht" fort.

Es bleibt jedoch in seinem anderen Teil bestehen, es bleibt als Regu-
lator (Ordner) bei der Verteilung der Produkte und der Arbeit unter
die Mitglieder der Gesellschaft „Wer nicht arbeitet, soll auch nicht
essen", dieses sozialistische Prinzip ist sdion verwirklicht; „für das
gleiche Quantum Arbeit das gleiche Quantum Produkte" - auch dieses
sozialistische Prinzip ist schon verwirklicht. Das ist jedoch noch nicht
Kommunismus, und das beseitigt noch nicht das „bürgerliche Recht", das
ungleichen Individuen für ungleiche (faktisch ungleiche) Arbeitsmengen
die gleiche Menge Produkte zuweist.

Das ist ein „Mißstand", sagt Marx, aber er ist in der ersten Phase des
Kommunismus unvermeidbar, denn will man nicht in Utopien verfallen,
so darf man nicht annehmen, daß die Menschen sofort nach dem Sturz
des Kapitalismus lernen werden, ohne alle Rechtsnormen für die Allge-
meinheit zu arbeiten, sind doch die ökonomischen Voraussetzungen für
eine solche Änderung durch die Abschaffung des Kapitalismus nicht so-
fort gegeben.

Andere Normen aber als die des „bürgerlichen Rechts" sind nicht vor-
handen. Insofern bleibt noch die Notwendigkeit des Staates bestehen,
der unter Wahrung des gesellschaftlichen Eigentums an den Produktions-
mitteln die Gleichheit der Arbeitsleistung und die Gleichheit bei der Ver-
teilung der Produkte zu schützen hat.

Der Staat stirbt ab, insofern es keine Kapitalisten, keine Klassen mehr
gibt und man daher auch keine Klasse mehr unterdrücken kann.

Der Staat ist aber noch nicht ganz abgestorben, denn noch bleibt die

31 Lenin. Werke. Bd. 25
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Wahrung des „bürgerlichen Rechts", das die faktische Ungleichheit sank-
tioniert. Zum vollständigen Absterben des Staates bedarf es des voll-
ständigen Kommunismus.

4. Die höhere Phase der kommunistischen Gesellschaft

Marx fährt fort:
„In einer höhern Phase der kommunistischen Gesellschaft, nach-

dem die knechtende Unterordnung der Individuen unter die Teilung
der Arbeit, damit auch der Gegensatz geistiger und körperlicher
Arbeit verschwunden ist; nachdem die Arbeit nicht nur Mittel zum
Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis geworden; nach-
dem mit der allseitigen Entwicklung der Individuen auch die Pro-
duktionskräfte gewachsen sind und alle Springquellen des genossen-
schaftlichen Reichtums voller fließen - erst dann kann der enge bür-
gerliche Rechtshorizont ganz überschritten werden und die Gesell-
schaft auf ihre Fahnen schreiben: Jeder nach seinen Fähigkeiten,
jedem nach seinen Bedürfnissen!"

Erst jetzt können wir die ganze Richtigkeit der Bemerkungen von
Engels einschätzen, in denen er unerbittlich die Verbindung der Wörter
„Freiheit" und „Staat" als unsinnig verspottete. Solange es einen Staat
gibt, gibt es keine Freiheit. Wenn es Freiheit geben wird, wird es keinen
Staat geben.

Die ökonomische Grundlage für das vollständige Absterben des Staa-
tes ist eine so hohe Entwicklung des Kommunismus, daß der Gegensatz
von geistiger und körperlicher Arbeit verschwindet, folglich eine der
wichtigsten Quellen der heutigen gesellschaftlichen Ungleichheit beseitigt
wird, und zwar eine Quelle, die durch den bloßen Übergang der Pro-
duktionsmittel in Gemeineigentum, durch die bloße Expropriation der
Kapitalisten keinesfalls mit einem Schlag aus der Welt geschafft werden
kann.

Diese Expropriation wird eine enorme Entwicklung der Produktiv-
kräfte ermöglichen. Und wenn wir sehen, wie schon jetzt der Kapitalis-
mus in unglaublicher Weise diese Entwicklung aufhält, wie vieles auf
Grund der heutigen, bereits erreichten Technik vorwärtsgebracht werden
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könnte, so sind wir berechtigt, mit voller Überzeugung zu sagen, daß
die Expropriation der Kapitalisten unausbleiblich eine gewaltige Entwick-
lung der Produktivkräfte der menschlichen Gesellschaft zur Folge haben
wird. Wie rasch aber diese Entwicklung weitergehen wird, wie schnell
sie zur Aufhebung der Arbeitsteilung, zur Beseitigung des Gegensatzes
von geistiger und körperlicher Arbeit, zur Verwandlung der Arbeit in
„das erste Lebensbedürfnis" führen wird, das wissen wir nicht und kön-
nen wir nicht wissen.

Wir sind daher auch nur berechtigt, von dem unvermeidlichen Ab-
sterben des Staates zu sprechen. Dabei betonen wir, daß dieser Prozeß
von langer Dauer ist und vom Entwicklungstempo der höheren Phase des
Kommunismus abhängt, wobei wir die Frage der Fristen oder der kon-
kreten Formen des Absterbens vollkommen offenlassen, denn Unter-
lagen zur Entscheidung dieser Fragen gibt es nicht.

Der Staat wird dann völlig absterben können, wenn die Gesellschaft
den Grundsatz „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Be-
dürfnissen" verwirklicht haben wird, d. h. wenn die Menschen sich so an
das Befolgen der Grundregeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens
gewöhnt haben werden und ihre Arbeit so produktiv sein wird, daß sie
freiwillig nach ihren Fähigkeiten arbeiten werden. Der „enge bürger-
liche Rechtshorizont", der dazu zwingt, mit der Hartherzigkeit eines
Shylock bedacht zu sein, nur ja nicht eine halbe Stunde länger zu arbei-
ten als der andere und keine geringere Bezahlung zu erhalten als der
andere - dieser enge Horizont wird dann überschritten sein. Die Ver-
teilung der Produkte wird dann von der Gesellschaft keine Normierung
der jedem einzelnen zukommenden Menge erfordern; jeder wird frei
„nach seinen Bedürfnissen" nehmen.

Vom bürgerlichen Standpunkt aus ist es leicht, eine solche Gesell-
schaftsstruktur als-„reine Utopie" hinzustellen und darüber zu spotten,
daß die Sozialisten jedem das Recht zusichern, von der Gesellschaft ohne
jegliche Kontrolle über die Arbeitsleistung des einzelnen Bürgers eine
beliebige Menge Trüffeln, Autos, Klaviere u. dgl. m. zu erhalten. Die
meisten bürgerlichen „Gelehrten" beschränken sich auch bis auf den
heutigen Tag auf dieses Spotten und verraten dadurch nur ihre Ignoranz
und ihre eigennützige Verteidigung des Kapitalismus.

Ignoranz, denn es ist keinem Sozialisten je eingefallen, „zuzusichern",

31*
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daß die höhere Phase der Entwicklung des Kommunismus eintreten wird;
die Voraussicht der großen Sozialisten aber, daß sie eintreten wird, hat
nicht die heutige Arbeitsproduktivität und nicht den heutigen Spießer
zur Voraussetzung, der es fertigbrächte, etwa wie die Seminaristen bei
Pomjalowski*, „für nichts und wieder nichts" Magazine gesellschaftlicher
Vorräte zu beschädigen und Unmögliches zu verlangen.

Bis die „höhere" Phase des Kommunismus eingetreten sein wird, for-
dern die Sozialisten die strengste Kontrolle seitens der Gesellschaft und
seitens des Staates über das Maß der Arbeit und das Maß der Konsum-
tion, aber diese Kontrolle muß mit der Expropriation der Kapitalisten
beginnen, mit der Kontrolle der Arbeiter über die Kapitalisten, und darf
nicht von einem Beamtenstaat durchgeführt werden, sondern von dem
Staat der bewaffneten Arbeiter.

Die eigennützige Verteidigung des Kapitalismus durch die bürgerlichen
Ideologen (und ihre Schleppenträger vom Schlage der Herren Zereteli,
Tschernow und Co.) besteht gerade darin, daß sie die dringende, aktu-
elle Frage der heutigen Politik in Diskussionen und Gerede über die
ferne Zukunft umfälschen, und zwar die Frage der Expropriation der
Kapitalisten, der Umwandlung aller Bürger in Arbeiter und Angestellte
eines großen „Syndikats", nämlich des ganzen Staates, und der völligen
Unterordnung der gesamten Arbeit dieses ganzen Syndikats unter den
wahrhaft demokratischen Staat, den Staat der Sowjets der Arbeiter- und
Soldatendeputierten.

Wenn der gelehrte Professor und mit ihm der Spießer und die Herren
Zereteli und Tschernow von hirnverbrannten Utopien, von demagogi-
schen Versprechungen der Bolschewiki, von der Unmöglichkeit der „Ein-
führung" des Sozialismus reden, dann meinen sie im Grunde genommen
das höhere Stadium, die höhere Phase des Kommunismus, die „einzu-
führen" niemand versprochen, ja nicht einmal im Sinn gehabt hat, denn
„einführen" läßt sie sich überhaupt nicht.

Hier sind wir bei der Frage des wissenschaftlichen Unterschieds zwi-
schen Sozialismus und Kommunismus angelangt, die Engels in seiner
obenerwähnten Betrachtung über die Unrichtigkeit der Bezeichnung „So-
zialdemokraten" berührt. Politisch wird der Unterschied zwischen der
ersten oder niederen und der höheren Phase des Kommunismus mit der

• Pomjalowski - russischer Schriftsteller des 19. Jahrhunderts. Die Red.



Staat und Revolution 485

Zeit wahrscheinlich ungeheuer groß sein, doch wäre es lächerlich, jetzt,
im Kapitalismus, diesen Unterschied hervorzuheben; ihn in den Vorder-
grund rücken könnten höchstens vereinzelte Anarchisten (falls unter den
Anarchisten noch Leute übriggeblieben sind, die nichts hinzugelernt ha™
ben, nachdem sich die Kropotkin, Grave, Comelissen und andere „Leuch-
ten" des Anarchismus auf „Plechanowsche" Art in Sozialchauvinisten oder
in Schützengraben-Anarchisten verwandelt haben — wie sich Ge, einer
der wenigen Anarchisten, die noch Ehre und Gewissen bewahrt haben,
ausgedrückt hat).

Doch der wissenschaftliche Unterschied zwischen Sozialismus und
Kommunismus ist klar. Was gewöhnlich als Sozialismus bezeichnet wird,
nannte Marx die „erste" oder niedere Phase der kommunistischen Ge-
sellschaft. Insofern die Produktionsmittel Gemetweigentum werden, ist
das Wort „Kommunismus" auch hier anwendbar, wenn man nicht ver-
gißt, daß es kein vollkommener Kommunismus ist. Die große Bedeutung
der Erörterungen von Marx besteht darin, daß er auch hier konsequent
die materialistische Dialektik, die Entwicklungslehre, anwendet, indem
er den Kommunismus als etwas betrachtet, das sich aus dem Kapitalis-
mus entwickelt. An Stelle scholastisch ausgeklügelter, „erdachter" De-
finitionen und fruchtloser Wortklaubereien (was Sozialismus, was Kom-
munismus sei) gibt Marx eine Analyse dessen, was man als Stufen der
ökonomischen Reife des Kommunismus bezeichnen könnte.

In seiner ersten Phase, auf seiner ersten Stufe kann der Kommunis-
mus ökonomisch noch nicht völlig reif, völlig frei von den Traditionen,
von den Spuren des Kapitalismus sein. Daraus erklärt sich eine so inter-
essante Erscheinung wie das Fortbestehen des „engen bürgerlichen
Rechtshorizonts" während der ersten Phase des Kommunismus. Das
bürgerliche Recht setzt natürlich in bezug auf die Verteilung der Kon-
sutntionsmittel unvermeidlich auch den bürgerlichen Staat voraus, denn
Recht ist nichts ohne einen Apparat, der imstande wäre, die Einhaltung
der Rechtsnormen zu erzwingen.

So ergibt sich, daß im Kommunismus nicht nur das bürgerliche Recht
eine gewisse Zeit fortbesteht, sondern sogar auch der bürgerliche Staat -
ohne Bourgeoisie!

Das mag paradox oder einfach als dialektisches Gedankenspiel erschei-
nen, wie das vielfach dem Marxismus von Leuten zum Vorwurf gemacht
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wird, die sich nicht im geringsten die Mühe genommen haben, seinen
überaus riefen Gehalt zu ergründen.

In Wirklichkeit zeigt uns doch das Leben auf Schritt und Tritt, sowohl
in der Natur als auch in der Gesellschaft, Überreste des Alten im Neuen.
Und Marx hat nicht willkürlich ein Stückchen „bürgerlichen" Rechts in
den Kommunismus hineingebracht, sondern hat das genommen, was
wirtschaftlich und politisch in einer aus dem Schoß des Kapitalismus her-
vorgehenden Gesellschaft unvermeidlich ist.

Die Demokratie ist im Befreiungskampf der Arbeiterklasse gegen die
Kapitalisten von gewaltiger Bedeutung. Die Demokratie ist aber durch-
aus keine unüberschreitbare Grenze, sondern lediglich eine der Etappen
auf dem Wege vom Feudalismus zum Kapitalismus und vom Kapitalis-
mus zum Kommunismus.

Demokratie bedeutet Gleichheit. Es ist begreiflich, welch große Bedeu-
tung der Kampf des Proletariats um die Gleichheit und die Losung der
Gleichheit haben, wenn man sie richtig, im Sinne der Aufhebung der
Klassen auffaßt. Aber Demokratie bedeutet nur formale Gleichheit. Und
sofort nach der Verwirklichung der Gleichheit aller Mitglieder der Ge-
sellschaft in bezug auf den Besitz der Produktionsmittel, d. h. der Gleich-
heit der Arbeit, der Gleichheit des Arbeitslohnes, wird sich vor der
Menschheit unvermeidlich die Frage erheben, wie sie von der formalen
zur tatsächlichen Gleichheit, d. h. zur Verwirklichung des Satzes Jeder
nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen" weiterschrei-
ten soll. Welche Etappen die Menschheit auf dem Wege zu diesem hö-
heren Ziel durchschreiten wird; welche praktischen Maßnahmen sie hier-
zu ergreifen wird, wissen wir nicht und können wir nicht wissen. Es ist
aber wichtig, daß wir uns darüber klarwerden, wie grenzenlos verlogen
die landläufige bürgerliche Vorstellung ist, der Sozialismus sei etwas
Totes, Erstarrtes, ein für allemal Gegebenes, während in Wirklichkeit
erst mit dem Sozialismus die rasche, wirkliche, wahrhafte Vorwärts-
bewegung der Massen auf allen Gebieten des öffentlichen und persön-
lichen Lebens, zunächst unter Teilnahme der Mehrheit der Bevölkerung
und später der gesamten Bevölkerung, einsetzen wird.

Die Demokratie ist eine Staatsform, eine der Spielarten des Staates.
Folglich ist sie, wie jeder Staat, eine Organisierte, systematische Gewalt-
anwendung gegenüber Menschen. Das ist die eine Seite. Anderseits be-
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deutet Demokratie aber die formale Anerkennung der Gleichheit zwi-
schen den Bürgern, des gleichen Rechtes aller, die Staatsverfassung zu be-
stimmen und den Staat zu verwalten. Das wiederum hat zur Folge, daß
die Demokratie auf einer bestimmten Entwicklungsstufe erstens die dem
Kapitalismus gegenüber revolutionäre Klasse, das Proletariat, zusammen-
schließt und ihr die Möglichkeit gibt, die bürgerliche, und sei es auch
eine bürgerlich-republikanische, Staatsmaschine - stehendes Heer, Poli-
zei, Beamtentum - zu zerbrechen, in Scherben zu schlagen, aus der Welt
zu schaffen, sie durch eine demokratischere Staatsmaschine, aber immer-
hin noch durch eine Staatsmaschine zu ersetzen, bestehend aus bewaff-
neten Arbeitennassen, die dazu übergehen, das gesamte Volk zur Beteili-
gung an der Miliz heranzuziehen.

Hier „schlägt Quantität in Qualität um": Eine soldhe Stufe des De-
mokratismus ist mit der Sprengung des Rahmens der bürgerlichen Ge-
sellschaft, mit dem Beginn ihrer sozialistischen Umgestaltung verbunden.
Wenn tatsächlich alle an der Verwaltung des Staates teilnehmen, dann
kann sich der Kapitalismus nicht länger halten. Die Entwicklung des
Kapitalismus schafft ihrerseits die Voraussetzungen dafür, daß wirklich
„alle" an der Leitung des Staates teilnehmen können. Zu diesen Voraus-
setzungen gehört die allgemeine Schulbildung, die in den fortgeschrit-
tensten kapitalistischen Ländern bereits eingeführt ist, ferner die „Schu-
lung und Disziplinierung" von Millionen Arbeitern durch den umfassen-
den, komplizierten, vergesellschafteten Apparat der Post, der Eisenbah-
nen, der Großbetriebe, des Großhandels, des Bankwesens usw. usf.

Unter solchen ökonomischen Voraussetzungen ist es durchaus möglich,
unverzüglich, von heute auf morgen, dazu überzugehen, die Kapitalisten
und Beamten, nachdem sie gestürzt sind, bei der Kontrolle über Pro-
duktion und Verteilung, bei der Registrierung der Arbeit und der Pro-
dukte, durch bewaffnete Arbeiter, durch das gesamte bewaffnete Volk
zu ersetzen. (Man verwechsle nicht die Frage der Kontrolle und Rech-
nungsführung mit der Frage des wissenschaftlich ausgebildeten Perso-
nals, der Ingenieure, Agronomen u. a.: Diese Herrschaften arbeiten
heute und fügen sich den Kapitalisten, sie werden morgen noch besser
arbeiten und sich den bewaffneten Arbeitern fügen.)

Rechnungsführung und Kontrolle - das ist das Wichtigste, was zum
„Ingangsetzen", zum richtigen Funktionieren der kommunistischen Ge-
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Seilschaft in ihrer ersten Phase erforderlich ist. Alle Bürger verwandeln
sich hier in entlohnte Angestellte des Staates, den die bewaffneten Ar-
beiter bilden. Alle Bürger werden Angestellte und Arbeiter eines das ge-
samte Volk umfassenden Staats„syndikats". Es handelt sich nur darum,
daß sie alle gleichermaßen arbeiten, das Maß der Arbeit richtig einhal-
ten und gleichermaßen Lohn bekommen. Die Rechnungsführung und
Kontrolle darüber ist durch den Kapitalismus bis zum äußersten v e r -
einfacht, in außergewöhnlich einfache Operationen verwandelt wor-
den, die zu verrichten jeder des Lesens und Schreibens Kundige imstande
ist, er braucht nur zu beaufsichtigen und zu notieren, es genügt, daß er
die vier Grundrechnungsarten beherrscht und entsprechende Quittungen
ausstellen kann.*

Wenn die Mehrheit des Volkes anfangen wird, selbständig allerorts
eine solche Rechnungsführung, eine solche Kontrolle über die Kapitali-
sten (die nunmehr Angestellte geworden sind) und über die Herren In-
tellektuellen, die kapitalistische Allüren beibehalten haben, auszuüben,
dann wird diese Kontrolle eine wirklich universelle, allgemeine, eine
wirkliche Volkskontrolle werden, dann wird man sich ihr auf keine Weise
entziehen können, wird man sich vor ihr „nirgends retten" können.

Die gesamte Gesellschaft wird ein Büro und eine Fabrik mit gleicher
Arbeit und gleichem Lohn sein.

Aber diese „Fabrik"disziplin, die das siegreiche Proletariat nach dem
Sturz der Kapitalisten, nach Beseitigung der Ausbeuter auf die gesamte
Gesellschaft erstrecken wird, ist nichts weniger als unser Ideal oder unser
Endziel, sie ist nur eine Stufe, die notwendig ist zur radikalen Reinigung
der Gesellschaft von den Niederträchtigkeiten und Gemeinheiten der
kapitalistischen Ausbeutung, eine Stufe, um weiter vorwärtsschreiten zu
können.

Von dem Zeitpunkt an, da alle Mitglieder der Gesellschaft oder we-
nigstens ihre übergroße Mehrheit selbst gelernt haben, den Staat zu re-
gieren, selbst die Staatsregierung in ihre Hände genommen haben, die

* Wenn der Staat im wesentlichen Teil seiner Funktionen auf eine solche Rech-
nungsführung und Kontrolle durch die Arbeiter selbst reduziert wird, hört er auf,
ein „politischer Staat" zu sein, dann „verwandeln siA die öffentlichen Funktionen
aus politischen in einfache administrative Funktionen" (vgL oben. Kapitel IV, Ab-
schnitt 2. über Engels' Polemik gegen die Anarchisten).
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Kontrolle „in Gang gebracht" haben über die verschwindend kleine Min-
derheit der Kapitalisten, über die Herrchen, die die kapitalistischen Al-
lüren gern bewahren möchten, über die Arbeiter, die durch den Kapita-
lismus tief demoralisiert worden sind - von diesem Zeitpunkt an beginnt
die Notwendigkeit jeglichen Regierens überhaupt zu schwinden. Je voll-
ständiger die Demokratie, um so näher der Zeitpunkt, zu dem sie über-
flüssig wird. Je demokratischer der „Staat", der aus bewaffneten Arbei-
tern besteht und „schon kein Staat im eigentlichen Sinne mehr" ist, um
so rascher beginnt jeder Staat abzusterben.

Denn wenn alle gelernt haben werden, selbständig die gesellschaft-
liche Produktion zu leiten, und sie in der Tat leiten werden, wenn sie
selbständig die Rechnungsführung und die Kontrolle über Müßiggänger,
Herrensöhnchen, Gauner und ähnliche „Hüter der Traditionen des Ka-
pitalismus" verwirklichen, dann wird das Umgehen dieser vom ganzen
Volk durchgeführten Rechnungsführung und Kontrolle unvermeidlich so
ungeheuer schwierig werden, eine so höchst seltene Ausnahme bilden
und wahrscheinlich eine so rasche und ernsthafte Bestrafung nach sich
ziehen (denn die bewaffneten Arbeiter sind Menschen des praktischen
Lebens, keine sentimentalen Intelligenzler und werden kaum mit sich
spaßen lassen), daß die Notwendigkeit zur Einhaltung der un-
komplizierten Grundregeln für jedes Zusammenleben von Menschen sehr
bald zur Gewohnheit werden wird.

Dann wird das Tor zum Übergang von der ersten Phase der kommu-
nistischen Gesellschaft zu ihrer höheren Phase und damit auch zum völ-
ligen Absterben des Staates weit geöffnet sein.

VI. KAPITEL

DIE VULGARISIERUNG DES MARXISMUS
DURCH DIE OPPORTUNISTEN

Die Frage nach dem Verhältnis des Staates zur sozialen Revolution
und der sozialen Revolution zum Staat hat die prominentesten Theore-
tiker und Publizisten der II. Internationale (1889-1914) sehr wenig
beschäftigt, ebensowenig wie die Frage der Revolution überhaupt. Aber
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das Charakteristischste an dem Prozeß des stetigen Anwachsens des Op-
portunismus, der 1914 zum Zusammenbruch der II. Internationale ge-
führt hat, ist, daß man selbst da, wo man an diese Frage hart heran-
gekommen war, sie zu umgehen suchte oder sie nicht bemerkte.

Im großen und ganzen kann man sagen, daß das Ausweichen vor der
Frage des Verhältnisses der proletarischen Revolution zum Staat, ein
Ausweichen, das den Opportunismus begünstigte und nährte, zur Ent-
stellung und völligen Verflachung des Marxismus geführt hat.

Um diesen traurigen Prozeß wenigstens in aller Kürze zu kennzeich-
nen, wenden wir uns den prominentesten Theoretikern des Marxismus,
Plechanow und Kautsky, zu.

1. Plechanoms Polemik gegen die Anarchisten

Plechanow hat der Frage des Verhältnisses zwischen Anarchismus und
Sozialismus eine besondere Broschüre, „Anarchismus und Sozialismus",
gewidmet, die 1894 in deutscher Sprache erschienen ist.

Plechanow brachte es fertig, dieses Thema zu behandeln und dabei
das Aktuellste, Dringlichste und politisch Wesentlichste im Kampf gegen
den Anarchismus, nämlich das Verhältnis der Revolution zum Staat wie
überhaupt die Frage des Staates, völlig zu umgehen! In seiner Broschüre
treten zwei Teile hervor: der eine - ein historisch-literarischer mit wert-
vollem Material zur Geschichte der Ideen Stimers, Proudhons u. a., der
andere - ein philisterhafter mit platten Betrachtungen darüber, daß ein
Anarchist von einem Banditen nicht zu unterscheiden sei.

Eine höchst kuriose Themenverknüpfung, die für die ganze Tätigkeit
Plechanows am Vorabend der Revolution und während der Revolutions-
periode in Rußland äußerst charakteristisch ist: Plechanow entpuppte sich
denn auch in den Jahren 1905-1917 halb als Doktrinär und halb als
Philister, der in der Politik im Nachtrab der Bourgeoisie einherging.

Wir haben gesehen, wie Marx und Engels in ihrer Polemik gegen die
Anarchisten besonders eingehend ihre Ansichten über das Verhältnis der
Revolution zum Staat klarlegten. Als Engels 1891 die Marxsche „Kritik
des Gothaer Programms" herausgab, schrieb er: „Wir" (d. h. Engels und
Marx) „lagen damals, kaum zwei Jahre nach dem Haager Kongreß der
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(ersten) Internationale113, im heftigsten Kampf mit Bakunin und seinen
Anarchisten..."

Die Anarchisten versuchten, gerade die Pariser Kommune sozusagen
„für sich" in Anspruch zu nehmen, als eine Bestätigung ihrer Lehre, da-
bei hatten sie die Lehren der Kommune und die Analyse dieser Lehren
durch Marx überhaupt nicht begriffen. Zu den konkret-politischen Fra-
gen : Soll man die alte Staatsmaschinerie zerschlagen? - und wodurch ist
sie zu ersetzen? - hat der Anarchismus nichts beigetragen, was auch nur
annähernd an die Wahrheit heranreichte.

Aber über „Anarchismus und Sozialismus" reden und dabei der gan-
zen Frage des Staates ausweichen, die ganze Entwicklung des Marxis-
mus vor und nach der Kommune übersehen, das hieß unvermeidlich zum
Opportunismus abgleiten. Denn eben dem Opportunismus ist am besten
gedient, wenn die beiden von uns soeben bezeichneten Fragen überhaupt
nicht angeschnitten werden. Das allein bedeutet schon einen Sieg des
Opportunismus.

2. Kautskys Polemik gegen die Opportunisten

Von Kautskys Schriften sind zweifellos bedeutend mehr ins Russische
übersetzt als in irgendeine andere Sprache. Nicht zu Unrecht sagen
manche deutsche Sozialdemokraten im Scherz, Kautsky werde in Ruß-
land mehr gelesen als in Deutschland. (Nebenbei bemerkt, enthält dieser
Scherz einen viel tieferen historischen Sinn, als seine Urheber vermuten,
nämlich: die russischen Arbeiter, die 1905 einen wahren Heißhunger
nach den besten Werken der besten sozialdemokratischen Literatur der
Welt an den Tag legten und die eine im Vergleich mit anderen Ländern
unerhört große Menge von Übersetzungen und Ausgaben solcher Werke
erhielten, übertrugen damit sozusagen auf den jungen Boden unserer pro-
letarischen Bewegung in beschleunigter Weise die reiche Erfahrung des
fortgeschritteneren Nachbarlandes.)

Besonders bekannt ist Kautsky bei uns, abgesehen von seiner popu-
lären Darstellung des Marxismus, durch seine Polemik gegen die Oppor-
tunisten, an ihrer Spitze Bernstein. Kaum bekannt ist aber eine Tatsache,
die nicht umgangen werden darf, wenn man sich die Aufgabe stellt, zu
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verfolgen, wie Kautsky zu einer unglaublich schmachvollen Verwirrung
und zur Verteidigung des Sozialchauvinismus in der Zeit der schwersten
Krise, 1914/1915 hinabgesunken ist. Nämlich die Tatsache, daß Kautsky
vor seinem Auftreten gegen die prominentesten Vertreter des Opportu-
nismus in Frankreich (Millerand und Jaures) und Deutschland (Bern-
stein) sehr stark geschwankt hat. Die marxistische „Sarja"114, die
1901/1902 in Stuttgart erschien und revolutionär-proletarische Anschau-
ungen vertrat, sah sich gezwungen, gegen Kautsky zu polemisieren, seine
aus Halbheiten bestehende, ausweichende, den Opportunisten gegenüber
versöhnliche Resolution auf dem Internationalen Sozialistenkongreß zu
Paris 1900115 als „kautschukartig" zu bezeichnen. In der deutschen Lite-
ratur sind Briefe von Kautsky veröffentlicht worden, die zeigen, daß er
vor seinem Feldzug gegen Bernstein nicht weniger schwankte.

Von ungleich größerer Bedeutung ist jedoch der Umstand, daß wir
selbst in seiner Polemik gegen die Opportunisten, in seiner Fragestellung
und seiner Art der Behandlung der Frage jetzt, dawir die Geschichte des
neuesten Verrats Kautskys am Marxismus untersuchen, ein systemati-
sches Hinneigen zum Opportunismus gerade in der Frage des Staates
feststellen können.

Nehmen wir Kautskys erstes größeres Werk gegen den Opportunis-
mus, sein Buch „Bernstein und das Sozialdemokratische Programm".
Bernstein wird von Kautsky ausführlich widerlegt. Charakteristisch aber
ist folgendes.

Bernstein erhebt in seinen herostratisch berühmt gewordenen „Voraus-
setzungen des Sozialismus" gegen den Marxismus den Vorwurf des
„Blanquismus" (ein Vorwurf, den seither die Opportunisten und die libe-
ralen Bourgeois in Rußland Tausende von Malen gegen die Vertreter
des revolutionären Marxismus, die Bolschewiki, wiederholten). Dabei
geht Bernstein besonders auf den Marxscfaen „Bürgerkrieg in Frank-
reich" ein und versucht - wie wir gesehen haben, höchst erfolglos - , die
Marxschen Ansichten über die Lehren der Kommune mit Proudhons
Ansichten zu identifizieren. Besondere Beachtung findet bei Bernstein die
Schlußfolgerung von Marx, die er in der Vorrede von 1872 zum „Kom-
munistischen Manifest" unterstrichen hat und die besagt, daß „die Ar-
beiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen
und sie für ihre eignen Zwecke in Bewegung setzen kann".
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Bernstein hat dieser Aussprach so sehr „gefallen", daß er ihn in seinem
Buch nicht weniger als dreimal wiederholt, um ihn in einem ganz ent-
stellten, opportunistischen Sinne auszulegen.

Marx will, wie wir gesehen haben, sagen, daß die Arbeiterklasse die
ganze Staatsmaschine zerschlagen, zerbrechen, sprengen muß (der Aus-
druck „Sprengung" wird von Engels gebraucht). Bernstein dagegen stellt
es so hin, als hätte Marx mit diesen Worten die Arbeiterklasse vor revo-
lutionärem Übereifer bei der Ergreifung der Macht warnen wollen.

Eine gröbere und abscheulichere Verdrehung des Marxschen Gedan-
kens ist kaum vorstellbar.

Was tat nun Kautsky in seiner sehr eingehenden Widerlegung der
Bernsteiniade?

Er vermied es, die ganze Tiefe der Entstellung des Marxismus durch
den Opportunismus in diesem Punkt zu untersuchen. Er führte die oben
zitierte Stelle aus der Engelsschen Einleitung zum „Bürgerkrieg" von
Marx an und beschränkte sich darauf, zu sagen, daß nach Marx die
Arbeiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen
kann, daß sie aber, allgemein gesprochen, sie in Besitz nehmen könne,
weiter nichts. Davon, daß Bernstein Marx das gerade Gegen-
teil des wirklichen Marxschen Gedankens zuschrieb, daß Marx seit
1852 als Aufgabe der proletarischen Revolution das „Zerschlagen" der
Staatsmaschinerie in den Vordergrund rückte, findet sich bei Kautsky,
nicht ein Wort.

So kam es, daß der wesentlichste Unterschied zwischen Marxismus
und Opportunismus hinsichtlich der Aufgaben der proletarischen Revo-
lution bei Kautsky verkleistert wurde I

.Die Entscheidung über das Problem der proletarischen Diktatur", schrieb
Kautsky „segen" Bernstein, „können wir wohl ganz ruhig der Zukunft überlassen."
(S. 172 der deutschen Ausgabe.)

Das ist keine Polemik gegen Bernstein, sondern im Grunde ein Zu-
geständnis an ihn, eine Kapitulation vor dem Opportunismus, denn vor-
erst brauchen die Opportunisten ja nichts weiter, als daß alle grund-
legenden Fragen nach den Aufgaben der proletarischen Revolution „ganz
rahig der Zukunft überlassen" werden.

Marx und Engels haben von 1852 bis 1891, vierzig Jahre hindurch,
das Proletariat gelehrt, daß es die Staatsmaschinerie zerschlagen muß.
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Kautsky aber bringt es 1899 fertig, angesichts des völligen Verrats, den
die Opportunisten in diesem Punkt am Marxismus geübt haben, die
Frage, ob man diese Maschine zerschlagen müsse, zu vertauschen gegen
die Frage nach den konkreten Formen dieses Zerschlagens, und rettet sich
unter die Fittiche der „unbestreitbaren" (und nutzlosen) philisterhaften
Wahrheit, daß man die konkreten Formen nicht im voraus kennen
könne!!

Ein Abgrund klafft zwischen Marx und Kautsky in ihrem Verhältnis
zu der Aufgabe der proletarischen Partei, die Arbeiterklasse auf die Revo-
lution vorzubereiten.

Nehmen wir ein späteres, reiferes Werk von Kautsky, das in beträcht-
lichem Maße ebenfalls einer Widerlegung der Irrtümer des Opportu-
nismus gewidmet ist. Es ist seine Broschüre „Die soziale Revolution".
Der Verfasser behandelt hier speziell das Thema der „proletarischen
Revolution" und des „proletarischen Regimes". Der Verfasser hat sehr
viel außerordentlich Wertvolles geboten, aber gerade die Frage des Staa-
tes hat er umgangen. In der Broschüre ist überall von der Eroberung der
Staatsgewalt die Rede, weiter nichts, d. h.,es ist eine solche Formulie-
rung gewählt, die den Opportunisten entgegenkommt, da sie die Erobe-
rung der Macht ohne eine Zerstörung der Staatsmaschinerie zuläßt.
Gerade das, was Marx 1872 im Programm des „Kommunistischen Mani-
fests" für „veraltet" erklärt, wird von Kautsky 1902 wieder aufgewärmt.

In der Broschüre ist ein besonderer Abschnitt den „Formen und Waf-
fen der sozialen Revolution" gewidmet. Hier wird wohl vom politischen
Massenstreik gesprochen, ebenso vom Bürgerkrieg und von den „Macht-
mitteln des modernen Großstaates, seiner Bürokratie und Armee", aber
kein Sterbenswort davon, was die Kommune die Arbeiter bereits gelehrt
hat. Augenscheinlich hat Engels die Sozialisten, insbesondere die deut-
schen, nicht ohne Grund vor der „abergläubischen Verehrung" des Staa-
tes gewarnt.

Kautsky schildert die Sache folgendermaßen: Das siegreiche Prole-
tariat wird „das demokratische Programm zur Wahrheit machen", und
er erläutert die einzelnen Punkte dieses Programms. Darüber aber, was
das Jahr 1871 in der Frage der Ersetzung der bürgerlichen Demokratie
durch die proletarische Demokratie Neues gebracht hat, kein Wort.
Kautsky begnügt sich mit. solchen „solide" klingenden Banalitäten wie:
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„Und dodi ist es selbstverständlich, daß wir nicht zur Herrschaft kommen
unter den heutigen Verhältnissen. Die Revolution selbst setzt lange und tief-
gehende Kämpfe voraus, die bereits unsere heutige politische und soziale Struktur
verändern werden."

Freilich ist das „selbstverständlich", ebensogut wie die Wahrheit, daß
Pferde Hafer fressen und die Wolga ins Kaspische Meer fließt. Schade
nur, daß mit Hilfe der hohlen und schwülstigen Phrase über „tief-
gehende" Kämpfe die für das revolutionäre Proletariat wesentliche Frage
umgangen wird, worin denn die „Tiefe" seiner Revolution gegenüber
dem Staat, gegenüber der Demokratie zum Unterschied von den frühe-
ren, nichtproletarischen Revolutionen zum Ausdruck kommt.

Indem Kautsky diese Frage umgeht, macht er in der Tat in diesem
wesentlichsten Punkt ein Zugeständnis an den Opportunismus, auch wenn
er ihm in Worten einen erbitterten Krieg ansagt und die Bedeutung der
„Idee der Revolution" unterstreicht (was mag diese „Idee" wert sein,
wenn man sich fürchtet, unter den Arbeitern die konkreten Lehren der
Revolution zu propagieren?) oder sagt: „revolutionären Idealismus vor
allem", oder erklärt, daß die englischen Arbeiter „heute kaum noch etwas
anderes als kleine Bourgeois" seien.

„Die verschiedensten Formen des Betriebes", schreibt Kautsky, „bürokratischer
(??), gewerkschaftlicher, genossenschaftlicher, Alleinbetrieb... können neben-
einander in einer sozialistischen Gesellschaft existieren... Es gibt z. B. Betriebe,
die ohne eine bürokratische (??) Organisation nicht auskommen, wie die Eisen-
bahnen. Die demokratische Organisation kann sich da so gestalten, daß die Ar-
beiter Delegierte wählen, die eine Art Parlament bilden, welches die Arbeitsord-
nungen feststellt und die Verwaltung des bürokratischen Apparates überwacht.
Andere Betriebe kann man der Verwaltung der Gewerkschaften übergeben, wie-
der andere können genossenschaftlich betrieben werden." (S. 148 und 115 der
russischen Übersetzung, Genfer Ausgabe 1903.)

Diese Betrachtung ist falsch. Sie bedeutet einen Rückschritt im Ver-
gleich zu dem, was Marx und Engels in den siebziger Jahren am Beispiel
der Lehren der Kommune gezagt haben.

Was die angeblich notwendige „bürokratische" Organisation angeht,
unterscheiden sich die Eisenbahnen absolut durch nichts von allen Be-
trieben der maschinellen Großindustrie überhaupt, von einer beliebigen
Fabrik, einem großen Geschäft, einem großkapitalistischen landwirt-
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schaftlichen Unternehmen. In allen solchen Betrieben schreibt die Tech-
nik unbedingt die strengste Disziplin vor, die größte Genauigkeit bei
Ausführung der jedem zugewiesenen Teilarbeit, da sonst die Stillegung
des ganzen Betriebes, eine Schädigung des Mechanismus, eine Schädi-
gung des Produkts zu befürchten wäre. In allen diesen Unternehmen
werden die Arbeiter natürlich „Delegierte wählen, die eine Art Parla-
ment bilden".

Aber das ist ja eben der ganze Witz, daß diese „Art Parlament"
kein Parlament im Sinne der bürgerlich-parlamentarischen Körper-
schaften sein wird. Das ist ja der Witz, daß diese „Art Parlament"
nicht nur die „Arbeitsordnungen feststellen und die Verwaltung des
bürokratischen Apparates überwachen" wird, wie Kautsky sich das aus-
malt, dessen Gedanken über den Rahmen des bürgerlichen Parlamen-
tarismus nicht hinausgehen. In der sozialistischen Gesellschaft wird natür-
lich „eine Art Parlament" von Arbeiterdeputierten die „Arbeitsord-
nungen feststellen" und die „Verwaltung des Apparates überwachen",
ab er dieser Apparat wird nicht „bürokratisch" sein. Die Arbeiter
werden nach Eroberung der politischen Macht den alten bürokratischen
Apparat zerschlagen, ihn bis auf den Grund zerstören, von ihm nicht
einen Stein auf dem anderen lassen; sie werden ihn durch einen neuen
Apparat ersetzen, gebildet aus eben diesen Arbeitern und Angestellten,
gegen deren Verwandlung in Bürokraten man sofort die von Marx
und Engels eingehend untersuchten Maßnahmen treffen wird: 1. nicht
nur Wählbarkeit, sondern auch jederzeitige Absetzbarkeit; 2. eine den
Arbeiterlohn nicht übersteigende Bezahlung; 3. sofortiger Übergang da-
zu, daß alle die Funktionen der Kontrolle und Aufsicht verrichten, daß
alle eine Zeitlang zu „Bürokraten" werden, so daß daher niemand
zum „Bürokraten" werden kann.

Die Worte von Marx: „Die Kommune sollte nicht eine parlamen-
tarische, sondern eine arbeitende Körperschaft sein, vollziehend und
gesetzgebend zu gleicher Zeit" hat Kautsky überhaupt nicht durchdacht.

Kautsky hat überhaupt nicht den Unterschied begriffen zwischen bür-
gerlichem Parlamentarismus, der die Demokratie (nicht für das
Volk) mit dem Bürokratismus (gegen das Volk) verbindet, und
dem proletarischen Demokratismus, der sofort Maßnahmen ergreifen
wird, um den Bürokratismus radikal zu unterbinden, und der imstande
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sein wird, diese Maßnahmen zu Ende zu führen, bis zur völligen Vernich-
tung des Bürokratismus, bis zur Einführung der vollen Demokratie für
das Volk.

Kautsky offenbart hier immer noch die gleiche .abergläubische Ver-
ehrung" des Staates, das gleiche „abergläubische Vertrauen" dem Büro-
kratismus gegenüber.

Gehen wir zum letzten und besten Werk Kautskys gegen die Oppor-
tunisten über, zu seiner Broschüre „Der Weg zur Macht" (die, glaube ich,
keine russische Ausgabe erlebte, da sie im Jahre 1909 erschienen ist, zur
Zeit, als bei uns die schwärzeste Reaktion herrschte). Diese Broschüre
ist ein erheblicher Schritt vorwärts, da in ihr nicht von einem revolutio-
nären Programm im allgemeinen, wie 1899 in der Schrift gegen- Bern-
stein, nicht von den Aufgaben der sozialen Revolution ohne Bezugnahme
auf die Zeit ihres Anbruchs, wie 1902 in der Broschüre „Die soziale
Revolution", die Rede ist, sondern von den konkreten Bedingungen, die
uns zwingen anzuerkennen, daß die „Ära der Revolution" anhebt.

Der Verfasser weist mit Bestimmtheit auf die Verschärfung der Klas-
sengegensätze im allgemeinen und auf den Imperialismus hin, der in die-
ser Beziehung eine besonders große Rolle spiele. Nach dem „revolutio-
nären Zeitalter 1789-1871" für Westeuropa beginne seit 1905 ein ähn-
liches Zeitalter für den Osten. Der Weltkrieg rücke mit bedrohlicher
Geschwindigkeit näher. „Es" (das Proletariat) „kann nicht mehr von
einer vorzeitigen Revolution reden." „Wir sind in eine revolutionäre
Periode eingetreten." Die „revolutionäre Ära hebt an".

Diese Erklärungen sind völlig klar. Diese Schrift Kautskys muß als
Gradmesser dafür dienen, was die deutsche Sozialdemokratie vor dem
imperialistischen Krieg zu sein versprach und wie tief sie (mitsamt
Kautsky selbst) bei Ausbruch des Krieges gesunken ist. „Die heutige
Situation", schrieb Kautsky in der angeführten Broschüre, „bringt aber
die Gefahr mit sich, daß wir" (d. h. die deutsche Sozialdemokratie) „leicht
.gemäßigter1 aussehen, als wir sind." Es hat sich aber herausgestellt, daß
die deutsche sozialdemokratische Partei unvergleichlich gemäßigter und
opportunistischer war, als sie zu sein schien!

Um so bezeichnender ist es, daß Kautsky trotz dieser Bestimmtheit
seiner Erklärungen über die bereits angebrochene Ära der Revolutionen
auch in dieser Broschüre, die nach seinen eigenen Worten der Erörterung

32 Lenin. Werke. Bd. 25
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der Frage gerade der „politischen Revolution" gewidmet ist, wiederum
die Frage des Staates völlig umgeht.

Die Summe der Umgehungen dieser Frage, des Verschweigens und
Ausweichens ergab unvermeidlich jenes völlige Abschwenken zum
Opportunismus, über das wir nun zu sprechen haben werden.

In der Person Kautskys erklärte die deutsche Sozialdemokratie gleich-
sam: Ich bleibe bei den revolutionären Anschauungen (1899). Ich er-
kenne insbesondere die Unausbleiblichkeit der sozialen Revolution des
Proletariats an (1902). Ich erkenne den Anbruch einer neuen Ära der Re-
volutionen an (1909). Aber dennoch gehe ich hinter das zurück, was Marx
bereits 1852 gesagt hat, wenn es sich um die Frage nach den Aufgaben
der proletarischen Revolution in bezug auf den Staat handelt (1912).

So nämlich wurde die Frage mit aller Eindeutigkeit in der Polemik
Kautskys gegen Pannekoek gestellt.

3. Kautskys Polemik gegen Pannekoek

Pannekoek trat gegen Kautsky als ein Vertreter jener „linksradikalen"
Strömung auf, die Rosa Luxemburg, Karl Radek und andere in ihren
Reihen zählte und die bei der Verfechtung der revolutionären Taktik
einig war in der Überzeugung, daß Kautsky die Position des prinzipien-
los zwischen Marxismus und Opportunismus hin und her schwanken-
den „Zentrums" beziehe. Die Richtigkeit dieser Ansicht wurde durch den
Krieg vollauf bestätigt, als die Richtung des „Zentrums" (das zu Unrecht
marxistisch genannt wird) oder des „Kautskyanertums" sich in ihrer gan-
zen widerlichen Jämmerlichkeit zeigte.

In dem Artikel „Massenaktion und Revolution" („Neue Zeit", 1912,
XXX, 2), in dem die Frage des Staates berührt wird, charakterisierte
Pannekoek die Stellung Kautskys als die des „passiven Radikalismus",
als „die Theorie des aktionslosen Abwartens". „Kautsky übersieht den
Prozeß der Revolution" (S. 616). Indem Pannekoek die Frage auf diese
Weise stellte, kam er auf das uns interessierende Thema, die Aufgaben
der proletarischen Revolution gegenüber dem Staat, zu sprechen.

„Der Kampf des Proletariats", schrieb er, „ist nicht einfach ein Kampf gegen
die Bourgeoisie um die Staatsgewalt als Objekt, sondern ein Kampf gegen die
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Staatsgewalt... der Inhalt dieser Revolution ist die Vernichtung und Auflösung
der Machtmittel des Staates durch die Machtmittel des Proletariats... Der Kampf
hört erst auf, wenn als Endresultat die völlige Zerstörung der staatlichen Organi-
sation eingetreten ist. Die Organisation der Mehrheit hat dann ihre Überlegenheit
dadurch erwiesen, daß sie die Organisation der herrsdienden Minderheit verniditet
hat." (S. 548.)

Die Formulierung, in die Pannekoek seine Gedanken kleidete, weist
sehr große Mängel auf. Aber der Gedanke ist immerhin klar, und es ist
interessant, wie Kautsky ihn widerlegte.

.Bisher", schrieb er, „bestand der Gegensatz zwischen Sozialdemokraten und
Anarchisten darin, daß jene die Staatsgewalt erobern, diese sie zerstören wollten.
Pannekoek will beides." (S. 724.)

Wenn auch bei Pannekoek die Darstellung nicht klar und nicht kon-
kret genug ist (von anderen Mängeln seines Artikels, die nicht zu dem in
Rede stehenden Thema gehören, ganz abgesehen), so griff doch Kautsky
gerade das von Pannekoek angedeutete prinzipielle Wesen der Sache auf,
und in dieser grundlegenden prinzipiellen Frage hat er die Position des
Marxismus gänzlich verlassen, ist er ganz und gar zum Opportunismus
übergegangen. Seine Auffassung von dem Unterschied zwischen Sozial-
demokraten und Anarchisten ist grundfalsch, der Marxismus ist bei ihm
endgültig entstellt und verflacht.

Der Unterschied zwischen Marxisten und Anarchisten besteht darin,
daß 1. die Marxisten, die sich die völlige Aufhebung des Staates zum
Ziel setzen, dieses Ziel für erreichbar halten erst nach der Aufhebung
der Klassen durch die sozialistische Revolution, als Resultat der Errich-
tung des Sozialismus, der zum Absterben des Staates führt; die Anarchi-
sten wollen die völlige Aufhebung des Staates von heute auf morgen,
ohne die Bedingungen für die Durchführbarkeit einer solchen Aufhebung
zu begreifen. 2. Die Marxisten halten es für notwendig, daß das Prole-
tariat nach Eroberung der politischen Macht die alte Staatsmaschinerie
völlig zerstört und sie durch eine neue, eine nach dem Typ der Kommune
gebildete Organisation der bewaffneten Arbeiter ersetzt; die Anarchi-
sten, die auf die Zerstörung der Staatsmaschinerie schwören, stellen
sich ganz unklar vor, was das Proletariat an ihre Stelle setzen und wie es
die revolutionäre Macht gebrauchen wird; die Anarchisten verwerfen
sogar die Ausnutzung der Staatsgewalt durch das revolutionäre Prole-
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tariat. dessen revolutionäre Diktatur. 3. Die Marxisten fordern die Vor-
bereitung des Proletariats auf die Revolution unter Ausnutzung des
heutigen Staates; die Anarchisten lehnen das ab.

Kautsky gegenüber vertritt eben Pannekoek in dieser Kontroverse den
Marxismus, denn gerade Marx hat uns gelehrt, daß das Proletariat nicht
einfach die Staatsmacht erobern kann in dem Sinne, daß der alte Staats-
apparat in neue Hände übergeht, sondern daß es diesen Apparat zer-
schlagen, zerbrechen, ihn durch einen neuen ersetzen muß.-

Kautsky wechselt vom Marxismus zu den Opportunisten über, denn
bei ihm verschwindet gänzlich gerade die für die Opportunisten völlig
unannehmbare Zerstörung der Staatsmaschine, und es bleibt für sie ein
Hintertürchen offen dadurch, daß man die „Eroberung" als einfaches Er-
langen der Mehrheit auslegt.

Um seine Entstellung des Marxismus zu bemänteln, verfährt Kautsky
wie ein Schriftgelehrter: er führt „ein Zitat" von Marx selbst ins Feld.
1850 schrieb Marx über die Notwendigkeit der „entschiedensten Zentra-
lisation der Gewalt in die Hände der Staatsmacht". Und Kautsky
fragt triumphierend: Will denn Pannekoek den „Zentralismus" zer-
stören?

Das ist schon einfach ein Taschenspielertrick ähnlich der Bernstein-
schen Identifizierung von Marxismus und Proudhonismus in den An-
schauungen über Föderalismus im Gegensatz zum Zentralismus.

Das „Zitat" paßt bei Kautsky wie die Faust aufs Auge. Zentralismus
ist sowohl bei der alten als auch bei der neuen Staatsmaschinerie möglich.
Wenn die Arbeiter freiwillig ihre bewaffneten Kräfte vereinigen wer-
den, so wird das Zentralismus sein, aber er wird auf der „völligen Zer-
störung" des zentralistischen Staatsapparats, des stehenden Heeres, der
Polizei und der Bürokratie beruhen. Kautsky handelt geradezu betrüge-
risch, wenn er die wohlbekannten Darlegungen von Marx und Engels
über die Kommune übergeht und ein Zitat hervorholt, das mit der Frage
nichts zu tun hat.

„Will er" (Pannekoek) „vielleicht die staatlichen Funktionen der Beamten auf-
heben?" fährt Kautsky fort. „Aber wir kommen in Partei und Gewerkschaft nicht
ohne Beamte aus, geschweige denn in der Staatsverwaltung. Unser Programm for-
dert denn auch nicht Abschaffung der staatlichen Beamten, sondern die Erwählung
der Behörden durch das V o l k . . . Nicht darum handelt es sich bei unserer jetzigen
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Erörterung, wie sich der Verwaltungsapparat des .Zukunftsstaates' gestalten wird,
sondern darum, ob unser politischer Kampf die Staatsgewalt auflöst, ehe mir sie
noch erobert haben' (hervorgehoben von Kautsky). „Welches Ministerium mit
seinen Beamten könnte aufgehoben werden?" Es werden die Ministerien des Unter-
richts, der Justiz, der Finanzen und das Kriegsministerium aufgezählt. „Nein, kei-
nes der heutigen Ministerien wird durch unsern politischen Kampf gegen die Regie-
rungen beseitigt werden . . . Ich wiederhole es, um Mißverständnissen vorzubeugen:
hier ist nicht die Rede von der Gestaltung des Zukunftsstaats durdi die siegreiche
Sozialdemokratie, sondern von der des Gegenwartsstaates durch unsere Oppo-
sition." (S. 725.)

Dies ist eine offensichtliche Unterstellung. Pannekoek warf doch ge-
rade die Frage der Revolution auf. Das wird sowohl in der Überschrift
seines Artikels als auch in den angeführten Stellen klar gesagt. Indem
Kautsky auf die Frage der „Opposition" überspringt, fälscht er gerade
den revolutionären Standpunkt in einen opportunistischen um. Bei ihm
läuft es darauf hinaus: Gegenwärtig machen wir Opposition, und nach
Eroberung der Macht werden wir weiter sehen. Die Revolution ver-
schmindetl Das war gerade das, was die Opportunisten brauchten.

Es handelt sich nicht um Opposition und nicht um den politischen
Kampf im allgemeinen, sondern eben um die Revolution. Die Revolution
besteht darin, daß das Proletariat den „Verwaltungsapparat", ja den
gesamten Staatsapparatzerstört und ihn durch einen neuen, aus
bewaffneten Arbeitern bestehenden Apparat ersetzt. Kautsky offenbart
eine „abergläubische Verehrung" der „Ministerien", weshalb aber sollten
diese nicht ersetzt werden können, sagen wir, durch Kommissionen von
Fachleuten bei den Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten, denen
die ganze ungeteilte Macht gehört?

Der Kern der Frage besteht durchaus nicht darin, ob „Ministerien"
bestehenbleiben, ob es „Kommissionen von Fachleuten" oder irgend-
welche andere Institutionen geben wird; das ist ganz belanglos. Die ent-
scheidende Frage ist, ob die alte Staatsmaschinerie (die durch tausend
Fäden mit .der Bourgeoisie verbunden und durch und durch von ver-
knöcherten Gewohnheiten und Konservatismus durchsetzt ist) aufrecht-
erhalten bleibt, oder ob sie zerstört und durch eine neue ersetzt wird.
Die Revolution darf nicht darin bestehen, daß die neue Klasse mit Hilfe
der alten Staatsmaschinerie kommandiert und regiert, sondern muß dar-
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in bestehen, daß sie diese Maschine zerschlägt und mit Hilfe einer neuen
Maschine kommandiert und regiert - diesen grundlegenden Gedanken
des Marxismus vertuscht Kautsky, oder aber er hat ihn überhaupt nicht
begriffen.

Seine Frage bezüglich der Beamten beweist anschaulich, daß er die
Lehren der Kommune und die Marxsdie Lehre nicht begriffen hat. „Wir
kommen in Partei und Gewerkschaft nicht ohne Beamte aus . . ."

Wir kommen unter dem Kapitalismus, unter der Herrschaft der Bour-
geoisie nicht ohne Beamte aus. Das Proletariat ist geknechtet, die werk-
tätigen Massen sind durch den Kapitalismus versklavt. Unter dem Kapi-
talismus ist die Demokratie durch die ganzen Verhältnisse der Lohn-
sklaverei, der Not und des Elends der Massen eingeengt, eingeschnürt,
gestutzt, verstümmelt. Aus diesem Grund, und nur aus diesem, werden
die beamteten Personen in unseren politischen und gewerkschaftlichen
Organisationen durch die Verhältnisse des Kapitalismus demoralisiert
(oder, genauer gesagt, besteht die Tendenz, daß sie demoralisiert wer-
den), neigen sie dazu, sich in Bürokraten, d. h. in den Massen entfrem-
dete, Über den Massen stehende, privilegierte Personen zu verwandeln.

Darin besteht das Wesen des Bürokratismus, und solange die Kapita-
listen nicht expropriiert sind, solange die Bourgeoisie nicht gestürzt ist -
solange ist eine gewisse „Bürokratisierung" sogar der proletarischen be-
amteten Personen unvermeidlich.

Bei Kautsky sieht die Sache so aus: Da nun einmal gewählte beam-
tete Personen bleiben, so bleiben auch im Sozialismus die Beamten, bleibt
die Bürokratie! Und gerade das ist falsch. Gerade am Beispiel der Kom-
mune hat Marx gezeigt, daß im Sozialismus die beamteten Personen auf-
hören, „Bürokraten", „Beamte" zu sein, sie hören in dem Maße auf, es
zu sein, wie außer der Wählbarkeit auch noch die jederzeitige Absetz-
barkeit eingeführt wird, dazu noch die Reduzierung des Gehalts auf den
durchschnittlichen Arbeiterlohn und dazu noch die Ersetzung der parla-
mentarischen Körperschaften durch „arbeitende Körperschaften, die voll-
ziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit" sind.

Im Grunde genommen ist die ganze Argumentation Kautskys gegen
Pannekoek und insbesondere der großartige Einwand Kautskys, wir
kämen auch in Partei und Gewerkschaft nicht ohne Beamte aus, eine Wie-
derholung der alten „Argumente" Bernsteins gegen den Marxismus
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überhaupt. In seinem Renegatenbuch „Die Voraussetzungen des Sozia-
lismus" bekämpft Bernstein die Ideen der „primitiven" Demokratie, be-
kämpft er das, was er als „doktrinären Demokratismus" bezeichnet:
gebundene Mandate, unbezahlte Beamte, machtlose Zentralvertretung
usw. Als Beweis für die Unhaltbarkeit dieses „primitiven" Demokratis-
mus beruft sich Bernstein auf die Erfahrungen der englischen Trade-
Unions, wie sie das Ehepaar Webb interpretiert. Während der siebzig
Jahre ihrer Entwicklung hätten die Trade-Unions, die sich angeblich „in
voller Freiheit" entwickelt haben (S. 137 der deutschen Ausgabe), sich
von der Unbrauchbarkeit des „primitiven" Demokratismus überzeugt
und ihn durch den üblichen Demokratismus ersetzt: Parlamentarismus,
gepaart mit Bürokratismus.

In Wirklichkeit haben sich die Trade-Unions nicht „in voller Freiheit",
sondern in voller kapitalistischer Sklaverei entwickelt, wobei man natür-
lich ohne eine Reihe Zugeständnisse an das herrschende Übel, an Ge-
walt, Lüge, ohne Ausschluß der Armen von der „höheren" Verwaltung
„nicht auskommen konnte". Im Sozialismus wird unvermeidlich vieles
von der „primitiven" Demokratie wieder aufleben, denn zum erstenmal
in der Geschichte der zivilisierten Gesellschaften wird sich die Masse der
Bevölkerung zur selbständigen Teilnahme nicht nur an Abstimmungen
und Wahlen, sondern auch an der laufenden Vermältungsarbeit erheben.
Im Sozialismus werden alle der Reihe nach regieren und sich schnell
daran gewöhnen, daß keiner regiert.

Marx hat mit seinem genialen kritisch-analytischen Verstand in den
praktischen Maßnahmen der Kommune jenen Umsäiroung erkannt, den
die Opportunisten fürchten und den sie aus Feigheit nicht anerkennen
wollen, weil sie mit der Bourgeoisie nicht unwiderruflich brechen möch-
ten, und den die Anarchisten nicht sehen wollen, sei es aus Übereilung,
sei es, weil sie die Bedingungen der sozialen Massenumwandlungen über-
haupt nicht erkennen. „An die Zerstörung der alten Staatsmaschinerie
ist gar nicht zu denken, wie sollen wir denn da ohne Ministerien und
ohne Beamte auskommen", argumentiert der durch und durch verspie-
ßerte Opportunist, der im Grunde genommen an die Revolution, an die
Schöpferkraft der Revolution nicht nur nicht glaubt, sondern vor ihr töd-
liche Angst empfindet (wie unsere Menschewiki und Sozialrevolutionäre).

„Es gilt nur, die alte Staatsmaschinerie zu zerstören, man braucht
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nicht in die konkreten Lehren der früheren proletarischen Revolutionen
einzudringen und 2x1 analysieren, wodurch und wie das Zerstörte ersetzt
werden soll", argumentiert der Anarchist (natürlich der beste unter den
Anarchisten, und nicht einer, der mit den Herren Kropotkin und Co. hin-
ter der Bourgeoisie einhertrottet); und der Anarchist gelangt daher zu
einer Taktik der Verzweiflung statt zu einer schonungslos kühnen und
gleichzeitig die praktischen Bedingungen der Massenbewegung berück-
sichtigenden revolutionären Arbeit an konkreten Aufgaben.

Marx lehrt uns, beide Fehler zu vermeiden, er lehrt uns grenzenlose
Kühnheit bei der Zerstörung der gesamten alten Staatsmaschinerie, und
gleichzeitig lehrt er uns, die Frage konkret zu stellen: Die Kommune ver-
mochte es, in einigen Wochen den Bau einer neuen, proletarischen Staats-
maschine auf die und die Weise in Angriff zu nehmen und die erwähn-
ten Maßnahmen zu größerem Demokratismus und zur Ausrottung des
Bürokratismus durchzuführen. Wir wollen von den Kommunarden revo-
lutionäre Kühnheit lernen, wir wollen ihre praktischen Maßnahmen als
Skizzierung der praktischen, dringlichen und sofort durchführbaren Maß-
nahmen betrachten, und wir werden, wenn wir diesen Weg verfolgen, die
völlige Vermehrung des Bürokratismus erreichen.

Die Möglichkeit einer solchen Vernichtung ist dadurch gesichert, daß
der Sozialismus den Arbeitstag verkürzen, die Massen zu einem neuen
Leben emporheben und die Mehrheit der Bevölkerung in Verhältnisse
versetzen wird, die allen ohne Ausnahme gestatten werden, „Staats-
funktionen" auszuüben. Das aber führt zum völligen Absterben jedweden
Staates überhaupt.

„Seine" (des Massenstreiks) .Aufgabe", fährt Kautsky fort, .kann nicht die sein,
die Staatsgewalt zu zerstören, sondern nur die. eine Regierung zur Nachgiebigkeit
in einer bestimmten Frage zu bringen oder eine dem Proletariat feindselige Regie-
rung durch eine ihm entgegenkommende zu ersetzen... Aber nie und nimmer
kann dies" (d. b. der Sieg des Proletariats über die feindselige Regierung) .zu
einer Zerstörung der Staatsgewalt, sondern stets nur zu einer Verschiebung der
Machtverhältnisse innerhalb der Staatsgemalt führen... Und das Ziel unse-
res politischen Kampfes bleibt dabei das gleiche, das es bisher gewesen:
Eroberung der Staatsgewalt durch Gewinnung der Mehrheit im Parlament
und Erhebung des Parlaments zum Herrn der Regierung." (S. 726, 727,
732.)
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Das ist schon waschechter, trivialster Opportunismus, das ist die Preis-
gabe der Revolution in der Tat bei einem Bekenntnis zu ihr in Worten.
Kautskys Gedanke geht über eine „dem Proletariat entgegenkommende
Regierung" nicht hinaus - das ist ein Schritt zurück zum Philistertum
verglichen mit 1847. als das „Kommunistische Manifest" die „Erhebung
des Proletariats zur herrschenden Klasse" proklamierte.

Kautsky wird nichts übrigbleiben, als die von ihm geliebte „Einheit"
mit den Scheidemännern, den Plechanow und Vandervelde zu verwirk-
lichen, die alle bereit sind, für eine „dem Proletariat entgegenkommende"
Regierang zu kämpfen.

Wir aber werden mit diesen Verrätern am Sozialismus endgültig bre-
chen und werden für die Zerstörung der ganzen alten Staatsmaschinerie
kämpfen, auf daß das bewaffnete Proletariat selbst die Regierung sei.
Das sind zwei grandverschiedene Dinge.

Kautsky wird die angenehme Gesellschaft der Legien, David, Plecha-
now, Potressow. Zereteli und Tschemow teilen müssen, die alle durch-
aus bereit sind, für eine „Verschiebung der Machtverhältnisse innerhalb
der Staatsgewalt", für die „Gewinnung der Mehrheit im Parlament und
die Erhebung des Parlaments zum Herrn der Regierang" zu kämpfen -
ein hochedles Ziel, an dem für die Opportunisten alles akzeptabel ist,
bei dem alles im Rahmen der bürgerlichen parlamentarischen Republik
bleibt.

Wir aber werden mit den Opportunisten endgültig brechen; und das
ganze klassenbewußte Proletariat wird mit uns sein im Kampf nicht um
eine „Verschiebung der Machtverhältnisse", sondern um den Sturz der
Bourgeoisie, um die Zerstörung des bürgerlichen Parlamentarismus, um
die demokratische Republik vom Typ der Kommune oder die Republik
der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten, um die revolutionäre
Diktatur des Proletariats.

Noch weiter rechts als Kautsky befinden sich im internationalen So-
zialismus solche Richtungen wie die der „Sozialistischen Monatshefte"116

in Deutschland (Legien. David, Kolb und viele andere, einschließlich der
Skandinavier Stauning und Branting), die Jaures-Anhänger und Vander-
velde in Frankreich und Belgien. Turati, Treves und andere Vertreter des
rechten Flügels der italienischen Partei, die Fabier und die „Unabhän-
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gigen" („Unabhängige Arbeiterpartei", die sich in Wirklichkeit stets in
Abhängigkeit von den Liberalen befand) in England117 und ähnliche. Alle
diese Herrschaften, die in der parlamentarischen Arbeit und in der Par-
teipublizistik eine ungeheure, sehr oft eine ausschlaggebende Rolle spie-
len, lehnen die Diktatur des Proletariats rundweg ab und vertreten einen
unverhüllten Opportunismus. Für diese Herrschaften „widerspricht" die
„Diktatur" des Proletariats der Demokratie!! Im Grunde genommen
unterscheiden sie sich durch nichts ernsthaft von den kleinbürgerlichen
Demokraten.

Ziehen wir diesen Umstand in Betracht, so sind wir zu der Schluß-
folgerung berechtigt, daß die II. Internationale in der überwältigenden
Mehrheit ihrer offiziellen Vertreter sich vollkommen dem Opportunis-
mus verschrieben hat. Die Erfahrungen der Kommune wurden nicht nur
vergessen, sondern entstellt. Den Arbeitermassen wurde nicht nur nicht
eingeprägt, daß die Zeit naht, wo sie sich erheben und die alte Staats-
maschine zerbrechen müssen, um sie durch eine neue zu ersetzen und
auf diese Weise ihre politische Herrschaft zur Grundlage der sozialisti-
schen Umgestaltung der Gesellschaft zu machen - das Gegenteil wurde
den Massen eingeprägt, und die „Eroberung der Macht" wurde so dar-
gestellt, daß dem Opportunismus Tausende Hintertürchen offenblieben.

Es konnte gar nicht anders sein, die Entstellung und das Verschweigen
der Frage, wie sich die proletarische Revolution zum Staat verhält, muß-
ten eine ungeheure Rolle spielen zu einer Zeit, da die Staaten mit ihrem
infolge der imperialistischen Konkurrenz verstärkten militärischen Appa-
rat sich in Kriegsungeheuer verwandelten, die Millionen von Menschen
vernichten, um den Streit zu entscheiden, ob England oder Deutschland,
ob dieses oder jenes Finanzkapital die Welt beherrschen soll.*

* Im Manuskript folgt:
.VII. KAPITEL

Die Erfahrungen der russischen Revolutionen von 1905 und 1917

Das in dieser Kapitelüberschrift genannte Thema ist so unermeßlich groß, daß
man darüber Bände schreiben könnte und müßte. In der vorliegenden Schrift
werde ich mich natürlich auf die Hauptlehren beschränken müssen, soweit sie un-
mittelbar auf die Aufgaben des Proletariats in der Revolution der Staatsmacht
gegenüber Bezug haben." Hier bricht das Manuskript ab. Die Red.



Staat und Revolution 507

NACHWORT ZUR ERSTEN AUFLAGE

Die vorliegende Schrift wurde im August und September 1917 nieder-
geschrieben. Ich hatte bereits den Plan des nächsten, des siebenten Ka-
pitels, „Die Erfahrungen der russischen Revolutionen von 1905 und
1917", fertig. Aber außer der Überschrift habe ich keine Zeile dieses
Kapitels schreiben können: Die politische Krise, der Vorabend der Ok-
toberrevolution von 1917, „verhinderte" es. Über eine solche „Verhin-
derung" kann man sich nur freuen. Allerdings wird der zweite Teil dieser
Schrift (der den „Erfahrungen der russischen Revolutionen von 1905 und
1917" gewidmet sein soll) wohl auf lange Zeit zurückgestellt werden müs-
sen ; es ist angenehmer und nützlicher, die „Erfahrungen der Revolution"
durchzumachen, als über sie zu schreiben.

Petrograd, den 30. November 1917 Der Verfasser





ANMERKUNGEN





511

1 Der Erste Gesamtrussische Kongreß der Sowjets der Arbeiter- und Sol-
datendeputiertett tagte in Petrograd vom 3. bis 24. Juni (16. Juni bis 7. Juli)
1917. An dem Kongreß nahmen mehr als 1000 Delegierte teil. Die Bolsche-
wiki, die damals in den Sowjets in der Minderheit waren, wurden von
105 Delegierten vertreten. Die Mehrheit hatten die Sozialrevolutionäre
und Menschewiki. Auf der Tagesordnung des Kongresses standen die Fra-
gen: die Stellung zur Provisorischen Regierung, der Krieg, die Vorbereitung
zur Konstituierenden Versammlung u. a. Lenin sprach auf dem Kongreß
über die Stellung zur Provisorischen Regierung und über den Krieg. Die
Bolschewiki legten zu allen wesentlichen Fragen ihre eigenen Resolutionen
vor. Sie zeigten den imperialistischen Charakter des Krieges, die Verderb-
lichkeit des Paktierens mit der Bourgeoisie und forderten den Übergang
der gesamten Staatsmacht in die Hände der Sowjets. In seinen Beschlüssen
stellte sich der Kongreß auf die Position der Unterstützung der Provisori-
schen Regierung, billigte die von ihr vorbereitete Offensive der russischen
Truppen an der Front und sprach sich gegen den Übergang der Staatsmacht
an die Sowjets aus. 1

2 „Rdbotschaja Gaseta" (Arbeiterzeitung) - Zentralorgan der Menschewiki,
das von März bis November 1917 in Petrograd als Tageszeitung erschien. 5

3 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels. Werke, Bd. 36, S. 578. 6

4 Lenin meint die Beschlüsse der Siebenten Gesamtrussischen Konferenz der
SDAPR(B) (Aprilkonferenz), die vom 24. bis 29. April (7. bis 12. Mai) 1917
in Petrograd stattfand. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen

• der Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage,
Teil I, Moskau 1954, S. 332-353. russ.) 7
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5 Ljadtow, W. P. - Oberst der zaristischen Armee; kommandierte die russischen
Truppen, die 1908 die bürgerliche Revolution in Persien unterdrückten. Wenn
Lenin von Ljachowscher Politik spricht, meint er die Unterdrückung der revo-
lutionären Bewegung und der nationalen Befreiungsbewegung durch die
zaristische Regierung. 8

6 Gemeint sind die Jsmesüja Petrogradskomo Sotvjeta Rabtosdtich i SoldatsUdt
Deputatow' (Nachrichten des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldaten-
deputierten) - Tageszeitung, die ab 28. Februar (13. März) 1917 erschien.
Nach der Bildung des Zentralexekutivkomitees der Sowjets der Arbeiter- und
Soldatendeputierten auf dem I. Gesamtrussischen Sowjetkongreß wurde die
Zeitung zum Organ des ZEK und erschien ab 1. (14.) August 1917 (von
Nr. 132 an) unter dem Titel „Iswestija Zentralnowo Ispolnitelnowo Komiteta
i Petrogradskowo Sowjeta Rabotschich i Soldatskidi Deputatow" (Nachrichten
des Zentralexekutivkomitees und des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und
Soldatendeputierten). Die Zeitung befand sich während dieser ganzen Zeit in
den Händen der Menschewiki und Sozialrevolutionäre und führte einen er-
bitterten Kampf gegen die bolschewistische Partei. Seit dem 27. Oktober
(9. November) 1917, nach dem II. Gesamtrussischen Sowjetkongreß, sind die
.Iswestija" das offizielle Organ der Sowjetmacht. Im März 1918 wurde die
Herausgabe der Zeitung anläßlich der Übersiedlung des Gesamtrussischen
ZEK und des Rats der Volkskommissare von Petrograd nach Moskau ver-
legt. 9

7 Der Erste Gesamtrussisdie Kongreß der Bauerndeputierten fand vom 4. bis
28. Mai (17. Mai bis 10. Juni) 1917 in Petrograd statt. Auf dem Kongreß
waren 1115 Delegierte der Gouvernements und verschiedener Truppenteile
anwesend. Die Bolschewiki nahmen an den Arbeiten des Kongresses aktiv teil,
sie entlarvten die imperialistische Politik der bürgerlichen Provisorischen
Regierung und das Paktierertum der Menschewiki und Sozialrevolutionäre.
Lenin sprach auf dem Kongreß zur Agrarfrage. Er forderte die unverzügliche
Konfiskation der Gutsbesitzerländereien und ihre Übergabe an die Bauern-
komitees sowie die Nationalisierung des gesamten Bodens im Lande. Die Vor-
herrschaft der Sozialrevolutionäre bestimmte den Charakter der Kongreß-
beschlüsse. Der Kongreß billigte die Politik der bürgerlichen Provisorischen
Regierung und den Eintritt der „Sozialisten" in die Provisorische Regierung. Er
unterstützte in seinen Beschlüssen auch die Fortsetzung des Krieges .bis zum
siegreichen Ende" und die Offensive an der Front Der Kongreß sprach sich
gegen eine sofortige Übergabe der Gutsbesitzerländereien an die Bauern aus
und schob die Lösung der Bodenfrage bis zur Konstituierenden Versammlung
auf. 9
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8 „Nowaja Shisn" (Neues Leben) - Tageszeitung, die vom 18. April (l.Mai)
1917 bis Juli 1918 in Petrograd erschien. Die Zeitung wurde auf Initiative
einer Gruppe internationalistischer Menschewiki und Schriftsteller gegründet.

Der Oktoberrevolution und der Errichtung der Sowjetmacht stand die Zei-
tung feindlich gegenüber. Ab l.Juni 1918 erschien sie in zwei Ausgaben:
einer Petrograder und einer Moskauer. Beide Ausgaben wurden im Juli 1918
verboten. 10

9 Lenin meint die Tatsache, daß dem Führer der Unabhängigen Arbeiterpartei
Englands. Ramsay MacDonald, von der englischen Regierung ein Paß für eine
Reise nach Rußland ausgestellt worden war, wohin ihn die menschewistischen
Führer eingeladen hatten. Die Reise MacDonalds kam nicht zustande. 11

10 Der Aufruf des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten
„An die Völker der ganzen Welt" wurde in einer Sitzung des Sowjets am 14.
(27.) März 1917 angenommen und am folgenden Tage in den zentralen Zei-
tungen veröffentlicht. Die sozialrevolutionär-menschewistischen Führer muß-
ten unter dem Druck der revolutionären Massen, die die Beendigung des
Krieges forderten, den Aufruf beschließen.

Der Aufruf appellierte an die Werktätigen der kriegführenden Länder,
aktiv für den Frieden einzutreten. Er entlarvte jedoch nicht den räuberischen
Charakter des Krieges, bezeichnete keine praktischen Maßnahmen im Kampf
um den Frieden und rechtfertigte im Grunde genommen die Fortsetzung des
imperialistischen Krieges durch die bürgerliche Provisorische Regierung. 12

11 Im Juni 1917 wurde Albanien von Italien okkupiert. In Griechenland besetzten
französische und englische Truppen eine Reihe von Städten. In Persien
wurde während des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 der nördliche und
zentrale Teil von russischen und der südliche Teil von englischen Truppen
besetzt. 13

n Gemeint ist die Erklärung des Büros der Fraktion der Bolschewiki und des
Büros der vereinigten internationalistischen Sozialdemokraten auf dem
I. Gesamtrussischen Sowjetkongreß mit der Forderung, die Frage der von
der Provisorischen Regierurig vorbereiteten Offensive an der Front vom
Kongreß vorrangig zu behandeln. In der Erklärung wurde darauf hinge-
wiesen, daß diese Offensive von den alliierten Imperialisten diktiert worden
ist, daß die konterrevolutionären Kreise Rußlands beabsichtigen, auf diese
Weise die Macht in den Händen militärisch-diplomatischer und kapitalistischer
Gruppen zu konzentrieren und einen Schlag gegen den revolutionären Kampf
für den Frieden und gegen die von der russischen Demokratie eroberten Posi-
tionen zu führen. Die Erklärung warnte die Arbeiterklasse, die Armee und

33 Lenin, Werke. Bd. 25
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die Bauernschaft vor der Gefahr, die das Land bedrohte, und forderte den
Kongreß auf, dem konterrevolutionären Druck sofort Widerstand entgegen-
zusetzen. 13

13 „Delo Nowda" (Die Sache des Volkes) - Tageszeitung, Organ der Partei der
Sozialrevolutionäre; erschien unter verschiedenen Namen von März 1917 bis
Juli 1918 in Petrograd. Die Zeitung stand auf den Positionen der Vaterlands-
verteidigung und des Paktierens mit der bürgerlichen Provisorischen Regierung.
Sie wurde im Oktober 1918 in Samara (vier Nummern) und im März 1919
in Moskau (zehn Nummern) erneut herausgegeben. Dann wurde sie wegen
konterrevolutionärer Tätigkeit verboten. 13

14 Das Basier Manifest über den Krieg wurde 1912 auf dem außerordentlichen
Kongreß der II. Internationale in Basel angenommen. (Siehe W. I. Lenin,
Werke. Bd. 21, S. 200-210 und 308.) 23

15 Kiautsdiou - Gebiet in der Provinz Schantung in Nordchina. Dieses Gebiet
und auch die Inseln im Stillen Ozean, die Karolinen, die Marianen und die
Marshallinseln, die bis 1914 in Deutschlands Besitz waren, riß. Japan im
imperialistischen Weltkrieg (1914-1918) an sich. 24

16 Gemeint ist das Verbot des ukrainischen Armeekongresses durch den Kriegs-
minister der Provisorischen Regierung, Kerenski. Trotz des Verbots tagte der
Kongreß im Juni 1917 in Kiew.

Lenin unterzog die konterrevolutionäre Politik der Provisorischen Regierung
und der Parteien der Menschewiki und Sozialrevolutionäre in bezug auf die
Ukraine einer scharfen Kritik in den Artikeln „Die Ukraine" und „Die
Ukraine und die Niederlage der Regierungsparteien Rußlands". (Siehe den
vorliegenden Band. S. 81/82 und 89-92.) 25

17 Die Revolution von 1905-1907 in Rußland rief eine revolutionäre Bewegung
unter den Völkern des Ostens hervor. 1908 ging in der Türkei eine bürger-
liche Revolution vonstatten. 1906 begann die bürgerliche Revolution in Per-
sien, die 1909 zum Sturz des persischen Schahs führte. 1910 entfaltete sich
eine revolutionäre Bewegung in China gegen die chinesischen Feudalherren
und die ausländischen Imperialisten, die zur Revolution in China und zur
Bildung der bürgerlichen Republik im Dezember 1911 führte. 28

18 „Sozial-Demokraf - Tageszeitung, Organ des Moskauer Gebietsbüros, des
Moskauer Komitees, später auch des Moskauer Bezirkskomitees der Partei der
Bolschewiki; erschien von März 1917 bis März 1918. Im Zusammenhang
mit der Verlegung des ZK der Partei nach Moskau verschmolz die Zeitung
mit der „Prawda". 30
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19 „Pratoda" (Die Wahrheit) - legale bolschewistische Tageszeitung, die im
April 1912 auf Initiative der Petersburger Arbeiter gegründet wurde und in
Petersburg erschien.

Die „Prawda" war eine Massenzeitung der Arbeiter; das Geld für ihre
Finanzierung wurde von den Arbeitern selbst gesammelt. Um die Zeitung
bildete sich ein großer Kreis von Arbeiterkorrespondenten und Arbeiter-
publizisten. Im Laufe eines einzigen Jahres wurden in der „Prawda" mehr
als elftausend Arbeiterkorrespondenzen veröffentlicht. Die Tagesauflage der
„Prawda" betrug im Durchschnitt 40000 Exemplare und erreichte in manchen
Monaten 60000 Exemplare.

W. I. Lenin leitete die „Prawda" vom Ausland aus. Er schrieb fast täglich
für die Zeitung, gab der Redaktion Anweisungen und gewann für die Zeitung
die besten publizistischen Kräfte der Partei.

An der Redaktion der Zeitung waren N. N. Baturin, K. S. Jeremejew, M. I.
Kalinin, W. M. Molotow, M. S. Olminski, N. G. Poletajew, K. N. Samoilowa.
J. W. Staun, J. M. Swerdlow, A. I. Uljanowa-Jelisarowa u. a. aktiv beteiligt.
Auch die bolschewistischen Abgeordneten der IV. Reichsduma A. J. Badajew,
G. I. Petrowski. M. K. Muranow, F. N. Samoilow und N. R. Schagow arbei-
teten an der „Prawda" tatkräftig mit.

Die „Prawda" war unablässigen polizeilichen Verfolgungen ausgesetzt.
Im ersten Jahr ihres Bestehens wurde sie 41mal beschlagnahmt, 36 Gerichts-
verfahren wurden gegen die Redakteure durchgeführt, die insgesamt 47J/2 Mo-
nate Gefängnishaft verbüßen mußten. Innerhalb von zwei Jahren und drei
Monaten war die „Prawda" von der zaristischen Regierung achtmal ver-
boten, wurde aber jedesmal unter einem anderen Namen neu herausgegeben:
„Rabotschaja Prawda" (Arbeiterprawda). „Sewemaja Prawda" (Prawda des
Nordens). „Prawda Truda" (Prawda der Arbeit), „Sa Prawdu" (Für die
Prawda), „Proletarskaja Prawda" (Proletarische Prawda), „Put Prawdy" (Weg
der Prawda), „Rabotschi" (Der Arbeiter). „Trudowaja Prawda" (Prawda der
Werktätigen). Am 8. (21.) Juli 1914, kurz vor Beginn des ersten Weltkriegs,
wurde die Zeitung wiederum verboten.

Die Herausgabe der „Prawda" konnte erst nach der Februarrevolution
wiederaufgenommen werden. Vom 5. (18.) März 1917 an erschien die
„Prawda" als das Zentralorgan der SDAPR. Am 5. (18.) April begann Lenin,
aus dem Ausland zurückgekehrt, in der Redaktion zu arbeiten und übernahm
die Leitung der „Prawda". Am 5. (18.) Juli 1917 wurden die Redaktionsräume
der „Prawda" von Offiziersschülern und Kosaken demoliert. Von Juli bis
Oktober 1917 wechselte die „Prawda". den Verfolgungen seitens der Proviso-
rischen Regierung ausgesetzt, mehrmals ihren Namen und erschien als „Listok

33*
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.Prawdy"" (Blatt der „Prawda"), „Proletari" (Der Proletarier). „Rabotsdii"
(Der Arbeiter), „Rabotschi Put" (Weg des Arbeiters). Seit dem 27. Oktober
(9. November) erscheint die Zeitung unter ihrem alten Namen „Prawda". 30

20 Die Konferenz der Betriebshotnitees tagte in Petrograd vom 30. Mai bis 3. Juni
(12. bis 16. Juni) 1917. Es nahmen 568 Delegierte der Betriebskomitees und
des Büros der Gewerkschaften Petrograds an ihr teil. Für die Konferenz schrieb
Lenin die „Resolution über ökonomische Kampf maßnahmen gegen die Zer-
rüttung" (siehe Werke, Bd. 24, S. 516-518) , die als vom Organisationsbüro
zur Einberufung der Konferenz vorgeschlagene Resolution im Namen des
Zentralkomitees der Partei der Bolschewiki am 25. Mai (7. Juni) 1917 in der
Moskauer bolschewistischen Zeitung „Sozial-Demokrat" und danach am
2. (15). Juni in der „Prawda" Nr. 71 veröffentlicht wurde. Auf der Tages-
ordnung der Konferenz standen die Fragen: Kontrolle und Regulierung der
Produktion, die Aufgaben der Betriebskomitees und ihre Rolle in der Gewerk-
schaftsbewegung. Auf der Konferenz sprach Lenin. Er kritisierte scharf das
antirevolutionäre Auftreten des Vertreters der Zeitung „Nowaja Shisn".
Awilow. und die von ihm vorgeschlagene Resolution zur Frage der Kontrolle
und Regulierung der Produktion. Die Konferenz nahm mit überwältigender
Mehrheit die von Lenin verfaßte „Resolution über ökonomische Kampfmaß-
nahmen gegen die Zerrüttung" an. 31

21 „Retsch" (Die Rede) - Tageszeitung, Zentralorgan der Kadettenpartei; er-
schien in Petersburg ab Februar 1906. Am 26. Oktober (8. November) 1917
wurde sie vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet ver-
boten; unter anderen Namen erschien die Zeitung bis August 1918. 32

22 „Jedinstmo" (Die Einheit) - Tageszeitung, die von März bis November 1917
in Petrograd erschien; im Dezember 1917 und Januar 1918 wurde sie unter
anderem Namen herausgegeben. Redakteur der Zeitung war G. W. Plechanow.
Sie vereinigte die extrem rechte Gruppe der menschewistischen Vaterlands-
verteidiger und unterstützte vorbehaltlos die bürgerliche Provisorische Re-
gierung. Die Zeitung führte einen wütenden Kampf gegen die Partei der Bol-
schewiki. 32

23 „Vorwärts" - Zentralorgan der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands:
wurde seit dem 1. Oktober 1876 in Leipzig herausgegeben, dann durch das
Sozialistengesetz verboten; erschien 1890-1933 (aus dem 1884 gegründeten
„Berliner Volksblatt" neu hervorgegangen) in Berlin. Zu seinen Redakteuren
gehörte u. a. Wilhelm Liebknecht. Friedrich Engels führte in der Zeitung einen
Kampf gegen alle Erscheinungsformen des Opportunismus. Anfang des
20. Jahrhunderts gelangte die Redaktion immer mehr unter den Einfluß revisio-
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nistischer Kräfte, die jedoch 1905 aus der Redaktion entfernt wurden („Vor-
wärts "-Konflikt). Mit dem Entstehen des Zentrismus in der deutschen Arbeiter-
bewegung nahm auch der Einfluß der zentristischen Kräfte auf den „Vorwärts"
zu. Während des imperialistischen Krieges 1 9 1 4 - 1 9 1 8 vertrat der „Vorwärts"
zunächst einen sozialpazifistischen Standpunkt. Im Oktober 1916 wurde unter
Bruch der Statuten die Redaktion durch Sozialchauvinisten ersetzt und der
„Vorwärts" zum Sprachrohr des Sozialchauvinismus; nach der Großen Sozia-
listischen Oktoberrevolution wurde er zu einem Zentrum der Antisowjet-
propaganda. 34

24 Gemeint ist die Konferenz von Mitgliedern der IV. Reichsduma, Gütsbesitzern
und Kapitalisten, die am 3 . (16.) Juni 1917 in Petrograd stattfand. Nach der
Februarrevolution löste die Provisorische Regierung die Reichsduma nicht
offiziell auf. Die Mitglieder der Duma, Gutsbesitzer und Kapitalisten, ver-
sammelten sich weiter zu ihren Konferenzen, die ein Herd der Konterrevolu-
tion waren. Eine Bestimmung über die Auflösung der Duma erließ die Pro-
visorische Regierung erst am 6. (19.) Oktober 1917. 36

25 „Wolja Naroda" (Der Volkswille) - Tageszeitung, Organ des rechten Flügels
der Partei der Sozialrevolutionäre, wurde 1917 in Petrograd herausgegeben
und im November 1917 verboten. Später erschien sie auch unter anderen
Namen ; endgültig wurde sie im Februar 1918 verboten. 42

26 „Nowoje Wremja" (Neue Zeit) - Tageszeitung; erschien von 1868 bis 1917 in
Petersburg. Z u Beginn gemäßigt liberal, wurde sie, nachdem im Jahre 1876
A. S. Suworin Verleger der Zeitung geworden war, zum Organ reaktionärer
Kreise des Adels und der Beamtenbürokratie. Ab 1905 war sie das Organ der
Schwarzhunderter. Nach der bürgerlich-demokratischen Februarrevolution
1917 unterstützte die Zeitung die konterrevolutionäre Politik der bürgerlichen
Provisorischen Regierung und betrieb eine wüste Hetze gegen die Bolschewiki.
Sie wurde vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet am
26. Oktober (8. November) 1917 verboten. 47

27 Die erste Koalitionsregierung wurde am 5. (18.) Mai 1917 gebildet, ihre Zu-
sammensetzung gab man am 6. (19.) Mai bekannt. Der Koalitionsregierung
gehörten neben den Vertretern der Bourgeoisie die Sozialrevolutionäre
Kerenski und Tschernow sowie der den Sozialrevolutionären nahestehende
Perewersew an, weiter die Menschewiki Skobelew und Zereteli und der
„Volkssozialist" Peschechonow. 48

28 Gemeint ist die Rede des Ministers für Arbeit in der Provisorischen Regierang,
des Menschewiks Skobelew, in der Sitzung des Petrograder Sowjets der



518 Anmerkungen

Arbeiter- und Soldatendeputierten am 13. (26.) Mai 1917, in der er erklärte,
die Steuersätze für die besitzenden Klassen müßten „bis auf 100 Prozent des
Profits" erhöht werden. 54

29 Lenin meint den Beschluß des I. Gesamtrussischen Sowjetkongresses über das
Verbot der Demonstration, die vom Zentralkomitee der Partei der Bolschewiki

. für den 10. (23.) Juni 1917 angesetzt worden war. Die Demonstration sollte
angesichts des Sowjetkongresses dem Willen der Petrograder Arbeiter und
Soldaten Ausdruck geben, die die Übergabe der gesamten Staatsmacht an die
Sowjets forderten. Die Menschewiki und Sozialrevolutionäre wandten sich
gegen die geplante Demonstration. Am 9. (22.) Juni führten sie auf der Sit-
zung des Sowjetkongresses einen Beschluß über das Verbot der Demonstration
herbei. Das Zentralkomitee der Partei der Bolschewiki fügte sich diesem Be-
schluß des Sowjetkongresses und sagte die Demonstration ab. Sie wurde auf
den 18. Juni (1. Juli) verlegt, einen Tag, der vom Sowjetkongreß selbst für
eine Demonstration bestimmt worden war. Die Menschewiki und Sozialrevo-
lutionäre wollten diese Demonstration unter antibolschewistischen Losungen
durchführen. Am 18. Juni (1. Juli) demonstrierten etwa 500 000 Arbeiter und
Soldaten Petrograds. Die überwältigende Mehrheit der Demonstranten mar-
schierte unter den revolutionären Losungen der Partei der Bolschewiki. Nur
kleine Gruppen trugen Losungen der paktiererischen Parteien mit sich, in
denen der Provisorischen Regierung das Vertrauen ausgesprochen wurde. Die
Demonstration zeigte den wachsenden revolutionären Elan der Massen und
ein gewaltiges Anwachsen des Einflusses und der Autorität der Partei der Bol-
schewiki. Zugleich zeigte sie das völlige Fiasko der kleinbürgerlichen paktiere-
rischen Parteien und der Provisorischen Regierung in der Hauptstadt. (Über
die Junidemonstration siehe den vorliegenden Band, S. 101-103.) 60

30 Am 7. (20.) Juni 1917 hatte die Provisorische Regierung eine Verfügung über
die Exmittierung von Anarchisten aus der Villa des ehemaligen zaristischen
Ministers Durnowo erlassen. Diese Verfügung war in Wirklichkeit gegen die
Rotgardistenabteilungen und gegen die gewerkschaftlichen Organisationen
gerichtet, die den größten Teil der Villa innehatten. Die Arbeiter Petrograds
protestierten, eine Reihe von Betrieben streikte. Die Provisorische Regierung
war gezwungen nachzugeben. Später jedoch, in der Nacht zum 19. Juni
(2. Juli), entsandte die Provisorische Regierung eine bewaffnete Abteilung von
Kosaken und Soldaten, die die Villa demolierten. Der Überfall löste bei den
Arbeitern Petrograds Empörung aus. 60

31 Catilina, Lucius Sergius - römischer Politiker und Heerführer; organisierte
im Jahre 63 v. u. Z . eine Verschwörung mit dem Ziel, einen Staatsstreich
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durchzuführen, die römische Republik zu beseitigen und eine Militärdiktatur
zu errichten. 63

32 Die Grundgedanken dieses Entwurfs wurden aufgenommen in die Erklärung
des Zentralkomitees der SDAPR(B) und des Büros der Fraktion der Bolsche-
wiki auf dem I. Gesamtrussischen Sowjetkongreß anläßlich des vom Kongreß
beschlossenen Verbots der von der Partei der Bolschewiki für den 10. (23.)
Juni angesetzten friedlichen Demonstration.

In Band XX der zweiten und dritten Ausgabe der Werke W. I. Lenins
wurde dieses Dokument unter der redaktionellen Überschrift „Entwurf zu
einem Artikel über die Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputier-
ten" veröffentlicht. Die Änderung der Überschrift in der 4. Ausgabe der
Werke erfolgte entsprechend dem Inhalt des Dokuments. 67

33 Lenin meint die Rede des Ministers der Provisorischen Regierung, des Men-
schewiks Zereteli, die dieser am 11 . (24.) Juni 1917 in der gemeinsamen Sit-
zung des Präsidiums des I. Gesamtrussischen Sowjetkongresses, des Exekutiv-
komitees des Petrograder Sowjets, des Exekutivkomitees des Sowjets der
Bauemdeputierten und aller Fraktionsbüros des Sowjetkongresses hielt. Die
Sitzung wurde aus Anlaß der von den Bolschewiki für den 10. (23.) Juni an-
gesetzten Demonstration einberufen. Aus Protest gegen die Rede Zeretelis
verließen die Bolschewiki die Sitzung. 69

34 Cavaignac, Louis-Eugene - französischer General, nach der Februarrevolution
1848 Kriegsminister der Provisorischen Regierung Frankreichs. In den Juni-
tagen 1848 leitete er die Niederwerfung des Aufstands der Pariser Arbeiter. 73

35 Gemeint ist die Erklärung des Zentralkomitees der SDAPRCB) und des Büros
der Fraktion der Bolschewiki auf dem I. Gesamtrussischen Sowjetkongreß an-
läßlich des vom Kongreß beschlossenen Verbots der von der Partei der Bolsche-
wiki für den 10. (23.) Juni 1917 angesetzten friedlichen Demonstration. In der
Erklärung entlarvten die Bolschewiki die provokatorischen Handlungen der
menschewistischen und Sozialrevolutionären Führer des Sowjetkongresses, die
die friedliche Demonstration verboten hatten, sie entlarvten auch die konter-
revolutionäre Politik der Provisorischen Regierung. Die Bolschewiki erklärten,
daß die Revolution in Gefahr sei, und riefen die Arbeiterklasse auf, standhaft
und wachsam zu sein. Die Erklärung wurde am 11. (24.) Juni in der gemein-
samen Sitzung des Präsidiums des Sowjetkongresses und des Exekutivkomitees
des Petrograder Sowjets, des Exekutivkomitees des Sowjets der Bauerndepu-
tierten und aller Fraktionsbüros des Sowjetkongresses verlesen. Die Bolsche-
wiki wollten diese Erklärung in der Sitzung des Sowjetkongresses am 12. (25.)
Juni verlesen, aber der Vorsitzende der Versammlung entzog dem Vertreter
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der Bolschewiki das Wort. Die Erklärung wurde dem Präsidium des Sowjet-
kongresses übergeben. In derselben Sitzung des Kongresses wurde, obwohl die
Bolschewiki die Demonstration abgesagt hatten, eine Resolution angenommen,
die die Haltung der Partei der Bolschewiki verurteilte. 78

36 „Malenkaja Gaseta" (Die kleine Zeitung) - Boulevardzeitung der Schwarz-
hunderterrichtung, die von September 1914 bis Juli 1917 in Petrograd er-
schien. 88

37 „Russkaja Wolja" (Russischer Wille) - bürgerliche Tageszeitung, die vom
zaristischen Innenminister A. D. Protopopow gegründet und von den Groß-
banken finanziert wurde; sie erschien ab Dezember 1916 in Petrograd. Nach
der Februarrevolution führte sie eine Verleumdungskampagne gegen die Bol-
schewiki. Lenin nannte sie „eine der niederträchtigsten bürgerlichen Zeitungen"
(vorliegender Band, S. 306). Am 25. Oktober (7. November) 1917 wurde sie
vom Revolutionären Militärkomitee verboten. 88

38 Der stellvertretende Innenminister der zaristischen Regierung, Dshunkowski,
erfuhr im Jahre 1914, daß der Abgeordnete der IV. Reichsduma, Malinowski,
ein Lockspitzel war. Davon unterrichtete Dshunkowski damals „streng ver-
traulich" den Vorsitzenden der IV. Reichsduma, Rodsjanko. Sie beschlossen,
Malinowski aus der Duma zu entfernen, aber so, daß „kein Skandal, weder
für die Duma noch für die Minister hervorgerufen wird". Malinowski legte
seine Abgeordnetenvollmachten nieder und reiste mit Hilfe des Polizeideparte-
ments ins Ausland. Er wurde erst 1917 auf Grund von Archivmaterialien des
Polizeidepartements entlarvt. 1918 wurde Malinowski von der Sowjetregie-
rung vor Gericht gestellt und laut Urteilsspruch des Revolutionstribunak er-
schossen. 93

39 „Den" (Der Tag) - Tageszeitung bürgerlich-liberaler Richtung, die ab 1912
in Petersburg erschien. An der Zeitung arbeiteten menschewistische Liquida-
toren mit, in deren Hände die Zeitung nach der Februarrevolution 1917 voll-
ständig überging. Am 26. Oktober (8. November) 1917 verboten. 94

40 Am 16. (29.) Juni 1917 veröffentlichten die Zeitungen „Den", „Nowaja Shisn"
und „Birshewyje Wedomosti" den Bericht der außerordentlichen Unter-
suchungskommission, die die Provisorische Regierung zur Untersuchung der
Verbrechen der Zarenmacht eingesetzt hatte. Dieser Bericht enthielt Mate-
rialien zu dem Fall des Lockspitzels Malinowski, die erstmalig veröffentlicht
wurden. 94

41 „Birshomka" - .Birshetoyfe Wedomosti" (Börsennachrichten) - bürgerliche
Tageszeitung, die ab 1880 in Petersburg erschien. Der Kurzname „Birshowka"
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wurde zum Gattungsnamen und kennzeichnete die Prinzipienlosigkeit und Feil-

heit der bürgerlichen Presse. Ende Oktober 1917 wurde die Zei tung vom

Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet verboten. 94

4 2 Gemeint ist die Spirzeltätigkeit Asefs, eines Mitglieds des Zentralkomitees der

Partei der Sozialrevolutionäre, der mehrere Jahre lang Agent des Polizei-

departements war . 1908 wurde er entlarvt und floh ins Ausland. 94

4 3 Gemeint ist die von der Provisorischen Regierung mit Zust immung der Men-

schewiki und Sozialrevolutionäre a m 18. Juni (1. Juli) 1917 begonnene Offen-

sive der russischen Truppen an der Front. 104

4i Die gesamtrussische Konferenz der Gewerkschaften tagte vom 2 1 . bis 28. Juni

(4. bis 1 1 . Juli) 1917 in Petrograd. An der Konferenz nahmen 211 Personen

teil, davon 73 Bolschewiki, die übrigen Teilnehmer waren Menschewiki, So-

zialrevolutionäre, Bundisten und Parteilose. Auf der Tagesordnung standen

folgende Fragen: die Aufgaben der Gewerkschaftsbewegung, der Gewerk-

schaftsaufbau, der wirtschaftliche Kampf u. a. Z u allen wichtigen Fragen

brachten die Bolschewiki eigene Resolutionen oder Abänderungsanträge ein.

Mit einer geringfügigen Mehrheit von 1 0 - 1 2 Stimmen nahm die Konferenz

die von den menschewistischen „Vaterlandsverteidigern" eingebrachten Reso-

lutionen an . Die Konferenz wähl te einen provisorischen Zentra l ra t der Ge -

werkschaften. 115

45 Gemeint ist die rechte Sozialrevolutionärin J. K. Breschko-Breschkowskaja. Aus
Protest dagegen, daß Kerenski v o m III. Partei tag der Partei der Sozialrevolu-
t ionäre (er fand Ende M a i bis Anfang Juni 1917 in Moskau statt) nicht ins
Z K der Par te i gewähl t w o r d e n war , lehnte sie es ab , weiter Mitglied des Z e n -
tralkomitees der Partei der Sozialrevolutionäre zu sein. 121

46 „Semlja i Wolja" (Land und Freiheit) - Ze i tung der Sozialrevolutionäre, die
von M ä r z bis Oktober 1917 in Moskau erschien. 121

47 D i e kadett ischen Minister Schingarjow. Manu i low und Schachowskoi t ra ten
a m 2 . (15.) Juli 1917 aus der Provisorischen Regierung aus . D e r Artikel
Lenins „Worauf mögen die Kadetten bei ihrem Austritt aus der Regierung ge-
rechnet haben?" wurde a m 15 . (28.) Juli 1917 ohne Unterschrift zum ersten-
ma l in der Ze i tung „Proletarskoje De lo" veröffentlicht.

„Proletarskoje Delo" (Die proletarische Sache) - Tageszei tung, O r g a n der
bolschewistischen Fraktion des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputier ten
v o n Krons tad t ; erschien 1917 an Stelle der in den Juli tagen v o n der Provi -
sorischen Regierung verbotenen Kronstädter bolschewistischen Ze i tung „Golos
Prawdy" (Die Stimme der Prawda) . 147
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48 Lenin meint die Demonstration am 3. und 4. (16. und 17.) Juli 1917 in
Petrograd. Am 3. (16.) Juli kam es im Wiborger Stadtteil zu spontanen De-
monstrationen gegen die Provisorische Regierung. Zuerst demonstrierte das
1. Maschinengewehrregiment. Ihm schlössen sich andere Truppenteile und Ar-
beiter aus den Werken und Fabriken an. Die Demonstration drohte zu einer
bewaffneten Aktion gegen die Provisorische Regierung zu werden.

Die Partei der Bolschewiki war zu diesem Zeitpunkt gegen eine bewaffnete
Aktion, weil sie davon ausging, daß die revolutionäre Krise noch nicht heran-
gereift war und Armee und Provinz noch nicht bereit waren, den Aufstand in
der Hauptstadt zu unterstützen. In einer gemeinsamen Sitzung des ZK, des
Petersburger Komitees und der Militärorganisation beim ZK der SDAPR(B)
am 3. (16.) Juli wurde beschlossen, sich nicht an einer Aktion zu beteiligen.
Einen ebensolchen Beschluß nahm auch die zu dieser Zeit tagende zweite
Petrograder Stadtkonferenz der Bolschewiki an. Die Konferenzdelegierten be-
gaben sich in die einzelnen Stadtbezirke, um die Massen von einer Aktion
zurückzuhalten. Aber die Aktion begann trotzdem, und sie aufzuhalten war
bereits unmöglich.

Der Stimmung der Massen Rechnung tragend, beschloß das Zentralkomitee
gemeinsam mit dem Petersburger Komitee und der Militärorganisation am
späten Abend des 3. (16.) Juli, an der Demonstration am 4. (17.) Juli teilzu-
nehmen, um ihr einen friedlichen und organisierten Charakter zu verleihen.
Lenin war zu dieser Zeit aus gesundheitlichen Gründen nicht in Petrograd.
Nachdem er über die Ereignisse informiert worden war, fuhr er am Morgen
des 4. (17.) Juli nach Petrograd zurück.

An der Demonstration am 4. (17.) Juli nahmen mehr als 500000 Menschen
teil. Sie fand unter den Losungen der Bolschewiki „Alle Macht den Sowjets!"
und anderen statt. Die Demonstranten benannten 90 Vertreter, die dem
Zentralexekutivkomitee der Sowjets ihre Forderung nach Übergabe der ge-
samten Macht in die Hände der Sowjets unterbreiteten. Die Sozialrevolutio-
nären und menschewistischen Führer lehnten es jedoch ab, die Macht zu über-
nehmen.

Die Provisorische Regierung beschloß mit Wissen und Zustimmung des
menschewistisch-sozialrevolutionären ZEK, die Demonstration mit Waffen-
gewalt zu unterdrücken. Gegen die friedliche Demonstration der Arbeiter und
Soldaten wurden Regimenter von Offiziersschülern und konterrevolutionären
Kosaken eingesetzt. Sie eröffneten das Feuer auf die Demonstranten. Von der
Front waren reaktionär gesinnte Truppen herbeigerufen worden.

Auf der Beratung der Mitglieder des ZK und des PK, die in der Nacht vom
4. zum 5. (17. zum 18.) Juli unter Vorsitz W. I. Lenins stattfand, wurde der
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organisierte Abbruch der Demonstrat ion beschlossen. Dies w a r ein richtiger
Schritt der Partei, die es verstand, sich rechtzeitig zurückzuziehen und die
Hauptkräf te der Revolution vor der Zerschlagung zu bewahren.

D i e bürgerliche Provisorische Regierung setzte nach der Niedersdilagung
der Demonstrat ion die Repressalien fort. Mit besonderem H a ß stürzte sie sich
auf die bolschewistische Partei. D ie bolschewistischen Zeitungen „Prawda".
„Soldatskaja Prawda" (Soldatenprawda) u. a. wurden verboten. Die Arbeiter
wurden entwaffnet, es begannen Massenverhaftungen, Haussuchungen und
Pogrome. D i e revolutionären Truppentei le der Petrograder Garnison, die a n
der Demonstrat ion teilgenommen hatten, wurden reorganisiert und a n die
Front geschickt. Die Menschewiki und Sozialrevolutionäre erwiesen sich fak-
tisch als Komplicen und Helfershelfer der konterrevolutionären Henker .

Nach den Julitagen ging die Macht im Lande vollständig an die konterrevo '
lutionäre Provisorische Regierung über. Die Sowjets waren nur noch ihr ohn -
mächtiges Anhängsel . Die Doppelherrschaft w a r zu Ende. Die friedliche
Periode der Revolution war vorbei. Die Bolschewiki standen vor der Aufgabe,
den bewaffneten Aufstand zum Sturz der Provisorischen Regierung vorzu-
bereiten. 151

49 „Shiwoje Slotoo" (Lebendiges Wor t ) - Tageszeitung, Boulevardblatt vom
Schwarzhundertertypus, das von 1916 an in Petrograd erschien. Im Jahre 1917
betrieb es eine Pogromhetze gegen die Bolschewiki. Es erschien bis zur Ok-
toberrevolution. 152

50 ..Bund zur Befreiung der Ukraine" - bürgerlich-nationalistische Organisation,
die 1914, zu Beginn des imperialistischen Weltkriegs, von einer Gruppe ukrai-
nischer bürgerlicher Nationalisten geschaffen wurde . D e r Bund rechnete mit
der Niederlage Rußlands im Krieg und stellte sich als Aufgabe die Lostrennung
der Ukraine von Rußland und die Bildung einer bürgerlich-gutsherrlichen
ukrainischen Monarchie unter deutschem Protektorat. 153

51 Die Dreyfus-Affäre w a r ein im Jahre 1894 von den reaktionären monar-
chistischen Kreisen der französischen Militärclique inszenierter provokato-
rischer Prozeß gegen den jüdischen Generalstabsoffizier Dreyfus, gegen den
falsche Anklage wegen Spionage und Landesverrat erhoben wurde. Dreyfus
wurde durch das Kriegsgericht zu lebenslänglicher Deporta t ion verurteilt. Die
allgemeine Bewegung für eine Überprüfung des Falles Dreyfus. die sich in
Frankreich entfaltete, war von einem erbitterten Kampf zwischen Republika-
nern und Monarchisten begleitet und führte schließlich 1906 zur Rehabilitie-
rung von Dreyfus.

Lenin nannte die Dreyfus-Affäre „eine der unzähligen ehrlosen Manipula-
tionen der reaktionären Militärclique". 161
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52 Der „Sozial-Demokrat"'. das Zentralorgan der SDAPR, wurde als illegale
Zeitung von Februar 1908 bis Januar 1917 herausgegeben. Es erschienen
58 Nummern: die erste in Rußland, die übrigen im Ausland, zunächst in Paris
und später in Genf. Ab Dezember 1911 wurde der „Sozial-Demokrat" von
W . I. Lenin redigiert. Im „Sozial-Demokrat" wurden über achtzig Artikel und
Notizen W . I. Lenins veröffentlicht.

Nach Nummer 32, erschienen am 15. (28.) Dezember 1913, war die Her-
ausgabe des „Sozial-Demokrat" vorübergehend unterbrochen. Sofort nach sei-
ner Ankunft in der Schweiz im September 1914 entfaltete W. I. Lenin eine
umfangreiche Tätigkeit, um das Zentralorgan der Partei emeut herauszugeben.
Am 1. November 1914 erschien die fällige- Nummer 3 3 des „Sozial-Demo-
krat" mit dem von Lenin verfaßten Manifest des ZK der SDAPR „Der Krieg
und die russische Sozialdemokratie". Trotz der Schwierigkeiten der Kriegszeit
erschien der „Sozial-Demokrat" regelmäßig. Lenin leitete die gesamte Arbeit
bei der Herausgabe der Zeitung, er legte den Inhalt der einzelnen -Nummern
fest, redigierte die Materialien und befaßte sich mit den Fragen der Gestaltung
und des Drucks der Zeitung. Die Verbreitung des „Sozial-Demokrat" in Ruß-
land und der Abdruck der wichtigsten Artikel in den lokalen bolschewistischen
Zeitungen trugen zur politischen Aufklärung und zur Erziehung des russischen
Proletariats zum Internationalismus, zur Vorbereitung der Massen auf die
Revolution bei. Der „Sozial-Demokrat" spielte eine große Rolle beim Z u -
sammenschluß der internationalistischen Elemente der internationalen Sozial-
demokratie. Über alle durch den Kriegszustand bedingten Hindernisse hinweg
fand er Zugang in viele Länder.

1916 gab die Redaktion des „Sozial-Demokrat" zwei Nummern des„Sbornik
Sozial-Demokrata" (Sammelband des „Sozial-Demokrat") heraus, in denen
u. a. Lenins Schriften „Die sozialistische Revolution und das Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen (Thesen)", „Die Ergebnisse der Diskussion über die
Selbstbestimmung" und „Über die Losung der .Entwaffnung'" veröffentlicht
wurden. 164

53 Die Festsitzung wurde von den schwedischen linken Sozialisten am 13. April
1917 zu Ehren Lenins organisiert, der sich auf der Reise von der Schweiz nach
Rußland einen Tag in Stockholm aufhielt. 764

54 Lenins Artikel „Drei Krisen" wurde 1917 in Nr. 7 der Zeitschrift „Rabotniza"
zum erstenmal veröffentlicht.

.Rabotniza' (Die Arbeiterin) - Zeitschrift, Organ des Zentralkomitees der
Partei der Bolschewiki, das von Februar bis Juni 1914 legal in Petersburg
erschien. Danach wurde das Erscheinen der Zeitschrift eingestellt. Sie erschien
erneut von Mai 1917 bis Januar 1918. 166
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55 Nach der Niederschlagung der Julidemonstration erließ die Provisorische
Regierung am 7. (20.) Juli 1917 einen Haftbefehl gegen W. I. Lenin. Am
Abend des 7. (20.) Juli fand in der Wohnung des alten Bolschewiks, des Ar-
beiters S. J. Allilujew, wo sich Lenin damals verborgen hielt, eine Beratung
von Mitgliedern des ZK und einer Reihe von Parteiarbeitern statt. Anwesend
waren W . I. Lenin, W . P. Nogin, G. K. Ordshonikidse, J. W . Staun, J. D .
Stassowa u. a. Es wurde beschlossen, daß sich Lenin dem Gericht der konter-
revolutionären Provisorischen Regierung nicht zu stellen habe. 172

56 Die Thesen .Die politische Lage" bestimmten die neue taktische Linie der bol-
schewistischen Partei im Zusammenhang mit der veränderten politischen
Situation, die nach der Niederschlagung der Demonstration der Arbeiter und
Soldaten am 4. (17.) Juli und dem Übergang der gesamten Macht in die
Hände der konterrevolutionären Provisorischen Regierung entstanden war. Die
Thesen wurden auf einer Beratung des Zentralkomitees der SDAPRCB) mit
Vertretern des Petersburger Komitees, der Militärorganisation beim Z K der
SDAPR(B), des Moskauer Gebietsbüros, des Moskauer Komitees und des Mos-
kauer Beziikskomitees erörtert, die am 13. und 14. (26. und 27.) Juli 1917
stattfand.

Sie wurden in Form eines Artikels unter der Überschrift „Die politische
Stimmung" am 2. August (20. Juli) 1917 im „Proletarskoje Delo" (Die prole-
tarische Sache), dem Organ der bolschewistischen Fraktion des Kronstädter
Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten, veröffentlicht. 174

57 Das Bulletin der „Pramda" erschien in deutscher Sprache in Stockholm von
Juni bis November l917 unter dem Titel „Russische Korrespondenz .P rawda" .
Es wurde von der Auslandsvertretung des Zentralkomitees der SDAPR(B) her-
ausgegeben. Das Bulletin erschien auch in französischer Sprache. 178

58 Die Beilis-Affäre - ein provokatorischer Prozeß, der 1913 in Kiew von der
zaristischen Regierung gegen den Juden Beilis inszeniert wurde. Man be-
schuldigte Beilis wider besseres Wissen des Ritualmordes. (In Wirklichkeit war
der Mord von Schwarzhundertern organisiert worden.) Der Prozeß rief in der
Öffentlichkeit starke Erregung hervor. In einer Reihe von Städten führten die
Arbeiter Protestdemonstrationen durch. Beilis wurde vom Schwurgericht frei-
gesprochen. 179

59 Siehe Friedrich Engels, „Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und
des Staats", in Karl Marx/Friedrich Engels, Werke. Bd. 2 1 , S. 166. 185

60 Der Artikel .Ober Verfassungsülusionen" wurde zuerst 1917 in der Zeitung

34 Lenin. Werke. Bd. 25
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„Rabotschl i Soldat" veröffentlicht und dann als Broschüre unter dem Titel
„Zur gegenwärtigen Lage" herausgegeben. U m die Zeitung vor dem Verbot
zu bewahren und geheimzuhalten, daß die Partei der Bolschewiki den bewaff-
neten Aufstand vorbereitete, wurden die Wor te „bis zum bewaffneten Auf-
stand" bei der Veröffentlichung des Artikels von der Redaktion durch die
Worte „bis zu seinen entschiedensten Formen" ersetzt. Dem vorliegenden Text
liegt das Manuskript zugrunde. 193

61 Lenin meint das Frankfurter Parlament* die im Mai 1848 nach der Märzrevo-
lution in Deutschland einberufene Nationalversammlung. 197

62 Lenin meint die Schrift „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte" von
Karl Marx. (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 8, S. 111-207 . )
198

63 Siehe Friedrich Engels, „Der deutsche Bauernkrieg". (Siehe Karl Marx/Friedrich
Engels, Werke, Bd. 7, S. 3 2 7 - 4 1 3 . ) 201

64 Gang nach Canossa bedeutet, jedes beliebige Zugeständnis machen und jeg-
liche Erniedrigung auf sich nehmen.

Im Jahre 1077 begab sich der deutsche König Heinrich IV. nach Canossa
(einer Burg in Oberitalien) zum Papst Gregor VII . Er wollte beim Papst, gegen
den er gekämpft hatte und der den Kirchenbann über ihn verhängt und ihn
der königlichen Macht für verlustig erklärt hatte, Absolution erflehen. Hein-
rich IV. stand drei Tage im Gewand eines büßenden Sünders a m Burgtor und
flehte um eine Zusammenkunft mit dem Papst, bis dieser ihn empfing. 207

65 Gemeint ist die von der Provisorischen Regierung vorbereitete Staatsberatung.
Sie wurde am 12; (25.) August 1917 in Moskau einberufen. Die Mehrheit der
Beratungsteilnehmer waren Vertreter der Gutsbesitzer, der Bourgeoisie, der
Generalität, des Offizierskorps und der Kosakenschaft. Die von den Sowjets
entsandte Delegation setzte sich aus Menschewiki und Sozialrevolutionären zu-
sammen. Die Beratung hatte das Ziel, die konterrevolutionären Kräfte, die
Bourgeoisie und die Gutsbesitzer, zur Niederschlagung der Revolution zu
mobilisieren. In der Beratung entwickelten Kornilow, Alexejew, Kaledin u. a.
ein Programm zur Unterdrückung der Revolution. Kerenski drohte in seiner
Rede, er werde die revolutionäre Bewegung niederwerfen und den Versuchen
der Bauern, von den Gutsbesitzerländereien Besitz zu ergreifen, ein Ende
machen. Das Zentralkomitee der Partei der Bolschewiki rief das Proletariat
zum Protest gegen die Moskauer Staatsberatung auf. In Moskau organisierten
die Bolschewiki am Eröffnungstage der Beratung einen eintägigen General-
streik, an dem sich über 400 000 Menschen beteiligten. Z u Protestkundgebun-
gen und Streiks kam es auch in anderen Städten. 207
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06 „Die Glocke" - Halbmonatsschrift; wurde in München und später in Berlin
von 1915 bis 1925 von dem Sozialchauvinisten Parvus (Helphand) heraus-
gegeben. 218

67 Die Provisorische Koalitionsregierung, bestehend aus Kerenski, Nekrassow.
Awksentjew und anderen wurde am 24. Juli (6. August) 1917 gebildet. Ihr
gehörten Kadetten, Menschewiki, Sozialrevolutionäre, „Volkssozialisten" und
den Kadetten nahestehende Parteilose an. Die neue Regierung befand sich in
den Händen der Kadetten. 221

68 Gemeint ist die Deklaration der Provisorischen Regierung vom 8. (21.) Juli
1917. Sie enthielt eine Reihe demagogischer Versprechungen, mit denen die
Provisorische Regierung, die Sozialrevolutionäre und Menschewiki die Massen
nach den Julitagen zu beruhigen suchten. Die Provisorische Regierung forderte
zur Fortsetzung des imperialistischen Krieges auf, versprach jedoch, zum fest-
gesetzten Termin, dem 17. (30.) September, Wahlen zur Konstituierenden
Versammlung abzuhalten und Gesetzesvorlagen über den Achtstundentag,
über die Sozialversicherung u. a. auszuarbeiten. 221

69 Die „Kontdktkommission" wurde auf Beschluß des versöhnlerischen Exekutiv-
komitees des Petrograder Sowjets v o m 8. (21.) M ä r z 1917 gebildet, u m auf
die Provisorische Regierung „einzuwirken" und ihre Tätigkeit zu kontrollieren.
Ihr gehörten W . N . Filippowski, M. L Skobelew, J. M. Steklow. N . N . Sucha-
now, N . S. Tschcheidse (später auch W . M. Tschernow und I. G. Zereteli) an.
Die „Kontaktkommission" half der Provisorischen Regierung, die Autorität des
Petrograder Sowjets zur Verschleierung ihrer konterrevolutionären Politik aus-
zunutzen. Mit ihrer Hilfe glaubten die Menschewiki und die Sozialrevolutio-
näre die Massen vom aktiven revolutionären Kampf für den Übergang der
Macht an die Sowjets abhalten zu können. Die „Kontaktkommission" wurde
Mitte April 1917 abgeschafft, als ihre Funktionen dem Büro des Exekutiv-
komitees übergeben wurden. 235

70 Die Frage der Einberufung einer Konferenz nach Stockhohn entstand im April
1917. Der dänische Sozialdemokrat Borgbjerg kam nach Petrograd und lud im
Namen des Vereinigten Komitees der Arbeiterparteien Dänemarks, Norwegens
und Schwedens die sozialistischen Parteien Rußlands ein, sich in Stockhohn an
einer Konferenz über die Frage des Friedensschlusses zu beteiligen. D a s sozial-
revolutionär-menschewistische Exekutivkomitee und später auch der Petro-
grader Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten faßten den Beschluß, sich
an der Stockholmer Konferenz zu beteiligen und die Initiative zu ihrer Ein-
berufung zu übernehmen. Die Siebente Gesamtrussische Konferenz der Bol-
schewiki (Aprilkonferenz) sprach sich entschieden gegen eine Beteiligung an der

34«
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Stockholmer Konferenz aus, weil feststand, daß sich dort Sozialchauvinisten
versammeln würden; sie zeigte den imperialistischen Charakter der Konferenz
auf. Am 6. (19.) August forderte Kamenew in der Sitzung des Zentralexekutiv-
komitees bei der Debatte zur Frage der Stockholmer Konferenz, sich an der
Konferenz zu beteiligen. Die bolschewistische Fraktion des Zentralexekutiv-
komitees distanzierte sich von diesem Auftreten Kamenews, das Zentral-
komitee der Partei verurteilte seine opportunistische Linie und beschloß,
im Zentralorgan die Ansichten der Partei in dieser Frage darzulegen. Am
16. (29.) August wurde in der Zeitung „Proletari" W. I. Lenins Brief „Zum
Auftreten Kamenews im Zentralexekutivkomitee in der Frage der Stock-
holmer Konferenz" veröffentlicht. Die Stockholmer Konferenz fand nicht
statt. 245

71 Lenin meint die Resolution „Ober die Vereinigung der Partei", die vom VI. Par-
teitag der SDAPR(B) angenommen wurde. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen
und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des
ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954. S. 388, TUSS.)

Der VI. Parteitag der SDAPRfB) tagte halb legal vom 26. Juli bis 3. August
(8.-16. August) 1917 in Petrograd. Auf dem Parteitag waren 157 Delegierte
mit beschließender und 110 mit beratender Stimme anwesend, die 240000 Par-
teimitglieder vertraten. W. I. Lenin leitete den Parteitag aus der Illegalität.

Auf der Tagesordnung standen folgende Fragen: 1. Bericht des Organisa-
tionsbüros; 2. Bericht des ZK der SDAPROB); 3. Rechenschaftsberichte der
lokalen Organisationen: 4. die gegenwärtige Lage: a) der Krieg und die inter-
nationale Lage; b) die politische und wirtschaftliche Lage; 5. Revision des
Programms; 6. Organisationsfragen; 7. die Wahlen zur Konstituierenden Ver-
sammlung; 8. die Internationale; 9. die Vereinigung der Partei: 10. die Ge-
werkschaftsbewegung; 11. Wahl; 12. Verschiedenes.

Außerdem wurde auf dem Parteitag die Frage behandelt, ob sich Lenin dem
Gericht stellen sollte. Im Ergebnis der Diskussion nahm der Parteitag einstim-
mig eine Resolution an, in der er sich gegen das Erscheinen Lenins vor Gericht
aussprach. Er protestierte gegen die von Staatsanwaltschaft und Polizeispitzeln
betriebene Hetze und sandte Lenin ein Grußschreiben.

Die Hauptfragen des Parteitags waren der politische Rechenschaftsbericht
des ZK und der Bericht über die politische Lage. Lenins Weisung folgend nahm
der Parteitag vorübergehend die Losung „Alle Macht den Sowjets!" zurück und
orientierte auf den Kampf für die Beseitigung der Diktatur der konterrevolu-
tionären Bourgeoisie und für die Eroberung der Macht durch das Proletariat
im Bündnis mit der armen Bauernschaft auf dem Wege des bewaffneten Auf-
stands. In seinen Beschlüssen unterstrich der Parteitag die Leninsche These
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vom Bündnis zwischen dem Proletariat und der armen Bauernschaft als wich-
tigste Voraussetzung für den Sieg der sozialistischen Revolution.

Der Parteitag wies die antileninistische Auffassung zurück, daß der Sieg der
sozialistischen Revolution in Rußland ohne den Sieg der proletarischen Revo-
lution in Westeuropa.nicht möglich sei.

Der Parteitag beschloß die ökonomische Plattform der Partei und bestätigte
ein neues Parteistatut.

Das vom Parteitag herausgegebene Manifest rief die Arbeiter, Soldaten
und Bauern Rußlands auf, ihre Kräfte zu sammeln und sich unter der Führung
der bolschewistischen Partei auf den Entscheidungskampf mit der Bourgeoisie
vorzubereiten. Der Parteitag wählte ein Zentralkomitee, dem W . I. Lenin,
J. A. Bersin, A. S-Bubnow, F. E. Dzierzynski, A. M. Kollontai, W . P. Miljutin,
M. K. Muranow, W . P. Nogin, S. G. Schaumian, F. A. Sergejew (Artjom),
J. W . Stalin, J. M. Swerdlow. M. S. Urizki u. a. angehörten. 252

72 „Proletari' (Der Proletarier) - Zentralorgan der Partei der Bolschewiki, Tages-
zeitung; erschien vom 13 . (26.) bis 24 . August (6: September) 1917 an Stelle
der von der Provisorischen Regierung verbotenen „Prawda". Es erschienen
10 Nummern. 252

73 W. I. Lenin zitiert aus dem Gedicht von N . A. Nekrassow „Oh, wohl dem
Dichter sanftgemut". (Siehe Gedichte von Nikolai Alexejewitsdb Nekrassow,
Leipzig 1902, S. 24.) 263

74 „Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands" - im April 1917 ge-
gründete Arbeiterpartei mit zentristischer Führung, deren Kern die „Sozial-
demokratische Arbeitsgemeinschaft" bildete.

Im Oktober 1920 kam es auf dem Parteitag der USPD in Halle zur Spal-
tung. Ein beträchtlicher Teil der Partei vereinigte sich im Dezember 1920 mit
der Kommunistischen Partei Deutschlands. Die rechten Elemente bildeten eine
eigene Partei und behielten die alte Bezeichnung Unabhängige Sozialdemo-
kratische Partei bei. 1922 schlössen sie sich wieder der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands an. 273

75 „Istnestija Wserossiskoroo Sowjeta Krestjanskich Deputatom" (Nachrichten des
Gesamtrussischen Sowjets der Bauerndeputierten) - Tageszeitung, offizielles
Organ des Sowjets der Bauerndeputierten; erschien von Mai bis Dezember
1Ö17 in Petrograd. Die Zeitung vertrat die Ansichten des rechten Flügels der
Sozialrevolutionäre. 281

76 Lenin meint die Schrift von Friedrich Engels „Die Bauernfrage in Frankreich
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und Deutschland". (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke. Bd. 22 , S. 499
bis 502.) 288

77 „Rabotsdii" P e r Arbeiter) - Zentralorgan der bolschewistischen Partei,
Tageszeitung, die vom 25. August (7. September) bis zum 2. (15.) September
1917 an Stelle der von der Provisorischen Regierung verbotenen Zeitung
„Prawda" herausgegeben wurde. Es erschienen 12 Nummern. 296

78 Der „Vereinigungs'kongreß der Menschewiki fand vom 19. bis 26. August
(1 . bis 8. September) 1917 in Petrograd statt. Er war einberufen worden, um
die einzelnen menschewistischen Gruppen zu einer einheitlichen Partei zu ver-
einigen. An dem Kongreß nahmen die menschewistischen „Vaterlandsvertei-
diger" (die Anhänger Plechanows und Potressows), die internationalistischen
Menschewiki (die Anhänger Martows) und die Vertreter der Zeitung „Nowaja
Shisn" teil. Mit Stimmenmehrheit nahm der Kongreß Resolutionen an, in denen
er sich für die Fortsetzung des Krieges „bis zum siegreichen Ende" aussprach,
den Eintritt von Sozialisten in die Provisorische Regierung billigte und ihr sein
Vertrauen aussprach. Im Verlauf des Kongresses zeigte sich die vollständige
Zerfahrenheit seiner Teihiehmer, und die Vereinigung kam nicht zustande. 298

79 Lenin meint den Staatsstreich vom 3 . (16.) Juni 1907. Der Staatsstreich vom
dritten Juni leitete die Periode der Stolypinschen Reaktion ein, die unter der
Bezeichnung „Regime des dritten Juni" bekannt ist. 303

80 Bei den Wahlen zu den Bezirksdumas in Petrograd, die vom 27. Mai bis zum
5. Juni (9. bis 18. Juni) 1917 stattfanden, erhielten die Bolschewiki etwa
20 Prozent aller Stimmen. Bei den Wahlen zur Petrograder Stadtduma am
20. August (2. September) 1917 erhöhte sich die Anzahl der auf die Bolsche-
wiki entfallenden Stimmen auf 33 Prozent. 305

81 „Spartak" (Spartakus) - Zeitschrift des Moskauer Gebietsbüros, des Moskauer
Stadtkomitees und (ab Nr. 2) des Moskauer Bezirkskomitees der SDAPR(B).
Erschien vom 20. Mai (2. Juni) bis zum 29. Oktober (11. November) 1917.
309

82 Lenin meint einen a m 25. August (7. September) 1917 von der Soldatensektion
des Petrograder Sowjets zur Frage der Neuwahlen für den Sowjet gefaßten
Beschluß. Die Sektion sprach sich dafür aus, den Soldaten das Recht einzu-
räumen, von jeder Kompanie und von jedem Kommando Deputierte in den
Sowjet zu wählen, während bei den Arbeitern ein Deputierter auf tausend
Wähler kam. Der Beschluß der Soldatensektion verletzte das Prinzip des glei-
chen Wahlrechts und gab den Soldaten die Möglichkeit, im Sowjet durch eine
größere Anzahl Deputierter vertreten zu sein als die Arbeiter. 312
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83 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 18, S. 528-535 . 313

84 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 22, S. 440. 313

85 Nach der Niederschlagung des Kornilowputscb.es, als die Frage nach einer
Neubildung der Provisorischen Regierung aufgeworfen wurde, faßten die
Menschewiki und Sozialrevolutionäre den Beschluß, sich nicht gemeinsam mit
den Kadetten an einer Regierung zu beteiligen. Die Regierungskrise wurde
gelöst durch die Bildung eines Direktoriums aus 5 Personen (Kerenski, Teresch-
tschenko, Werchowski, Werderewski, Nikitin). Obwohl dem Direktorium kein
offizieller Vertreter der Kadetten angehörte, wurde es dennoch auf Grund der
mit ihnen hinter den Kulissen getroffenen Vereinbarungen gebildet. Die Men-
schewiki und Sozialrevolutionäre beschlossen in der Sitzung des Gesamtrus-
sischen ZEK am 2. (15.) September 1917, das Direktorium zu unterstützen,
und halfen damit den Gutsbesitzern und Kapitalisten, an der Macht zu bleiben.
319

86 Den „Entwurf einer Resolution zur gegenwärtigen politischen Lage" beabsich-
tigte Lenin in der Sitzung des Plenums des Zentralkomitees der bolschewisti-
schen Partei einzubringen, das durch Beschluß des Z K auf den 3 . (16.) Sep-
tember 1917 anberaumt worden war. Am festgesetzten Tag fand jedoch eine
Sitzung des Z K in engerem Rahmen statt, in der dieser Entwurf nicht erörtert
wurde. In den erhalten gebliebenen und veröffentlichten Protokollen des Z K
der SDAPRCB) aus diesem Zeitraum sind keine Hinweise enthalten, daß dieser
Entwurf vom Plenum des Zentralkomitees erörtert worden ist. 320

87 Die „Gesamtrussisdie Demokratisdie Beratung" wurde von dem mensche-
wistisch-sozialrevolutionären Zentralexekutivkomitee der Sowjets einberufen,
um dem wachsenden revolutionären Aufschwung entgegenzuwirken. Sie fand
vom 14. bis 22. September (27. September bis 5. Oktober) 1917 in Petrograd
statt.

Die Führer der Menschewiki und Sozialrevolutionäre taten alles, um den
kleinbürgerlichen und bürgerlichen Parteien und Organisationen die überwie-
gende Mehrheit zu sichern.

Die Bolschewiki beteiligten sich an der Demokratischen Beratung, um sie
als Tribüne zur Entlarvung der Menschewiki und Sozialrevolutionäre auszu-
nutzen.

Die Demokratische Beratung beschloß die Schaffung eines Vorparlaments
(Provisorischer Rat der Republik). Damit sollte der Anschein erweckt werden,
daß in Rußland eine parlamentarische Ordnung eingeführt worden sei. Die
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Bolschewiki beschlossen zunächst, sich an dem Vorparlament zu beteiligen.
Lenin kritisierte diese falsche Taktik aufs entschiedenste. Er forderte, daß die
Bolsdiewiki das Vorparlament verlassen, und betonte die Notwendigkeit 3er
Konzentration aller Kräfte auf die Vorbereitung des bewaffneten Aufstands.
Auf Beschluß des Z K verließen die Bolschewiki das Vorparlament am Tage
seiner Eröffnung. 335

88 „Stvobodnaja Shisn" (Freies Leben) - Zeitung menschewistischer Richtung;
erschien in Petrograd vom 2. (15.) bis zum 8. (21.) September 1917 an Stelle
der vorübergehend verbotenen „Nowaja Shisn". 361

89 Gemeint ist der Übergang der Sowjets in die Hände der Bolschewiki: des
Petrograder Sowjets a m 3 1 . August (13. September) und des Moskauer So-
wjets am 5 . (18.) September 1917. 376

90 „Russkoje Slomo" (Das russische Wort) - bürgerlich-liberale Tageszeitung; er-
schien in Moskau ab 1895. Sie wurde im November 1917 verboten. 389

91 Die Schrift „Staat und Revolution" verfaßte Lenin im August-September 1917
in der Illegalität. Den Gedanken, daß es notwendig sei, die Frage des Staates
theoretisch auszuarbeiten, hatte Lenin in der zweiten Hälfte des Jahres 1916
geäußert. Damals schrieb er die Notiz „Jugend-Internationale" (siehe Werke,
Bd. 23 , S. 163-167) , in der er die antimarxistische Position Bucharins in der
Frage des Staates kritisierte und versprach, einen ausführlichen Artikel über die
Frage Marxismus und Staat zu schreiben. In einem Brief an A. M. Kollontai
vom 17. Februar 1917 (neuen Stils) teilte Lenin mit, daß er das Material über
die Frage Marxismus und Staat fast fertig vorbereitet habe. Dieses Material
hatte Lenin in kleiner, enger Schrift in einem Heft mit blauem Umschlag nie-
dergeschrieben, das von ihm „Marxismus und Staat" betitelt wurde. Es ist eine
Sammlung von Zitaten aus Werken von Karl Marx und Friedrich Engels nebst
Auszügen aus Büchern von Kautsky, Pannekoek und Bernstein mit kritischen
Bemerkungen, Schlußfolgerungen und Verallgemeinerungen W . I. Lenins.

Nach dem ursprünglichen Plan sollte die Schrift „Staat und Revolution" aus
sieben Kapiteln bestehen, doch hat Lenin das letzte, VII . Kapitel, „Die Er-
fahrungen der russischen Revolutionen von 1905 und 1917", nicht geschrieben.
Erhalten ist nur ein ausführlich ausgearbeiteter Plan dieses Kapitels (siehe
W . I. Lenin, „Marxismus und Staat", Berlin 1970, S. 124/125). Zur Heraus-
gabe des Buches schrieb Lenin in einer Notiz an den Verleger, falls er sich „mit
der Beendigung des VII . Kapitels zu sehr verspäten oder es übermäßig an-
schwellen sollte, müßte man die ersten sechs Kapitel gesondert, als ersten Teil
erscheinen l a s s e n . . . "
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Auf der ersten Seite des Manuskripts wird der Autor mit dem Pseudonym
„F. F. Iwanowski" bezeichnet. Unter diesem Pseudonym wollte Lenin sein
Buch erscheinen lassen, da es andernfalls die Provisorische Regierung be-
schlagnahmt hätte. Das Buch wurde jedoch erst 1918 herausgegeben, und die
Notwendigkeit des Pseudonyms entfiel. Die zweite Auflage des Buches er-
schien 1919 mit dem von Lenin in das zweite Kapitel eingefügten neuen
Unterabschnitt „Marx" Fragestellung im Jahre 1852". 393

92 Fabier - Mitglieder der „Gesellschaft der Fabier", einer reformistischen Orga-
nisation, die 1884 in England gegründet wurde. Die Gesellschaft nannte sich
nach dem römischen Feldherrn Fabius Cunctator („der Zauderer"), bekannt
durch seine abwartende Taktik und sein Ausweichen vor Entscheidungsschlach-
ten. Die Mitglieder der Gesellschaft der Fabier waren vorwiegend Vertreter
der bürgerlichen Intelligenz: Wissenschaftler, Schriftsteller, Politiker. Sie leug-
neten die Notwendigkeit des proletarischen Klassenkampfes und der sozia-
listischen Revolution und predigten den friedlichen Übergang vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus mittels kleiner Reformen. Im imperialistischen Weltkrieg
1 9 1 4 - 1 9 1 8 waren die Fabier Sozialchauvinisten. Eine Charakteristik der
Fabier findet sich in Lenins Vorwort zur russischen Übersetzung des Buches
„Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietzgen, Fried-
rich Engels, Karl Marx u. A. an E. A. Sorge und Andere" (Werke, Bd. 12,
S. 368/369), im „Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der russischen
Revolution" (Werke, Bd. 15. S. 170/171), in „Der englische Pazifismus
und die englische Abneigung gegen die Theorie" (Werke, Bd. 2 1 , S. 258/259)
u. a. 395

93 Siehe Friedrich Engels. „Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und
des Staats", in Karl Marx/Friedrich Engels. Werke, Bd. 2 1 , S. 165.

Weiter unten, auf S. 4 0 0 - 4 0 6 dieses Bandes, zitiert W . I. Lenin dieselbe
Schrift von Friedrich Engels. (Ebenda, S. 165-168 . ) 398

94 Siehe Friedrich Engels, „Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft
CAnti-Dühring')", in Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 20, S. 261/262.

Weiter unten, auf S. 411 dieses Bandes, zitiert W . I. Lenin dieselbe Schrift
von Friedrich Engels. (Ebenda. S. 171.) 408

95 Siehe Karl Marx, „Das Elend der Philosophie", in Karl Marx/Friedrich Engels,
Werke, Bd. 4. S. 6 3 - 1 8 2 . 412

96 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels. Werke. Bd. 4, S. 493 . 412
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97 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", in Karl Marx/Friedrich
Engels. Werke, Bd. 19, S. 1 1 - 3 2 , 521/522.

Das Gothaer Programm - Programm der Sozialistischen Arbeiterpartei
Deutschlands, angenommen auf dem Parteitag in Gotha im Jahre 1875, auf
dem sich die Eisenacher (geführt von August Bebel und Wilhelm Liebknecht,
unter dem geistigen Einfluß von Marx und Engels stehend) und dieLassalleaner
vereinigten. Die Vereinigung beendete den jahrelangen Bruderkampf in der
deutschen Arbeiterbewegung. Das auf dem Kongreß in Gotha angenommene
Parteiprogramm entsprach jedoch nicht der Bedeutung der Vereinigung. Es
enthielt zwar wichtige politische und soziale Forderungen, war jedoch ins-
gesamt durchdrungen vom opportunistischen Gedankengut des Lassalleanis-
mus. Karl Marx in seiner „Kritik des Gothaer Programms" und Friedrich
Engels im Brief an August Bebel vom 1 8 . - 2 8 . März 1875 unterzogen den
Entwurf des Gothaer Programms einer vernichtenden Kritik und bezeichneten
ihn als entschiedenen Rückschritt gegenüber dem Eisenacher Programm von
1869. 412

98 Siehe Karl Marx, „Das Elend der Philosophie", in Karl Marx/Friedrich Engels,
Werke. Bd. 4, S.. 182. 413

99 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 4, S. 473 und 4 8 1 . 414

100 Siehe Karl Marx, „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte", in Karl
Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 8, S. 196/197.

Weiter unten, auf S. 422 dieses Bandes, zitiert W . I. Lenin die Vorrede von
Friedrich Engels zur dritten Auflage dieser Schrift. (Ebenda. S. 561/562.) 418

101 „Die Neue Zeit" - theoretische Zeitschrift der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands, die von 1883 bis 1923 in Stuttgart erschien. In der „Neuen
Zeit" wurden erstmalig einige Arbeiten von Marx und Engels veröffentlicht.
Engels half der Redaktion der Zeitschrift ständig und übte oft Kritik daran,
daß sie Abweichungen vom Marxismus in der Zeitschrift zuließ. An der
„Neuen Zeit" arbeiteten hervorragende Führer der deutschen und internatio-
nalen Arbeiterbewegung mit. Bis Anfang des 20. Jahrhunderts eine mar-
xistische Zeitschrift, ging „Die Neue Zeit" mehr und mehr auf zentristische
Positionen über. Während des imperialistischen Weltkriegs 1 9 1 4 - 1 9 1 8 bezog
sie einen sozialpazifistischen Standpunkt und unterstützte faktisch die Sozial-
chauvinisten. 423

102 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke , Bd. 2 8 . S. 507 /508 . 424
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103 Sieha-Karl Marx/Friedrich Engels, Werke. Bd. 18. S. 96. 427

104 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 33, S. 205. 428

105 Siehe Karl Marx, „Der Bürgerkrieg in Frankreich", in Karl Marx/Friedrich
Engels, Werke, Bd. 17. S. 336 -339 .

Weiter unten, auf S. 434. 434/435, 440/441 und 4 4 3 - 4 4 5 dieses Bandes,
zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift von Karl Marx. (Ebenda, S. 341, 339-342.)
432

106 Siehe Friedrich Engels, „Zur Wohnungsfrage", in Karl Marx/Friedrich Engels,
Werke, Bd. 18, S. 226/227.

Weiter unten, auf S. 447 und 448 dieses Bandes, zitiert W. I. Lenin dieselbe
Schrift von Friedrich Engels. (Ebenda. S. 282, 266.) 447

107 W. I. Lenin meint die Artikel von Karl Marx „Der politische Indifferentismus"
und von Friedrich Engels „Von der Autorität", die im Dezember 1873 in dem
italienischen Sammelband „Almanacco Republicano per l 'anno 1874" ver-
öffentlicht wurden. Diese Artikel erschienen in einer von D. B. Rjasanow
(D. B. Goldendach) angefertigten deutschen Übersetzung in der „Neuen Zeit",
32. Jahrgang, 1913/1914, Bd. 1, Nr. 2. (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels,
Werke, Bd. 18, S. 2 9 9 - 3 0 4 und 305-308 . )

Weiter unten, auf S. 4 4 9 - 4 5 1 dieses Bandes, zitiert W. I. Lenin dieselben
Schriften. (Ebenda.) 449

108 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke. Bd. 19. S. 6/7. 453
109 Das Erfurter Programm der deutschen Sozialdemokratie wurde auf dem Erfur-

ter Parteitag im Oktober 1891 an Stelle des Gothaer Programms von 1875
angenommen. Das Erfurter Programm dokumentierte, daß sich der Marxismus
in der deutschen Arbeiterbewegung durchgesetzt hatte. Es enthielt jedoch
andererseits auch Mängel, die es später den Revisionisten erleichterten, in der
Epoche des Imperialismus das Erfurter Programm für die Verbreitung ihrer
opportunistischen Ideen zu mißbrauchen. Engels kritisierte den Entwurf des
Erfurter Programms in seiner Schrift „Zur Kritik des sozialdemokratischen
Programmentwurfs 1891". (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 22,
S. 225-240.)

Weiter unten, auf S. 463-467 dieses Bandes, zitiert W. I. Lenin dieselbe
Schrift von Friedrich Engels. (Ebenda, S. 232-237.) 455

110 Gemeint ist die Einleitung von Friedrich Engels zur Schrift von Marx „Der
Bürgerkrieg in Frankreich". (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 17,
S. 613-625.)
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Weiter unten, auf S. 463-467 dieses Bandes, zitiert W. I. Lenin dieselbe
Schrift von Friedrich Engels. (Ebenda. S. 616, 620. 623-625.) 462

111 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 22, S. 417/418. 468

112 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", in Karl Marx/Friedrich
Engels. Werke, Bd. 19. S. 28.

Weiter unten, auf S. 473, 479-482 dieses Bandes, zitiert W. I. Lenin die-
selbe Schrift von Karl Marx.'(Ebenda, S. 28, 20/21.) 472

113 Der Haager Kongreß der I. Internationale fand vom 2. bis 7. September 1872
in Anwesenheit von Marx und Engels statt. ,An dem Kongreß nahmen 65 De-
legierte teil. Auf der Tagesordnung standen folgende Punkte: 1. die Befugnisse
des Generalrats; 2. die politische Tätigkeit des Proletariats u. a. Der Kongreß
verlief unter heftigen Auseinandersetzungen mit den Bakunisten. Es wurde ein
Beschluß über die Erweiterung der Befugnisse des Generalrats angenommen.
Zu dem Punkt „Die politische Tätigkeit des Proletariats" wird im Beschluß des
Kongresses,, gesagt, das Proletariat müsse sich, um den Sieg der sozialen Revo-
lution zu sichern, seine eigene politische Partei schaffen und die große Aufgabe
meistern, die politische Macht zu erobern. Auf diesem Kongreß wurden Baku-
nin und Guillaume wegen Desorganisation und Gründung einer neuen, anti-
proletarischen Partei aus der Internationale ausgeschlossen. 491

114 „Sarfa" (Die Morgenröte) - marxistische wissenschaftlich-politische Zeitschrift,
die von der Redaktion der Zeitung „Iskra" in den Jahren 1901 und 1902 legal
in Stuttgart herausgegeben wurde. Es erschienen vier Nummern (drei Hefte).
In der „Sarja" wurden folgende Arbeiten Lenins veröffentlicht: „Zufällige
Notizen", „Die Verfolger des Semstwos und die Hannibale des Liberalismus",
die ersten vier Kapitel des Werkes „Die Agrarfrage und die .Marxkritiker'"
(unter dem Titel „Die Herren .Kritiker' in der Agrarfrage"), „Innerpolitische
Rundschau" und „Das Agrarprogramm der russischen Sozialdemokratie". 492

115 Gemeint ist der Fünfte Internationale Sozialistenkongreß der II. Internationale,
der vom 23. bis 27. September 1900 in Paris stattfand. Zu der Hauptfrage
„Eroberung der staatlichen Macht und Bündnisse mit bürgerlichen Parteien",
nahm der Kongreß mit Stimmenmehrheit eine von Karl Kautsky eingebrachte
Resolution an. In der Resolution hieß es, daß „der Eintritt eines einzelnen
Sozialisten in ein bürgerliches Ministerium nicht als der normale Beginn der
Eroberung der politischen Macht zu betrachten ist. sondern stets nur ein vor-
übergehender und ausnahmsweiser Notbehelf in einer Zwangslage sein kann".
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Die Zeitschrift „Sarja" Nr. 1 vom April 1901 veröffentlichte G. W. Plecha-
nows Artikel „Einige Worte über den letzten Internationalen Sozialisten-
kongreß in Paris (Offener Brief an die Genossen, die mir ihre Vollmacht er-
teilt haben)", in dem Kautskys Resolution heftig kritisiert wurde. 492

110 „Sozialistische Monatshefte" - Zeitschrift, erschien von 1897 bis 1933 in Ber-
lin. Wurde zum wichtigsten Organ des deutschen und internationalen Revi-
sionismus. In den Jahren des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 vertrat
sie einen sozialchauvinistischen Standpunkt. 505

117 Die Unabhängige Arbeiterpartei Englands (Independent Labour Party) wurde
1893 gegründet. An der Spitze der Partei standen James Keir Hardie, R. Mac-
Donald und andere. Sie erhob Anspruch auf politische Unabhängigkeit von
den bürgerlichen Parteien, war jedoch in Wirklichkeit, wie Lenin sich aus-
drückte, „ .unabhängig" nur vom Sozialismus, aber vom Liberalismus sehr ab-
hängig". Während des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 trat die Un-
abhängige Arbeiterpartei zunächst mit einem Manifest gegen den Krieg hervor
(13. August 1914), später hingegen, in der Londoner Konferenz der Sozialisten
der Ententeländer im Februar 1915, stimmten die Unabhängigen der in dieser
Konferenz angenommenen sozialchauvinistischen Resolution zu. Seitdem stan-
den die sich mit pazifistischen Phrasen tarnenden Führer der Unabhängigen
auf den Positionen des Sozialchauvinismus. Nach der Gründung der Kommu-
nistischen Internationale im Jahre 1919 beschlossen die Führer der Unab-
hängigen Arbeiterpartei unter dem Druck der nach links geschwenkten Massen
der Parteimitglieder den Austritt aus der II. Internationale. 1921 traten die
Unabhängigen der sogenannten zweieinhalbten Internationale bei und schlös-
sen sich nach deren Zerfall von neuem der II. Internationale an. 506
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3.-24. Juni Lenin nimmt an den Arbeiten des I. Gesamtrussischen Kon-
(16. ftmi-7. Juli) gresses der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten teil.

4. (17.) Juni Lenin spricht auf dem I. Gesamtrussischen Kongreß der So-
wjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten über die Stellung
zur Provisorischen Regierung.
In Nr. 73 der „Prawda" werden Lenins Artikel .Die Zerrüt-
tung und der Kampf des Proletariats dagegen" und „Die tau-
sendunderste Lüge der Kapitalisten" veröffentlicht.

6. (19.) Juni In Nr. 74 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Die Erzreak-
tionäre vom 3. Juni sind für die sofortige Offensive", „Ein
Bündnis, um die Revolution aufzuhalten" und „Danksagung"
veröffentlicht.

Lenin nimmt an der erweiterten Sitzung des ZK der Partei teil
und unterbreitet den Vorschlag, am 10. (23.) Juni eine friedliche
Demonstration der Arbeiter und Soldaten in Petrograd unter
bolschewistischen Losungen zu organisieren.

7. (20.) Juni In Nr. 75 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Gibt es einen
Weg zu einem gerechten Frieden?", i,Ober die Volksfeinde" und
„Notiz" veröffentlicht.

8. (21.) Juni In Nr. 76 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „ .Das große
Abschwenken'", „Von der Nützlichkeit einer sachlichen Pole-
mik", „Eine Seuche der Vertrauensseligkeit" und „Eine Taube
auf dem Dach oder ein Sperling in der Hand".

9. (22.) Juni In Nr. 77 der „Prawda" wird Lenins Artikel „Den Sozialismus
einführen oder aufdecken, wie die Staatskasse geplündert
wird?" veröffentlicht.

35 Lenin. Werke. Bd. 25
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Lenin spricht auf dem I. Gesamtrussischen Kongreß der Sowjets
der Arbeiter- und Soldatendeputierten über den Krieg.

In der Nacht vom W. I. Lenin nimmt an der Sitzung der bolschewistischen Frak-
9. zum 10. (vom tion des I. Gesamtrussischen Sowjetkongresses und danach an
22. zum 23.) Juni der Sitzung des ZK der SDAPR(B) teil. Auf Vorschlag W. I.

Lenins beschließt das ZK, die auf den 10. (23.) Juni festgelegte
Demonstration abzusagen.

Spät in der Nacht bereitet W. I. Lenin Materialien für die
„Prawda" sowie Direktiven des ZK in Verbindung mit dessen
Beschluß über die Absage der Demonstration vor.

11. (24.) Juni In Nr. 79 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „In Verwir-
rung und Angst geraten", „Anspielungen", „.Beunruhigende
Gerüchte'" und „Eine Preisfrage".

Lenin schreibt den „Entwurf einer Erklärung des ZK der
SDAPR(B) und des Büros der Fraktion der Bolschewiki an den
Gesamtrussischen Sowjetkongreß anläßlich des Verbots der
Demonstration".

Lenin spricht in der Sitzung des Petersburger Komitees der
SDAPR(B) anläßlich der Absage der Demonstration.

13. (26.) Juni In Nr. 80 der „Prawda" werden Lenins Artikel „An einem
Wendepunkt" und „Brief an die Redaktion" veröffentlicht.

14. (27.) Juni In Nr. 81 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die Außen-
politik der russischen Revolution" und „Eine widerspruchsvolle
Position".

15. (28.) Juni Der Artikel Lenins „Die Ukraine" erscheint in Nr. 82 der
„Prawda".

16. (29.) Juni In Nr. 83 der „Prawda" wird Lenins Artikel „Woher kamen
und .kommen", klassenmäßig gesehen, die Cavaignac?" ver-
öffentlicht.

16.-23. Juni Lenin nimmt führend teil an den Arbeiten der Gesamtrussischen
(29. Juni bis Konferenz der Militärorganisationen der SDAPR(B) der Front
6. Juli) und des Hinterlands; er wird in das Präsidium gewählt.

17. (30.) Juni Lenin schreibt einen Brief an das Auslandsbüro des ZK der
SDAPR(B) in Stockholm.
In Nr. 84 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Wie der
Kampf gegen die Konterrevolution geführt werden muß", „Die
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Ukraine und die Niederlage der Regierungsparteien Rußlands",
„Auf die Anklagebank mit Rodsjanko und Dshunkowski, sie
haben einen Spitzel gedeckt!" und „Eine merkwürdige Entstel-
lung von Zitaten".

18. Juni (1. Juli) Lenin führt eine Beratung des ZK der SDAPR(B) im engeren
Rahmen zu den Ergebnissen der Demonstration vom 18. Juni
(1. Juli) durch.

In Nr. 85 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Herrschende
und verantwortliche Parteien" und „Noch eine Kommission".

20. Juni (3. Juli) In Nr. 86 der „Prawda" wird Lenins Artikel „Der achtzehnte
Juni" veröffentlicht.

Lenin spricht auf der Gesamtrussischen Konferenz der Militär-
organisationen der SDAPR(6) der Front und des Hinterlands
über die gegenwärtige Lage.

Lenin wird vom I. Gesamtrussischen Sowjetkongreß zum Mit-
glied des Zentralexekutivkomitees gewählt.

Zwischen dem Lenin spricht auf der Gesamtrussischen Konferenz der Militär-
20. und 23. Juni Organisationen der SDAPR(6) der Front und des Hinterlands
(3. und 6. Juli) über die Agrarfrage.

21. Juni (4. Juli) In Nr. 87 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die Revolu-
tion, die Offensive und unsere Partei", „Wodurch unterscheidet
ihr euch denn von Plechanow, ihr Herren Sozialrevolutionäre
und Menschewiki?" und „Wie sich Rodsjanko rechtfertigt".

22. Juni (5. Juli) In Nr. 88 der „Prawda" wird Lenins Artikel „Wohin haben die
. Sozialrevolutionäre und die Menschewiki die Revolution ge-
bracht?" veröffentlicht.

24. Juni (7. Juli) In Nr. 90 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Kann man
die Arbeiterklasse mit dem Jakobinertum' schrecken?" und
„Von der Notwendigkeit, einen Verband der Landarbeiter Ruß-
lands zu gründen" (Erster Artikel).

25. Juni (8. Juli) In Nr. 91 der „Prawda" werden die Artikel Lenins „Von der
Notwendigkeit, einen Verband der Landarbeiter Rußlands zu
gründen" (Zweiter Artikel) und .Eine verworrene Revolution"
veröffentlicht.

35*
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27. Juni In Nr. 92 der „Prawda" werden die Artikel Lenins „Die Klas-
(10. Juli) senverschiebung" und „Wunder an revolutionärer Tatkraft"

veröffentlicht.

29. Juni In Nr. 94 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Phrasen und
(12. Juli) Tatsachen" und .Wie die Herren Kapitalisten ihre Gewinne

verschleiern (Zur Frage der Kontrolle)" veröffentlicht.

29. Jur.i-4. Juli Lenin verbringt krankheitshalber einige Tage im Dorf Neiwola
(12.-17. Juli) in der Nähe der Bahnstation Mustamjaki (Finnland).

30. Juni In Nr. 95 der „Prawda" werden Lenins Artikel „Die Krise rückt
(13. Juli) näher - die Zerrüttung greift um sich" und „Wie soll man es

tun?" veröffentlicht.

1.(14.) Juli In Nr. 96 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Wie und
warum hat man die Bauern betrogen?" und „Wer trägt die
Verantwortung?"

3. (16.) Juli Lenin schreibt den Artikel „Worauf mögen die Kadetten bei
ihrem Austritt aus der Regierung gerechnet haben?"

Spätestens Lenin schreibt den Artikel „Alle Macht den Sowjets!". Der Ar-
4. (17.) Juli tikel wird in Nr. 99 der „Prawda" vom 18. (5.) Juli veröffent-

licht.

4. (17.) Juli Lenin spricht vom Balkon des Palais der Krzesinska zu den

Demonstranten.

In der Nadit vom Lenin nimmt an der Sitzung des ZK und des PK der SDAPR(B)
4. zum 5. (vom teil, die den Aufruf zum Abbruch der Julidemonstration be-
17. zum 18.) JuU schließt.
5. (18.) JuU Lenin übersiedelt in ein illegales Quartier.

Er schreibt die Artikel: „Wo ist die Macht und wo die Konter-
revolution?". „Die niederträchtigen Lügen der Schwarzhunder-
terpresse und Alexinskis", „Verleumdungen und Tatsachen",
„Dem Wesen der Dinge nahe" und „Eine neue Dreyfus-Af-
färe?". Diese Artikel werden im „Listok .Prawdy"" vom 19. (6.)
Juli veröffentlicht.

6. (19.) Juli Lenin führt aus Anlaß der Juliereignisse eine Beratung des ZK
der SDAPR(B) in engerem Rahmen durch.
Lenin nimmt an einer Beratung des Vollzugsausschusses des
Petersburger Komitees der SDAPR(B) teil, die im Wächter-
häuschen der Fabrik Renault (heute der staatliche Leningrader
Betrieb „Roter Oktober") stattfindet.
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6./7. (19./20.)
]uLi

7.-9. (20.-22.)
Juli

7. (20.) Juli

8. (21.) Juli

In der Nacht vom
9. zum 10. (vom
22. zum 23.) Juli

10. (23.) Juli

11. (24.) Juli

15. (28.) Juli

Mitte Juli

19. Juli
(1. August)

26. Juli
(8. August)

Lenin schreibt den „Aufruf des Vollzugsausschusses des Peters-

burger Komitees der SDAPR(B)".

Lenin schreibt den Artikel „Eine Dreyfusiade".

Lenin verbirgt sich in der Wohnung des Arbeiters S. J. Allilu-
jew.

Die Provisorische Regierung erläßt einen Haftbefehl gegen
Lenin.
Lenin schreibt die Artikel „Zur Widerlegung dunkler Gerüchte"
und „Drei Krisen".

Lenin schreibt einen Brief an das Büro des Zentralexekutiv-
komitees des Gesamtrussischen Sowjets der Arbeiter- und Sol-
datendeputierten, in dem er gegen die bei ihm durchgeführte
Haussuchung protestiert.

Lenin schreibt den Artikel „Sollen sich die Führer der Bolsche-
wiki dem Gericht stellen?".

W. I. Lenin fährt in eine Siedlung in der Nähe der Bahnstation
Rasliw. Einige Tage später verbirgt er sich in einer Hütte am
See Rasliw.

Lenin schreibt die Thesen „Die politische Lage". Sie werden als
Artikel in Nr. 6 des „Proletarskoje Delo" vom 2. August (20.
Juli) veröffentlicht.

Lenins Brief an die Redaktion der „Nowaja Shisn" wird in
Nr. 71 der „Nowaja Shisn" veröffentlicht.
In Nr. 2 des „Proletarskoje Delo" erscheinen Lenins Artikel

„Worauf mögen die Kadetten bei ihrem Austritt aus der Re-
gierung gerechnet haben?" und „Brief an die Redaktion des
.Proletarskoje Delo'".

Lenin schreibt den Artikel „Zu den Losungen". Der Artikel wird
1917 als Broschüre vom Kronstädter Komitee der SDAPR(B)
herausgegeben.

In Nr. 5 des „Proletarskoje Delo" erscheint Lenins Artikel „Wo-
für wir dem Fürsten G. J. Lwow dankbar sind".
Lenins Artikel „Drei Krisen" erscheint in Nr. 7 der Zeitschrift
„Rabotniza".
Lenin schreibt den Artikel „Ober Verfassungsillusionen".
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26. und 27. Juli
(8. und 9. August)
26. Juli bis
3. August (8. bis
16. August)
29. Juli
(11, August)

Ende Juli

3. (16.) August

4. und 5. (17.

und 18.) August

In der Nacht vom
8. zum 9. (vom
21. zum 22.)
August

9. {22.) August

10. August-17.
September (23.
Augusl-30.
September)

16. (29.) August

17.-25. August
(30. August bis
7. September)

18.119. August
(31. August/
1. September)

19. August
(1. September)

In Nr. 3 und 4 des „Rabotschi i Soldat" erscheint Lenins Artikel
„Eine Antwort".

Lenin leitet aus der'Illegalität den VI. Parteitag der SDAPR(B).
Der Parteitag wählt Lenin zum Ehrenvorsitzenden und sduckt
ihm ein Begrüßungsschreiben.

Lenin wird vom VI. Parteitag der SDAPR(B) ins ZK gewählt.
In Nr. 6 des „Rabotschi i Soldat" erscheint Lenins Artikel „Der
Beginn des Bonapartismus".

Lenin schreibt den Artikel „Die Lehren der Revolution". Der
Artikel erscheint in Nr. 8 und 9 des „Rabotschi" vom 12. und
13. September (30. und 31. August).

Lenin wird vom VI. Parteitag als Kandidat für die Konstituie-
rende Versammlung aufgestellt.

In Nr. 11 und 12 des „Rabotschi i Soldat" wird Lenins Artikel

„Über Verfassungsillusionen" veröffentlicht.

Lenin verläßt Rasliw und begibt sich zur Station Udelnaja.

Lenin fährt abends von Udelnaja illegal als Heizer auf einer
Lokomotive über die finnische Grenze.

Lenin verbirgt sich in Finnland im Dorf Jalkala in der Nähe
der Station Terijoki, dann wohnt er in der Stadt Lahti. 130 km
von Helsingfors, und später in Helsingfors.

Der Brief Lenins „Zum Auftreten Kamenews im Zentralexeku-
tivkomitee in der Frage der Stockholmer Konferenz" wird in
Nr. 3 des „Proletari" veröffentlicht.

Lenin schreibt einen Brief an das Auslandsbüro des ZK der
SDAPR(B).

Lenin schreibt den Artikel „Gerüchte von einer Verschwörung".

In Nr. 6 des „Proletari" wird Lenins Artikel „Sie sehen den
Wald vor lauter Bäumen nicht" veröffentlicht.
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24. August In Nr. 10 des „Proletari" wird Lenins Artikel „Politische Er-
(6. September) pressung" veröffentlicht.

26. August In Nr. 2 des „Rabotschi" erscheinen Lenins Artikel „Papieme
(8. September) Resolutionen" und „Über die Stockholmer Konferenz".

29. August In Nr. 6 des „Rabotschi" erscheint Lenins Artikel „Aus dem
(11. September) Tagebuch eines Publizisten. Bauern und Arbeiter".

30. August In Nr. 8 des „Rabotschi" wird Lenins Artikel „Die Verleumder"
(12. September) veröffentlicht.

Lenin schreibt einen Brief „An das Zentralkomitee der SDAPR".

August bis Lenin schreibt die Schrift „Staat und Revolution. Die Lehre des
September Marxismus vom Staat und die Aufgaben des Proletariats in der

Revolution".

I. (14.) Septem- Lenins Artikel „Aus dem Tagebuch eines Publizisten. Die Wur-
ber zel des Übels. Frondienst und Sozialismus" erscheint in Nr. 10

des „Rabotschi".

1.-3. (14.-16.) Lenin schreibt den Artikel „Über Kompromisse", der in Nr. 3
September des „Rabotschi Put" vom-19. (6.) September veröffentlicht wird.

Spätestens 3. Lenin schreibt die Briefe „Zur Frage des Parteiprogramms",
(16.) September „7MT Zimmerwalder Frage" und „Verletzung der Demokratie

in den Massenorganisationen".

Lenin schreibt den „Entwurf einer Resolution zur gegenwärtigen
politischen Lage".

6. (19.) Septem- Lenin wird in einer Sitzung des ZK der SDAPR(B) als Delegier-
ter ter für die Demokratische Beratung benannt.

10.-14. (23.-27.) Lenin schreibt die Broschüre „Die drohende Katastrophe und
September wie man sie bekämpfen soll".

II. (24.) Septem- Lenin wird vom Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldaten-
ber deputierten als Delegierter für die Demokratische Beratung ge-

wählt.

14. (27.) Septem- In Nr. 10 des „Rabotschi Put" erscheint Lenins Artikel „Eine der
6er Kernfragen der Revolution".

15. (28.) Septem- In Nr. 11 des „Rabotschi Put" erscheint Lenins Artikel „Wie
ber wird der Konstituierenden Versammlung der Erfolg gesichert?

(Über die Pressefreiheit)".
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